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Gemäss Volksbeschluss vom 20. Februar 1898 wer- 
den die fünf bedeutendsten Schweizerbahnen in wenigen 
Jahren in die Hände der Eidgenossenschaft gelangen» 

Der Übergang vom Privatbahn- zum Staatsbahn- 
system wird für unser ganzes Volksleben von nach- 
haltigster Wirkung sein. Dinge, welche bisher als in- 
terne Angelegenheiten der Bahnunternehmungen galten, 
werden mehr und mehr die öifentliche Diskussion be- 
schäftigen und dies wird zumal Vom Tarifwesen gelten. 

Unter diesen Umständen dürfte ein Rückblick auf 
das, was bis jetzt auf dem Gebiete des Güter tarifwesens 
in der Schweiz und anderwärts geschehen ist, nicht un- 
erwünscht sein. Andrerseits drängt sich die Frage auf, 
wie sich unser Tarifwesen in Zukunft wohl gestalten 
werde! In dieser Beziehung glaubt der Verfasser, dass 
durch Einführung von Staffeltarifen — ein Tarifsystem, 
das bei uns seiner Zeit in beschränktem Umfange schon 
bestand, dessen richtige Anwendung bei dem Vorhanden- 
sein mehrerer Gesellschaften aber nicht durchführbar 
war — sowohl der Frachtpreis billiger gemacht, als der 
Güterumlauf erhöht werden könne, ohne dass dabei die 
Bahnen finanziell geschädigt werden. 

Bei der Abfassung dieser Arbeit ist mir von mancher 
Seite schätzenswerte Hilfe zu teil geworden. Zu be- 
sonderem Dank bin ich Herrn Dr. E. Escher, Alt- 
Direktionspräsidenten der Nord-Ost-Bahn, verpflichtet, 
ebenso sind mir die Direktionen des Centralamtes für den 
internationalen Eiseabahn-Frachtverkehr und der Jura- 
Simplon-Babn in jeder Weise entgegengekommen; Herr 
Toggweiler, Chef der kommerziellen Abteilung der J. S. 
hat von Anfang an dieser Abhandlung seine Sympathie 
und Förderung zu teil werden lassen. 



I. 

Zwei Momente sind es, welche für die Feststellung 
des Transportpreises in Betracht kommen, einmal die 
nach Raum und Wert der Gegenstände sich bestimmende 
Klasse, und sodann die Länge der Wegstrecke. 

Die Art und Weise, wie eine Bahnunternehmung 
diese beiden Faktoren zusammen leitet, drückt sich in 
ihrem Tarifsystem aus. Herrschte in dieser Beziehung 
früher eine grosse Willkür, so haben sich in neuerer 
Zeit gewisse Grundsätze herausgebildet, die mehr und 
mehr zu allgemeiner Anerkennung gelangt sind. 

Wenn für ein Verkehrsgebiet oder Land einheitliche 
Klassifikation - Grundsätze und gesetzliche Tarifvor- 
schriften vorhanden sind, so spricht man von formeller 
Tarifeinheit; sind die Einheitssätze die gleichen, so 
spricht man von materieller Tarifeinheit. 

Die Bahnen befördern Personen und Güter. Man, 
hat demgemäss zwischen Personen- und Gütertarifen 
zu unterscheiden. 

Die vorliegende Abhandlung will sich nur mit dem 
Gütertransport befassen. Einige erläuternde Notizen über 
das Personentarifwesen seien immerhin vorausgeschickt. 

Die Personentarife zerfallen, wie die Gütertarife, in 
Klassen, für welche das Fahrgeld verschieden bemessen 
wird; während aber die Güter, ihrem Wert oder ihrer 
äusseren Verfassung nach in der Eegel gewissen von vorn- 
herein bezeichneten Klassen zugewiesen werden, haben die 
Reisenden die Einschätzung für ihre Person selbst vor- 
zunehmen. Im Personentransport unterscheidet man, wie 
bei den Gütern, eine langsamere und eine beschleunigtere 
Beförderungsart und die Personen tarife weisen, wie die 
Güterfrachtsätze, eine Menge von Special- und Aus- 



nahmetarifen auf, welche darauf abzielen, die Benutzung 
der Bahn zu erleichtern und den Verkehr zu begünstigen. 
Was die Berechnungsweise der Personentaxen an- 
betrifft, so wird in der Regel für eine Wegeinheit, etwa 
den Kilometer, für jede Wagenklasse ein bestimmter 
Satz aufgestellt; um das Fahrgeld für eine Strecke zu 
finden, wird dieser Satz einfach mit der Zahl der Weg- 
einheiten, welche die Entfernung von dem einen Ort 
zum andern ausmachen, multipliziert. 

Eine davon abweichende Berechnungsart besitzen die 
Niederlande, Dänemark und für die dritte Wagenklasse 
Norwegen, indem die Staatsbahnen dieser Länder die 
Taxberechnung nach Staffelform durchführen, das heisst, 
in gewissem Verhältnis zur durchlaufenen Entfernung 
den Satz für die einzelne Wegeinheit abnehmen lassen. 

Endlich haben Osterreich und Ungarn infolge ihres 
Zonentarifs eine in der Form verschiedene Berechnungs- 
weise: es wird zwar auch da für die Wegeinheit ein 
bestimmter Satz erhoben, nur beträgt die Wegeinheit 
nicht, wie anderwärts, einen Kilometer oder eine Meile, 
sondern für Osterreich 10 bis 50 km, für Ungarn 15 
und 25 km, oder eine „Zone". 

Beim Transport von Personen kommen nicht einzig 
und allein die Taxen in Frage, sondern es werden an 
die Bahnen auch wichtige Anforderungen in Bezug auf 
Schnelligkeit und Bequemlichkeit der Fahrt gestellt. In 
letzterer Hinsicht haben die Verwaltungen zum Teil 
Grossartiges geleistet; da aber die mannigfachen Vor- 
teile, die heute den Eeisenden gewährt werden, den 
Bahnen grosse Kosten verursachen, so ist es nicht ver- 
wunderlich, wenn die heutigen Personentaxen nicht viel 
niedriger sind, als sie zur Zeit der Entstehung dieses 
Verkehrsmittels waren. Bedeutende Ermässigungen wer- 
den jetzt allerdings durch die vielen Ausnahmetarife 
geboten, aber ihr Gebrauch ist immer an gewisse Be- 
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Stimmungen gebunden; kommt man diesen nicht nach, 
so hat man die hohen Sätze der gewöhnlichen oder 
normalen Taxen zu entrichten. 

An Vorschlägen aller Art für durchgreifende Ke- 
formen im Personeutarifwesen, namentlich im Sinne der 
Herabsetzung des Fahrgeldes, hat es nicht gefehlt. 
Vornehmlich durch Zonentarife, deren System der Tarif- 
bildungsweise dem Briefverkehr entnommen ist, suchen 
die eifrigsten Verfechter einer Personentarifreform Er- 
mässigungen herbeizuführen. 1 Einen Erfolg haben diese 
Bemühungen aufzuweisen: in Ungarn, wo am 1. August 
1889 ein Zonentarif eingeführt und in Österreich, wo 
am 16. Juni 1890 der sogenannte Kreuzer-Zonentarif 
angenommen wurde. 

Der ungarische Zonentarif unterscheidet zunächst 
den Nahverkehr, der die Entfernungen von 2 bis 3 
Nachbarstationen umfasst und eine, resp. zwei Zonen 
darstellt. Der Fernverkehr begreift 14 Zonen, von denen 
die I., XII. und XIII. Zone je 25 km, die andern je 
15 km betragen; die XIV. Zone beginnt mit dem 225. 
km und erstreckt sich bis zur Grenze des ungarischen 
Netzes. 

Eine Eigentümlichkeit und jedenfalls eine Ein- 
schränkung des Zonentarifs findet sich insofern darin, als 

1 Schon 1843 hatte William Galt „Railway reform" Zonen- 
tarife vorgeschlagen; das gleiche Ziel verfolgten William Schar- 
ling „Das Freimarkensystem und die Eisenbahnen", Kopenhagen 

1867 und Raphael Brandon „Railway and the public", London 

1868 und für Deutschland Franz Perrot „Die Reform des Eisen- 
bahntarifwesens im Sinne des Pennyportos", Bremen 1869. In 
letzter Zeit haben namentlich Theodor Hertzka „Das Personen- 
porto", 1885 und Dr. E. Engel „Eisenbahnreform", 1888 und „Zonen- 
tarif u , 1892, eine lebhafte Agitation dafür entfaltet. F. Ulrich hat in 
seiner Schrift „Personentarifreform und Zonentarif", Berlin 1892, 
dem Zonentarif eine Beurteilung wiederfahren lassen, welche, frei 
von jeder Überschwänglichkeit und Phantasterei, die Vor- und 
Nachteile dieses Systems ins richtige Licht setzt. 
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Budapest und Agram Schnittpunkte bilden, so dass die 
Zonen von jedem dieser zwei Punkte aus neu zu laufen 
beginnen. 

Der österreichische Zonentarif ist für dte ersten 
200 km in 12 Zonen eingeteilt, welche 10 km, 15 km, 
20 km und 25 km umfassen; die Entfernungen über 
200 km werden nach Zonen von je 50 km gemessen. 

Russland bedient sich ebenfalls eines Zonentarif- 
systems. 

Das bisher Erreichte erfüllt bei weitem nicht die 
in Bezug auf Umgestaltung der Personenfahrgelder ge- 
setzten Hoffnungen und so dürfte das Ideal. der Vor- 
kämpfer des Zonentarifs: ein bloss drei Taxen umfas- 
sender Distanzentarif vorläufig noch ein schöner Traum 
bleiben. 

Die Verwirklichung derartiger Vorschläge ist auf 
lange Zeit hinaus ausgeschlossen, die Betriebsausfälle 
wären derartige, dass sie schwerlich durch Verkehrs- 
zunahme gedeckt werden könnten. 

Kann man, vor allem der vielen, kleinen Zonen halber, 
den österreichischen oder den ungarischen Tarif kaum 
als Vorbild für dieses System hinstellen, so hat diese 
Tarifreform immerhin deutlich bewiesen, dass bei wohl- 
erwogenem Herabsetzen der Fahrgelder auch im Per- 
sonenverkehr ein Aufschwung nicht ausbleibt. 

Zur Zeit, da der Zonentarif in Ungarn seiner gün- 
stigen Ergebnisse wegen Aufsehen machte, wurde dessen 
Annahme auch für die Schweiz befürwortet: das Eisen- 
bahndepartement ersuchte die Verwaltungen, die Mög- 
lichkeit einer Einführung zu prüfen, wobei es ihm 
aber mehr um einheitliche Gestaltung und Ermässigung 
der Personentaxen zu thun war. * Der Verband der 



1 Vergl. Memorial des administrativen Inspektorates des 
schweizerischen Eisenbahndepartementes vom 27. Mai 1890 „Über 
4ie Reform der Personen tarife". 
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schweizerischen Eisenbahnverwaltungen verwarf den 
Zonentarif, ebenso das Fallenlassen aller Aüsnahme- 
tarife und die erheblichen Ermässigungen, die das De- 
partement vorgeschlagen hatte. * In Form von Aus- 
nahmetarifen haben die Bahnen in der Folge ansehnliche 
Herabsetzungen gewährt. 

Die künftige Staatsbahn wird in erster Linie die 
Vereinheitlichung der bestehenden Personentaxen vor- 
zunehmen haben. Erst dann wird die Personentarif- 
reform in vorstehendem Sinn an sie herantreten. In 
Bezug auf die Zahl der auf den Kopf der Bevölkerung 
entfallenden Fahrten nimmt die Schweiz die zweite 
Stelle in Europa ein, die durchschnittliche Fahrdistanz 
beträgt indessen nur 30 km. (Russland 108 km, Belgien 
21 km): dies zeigt deutlich, dass es bei uns an Reiselust 
nicht fehlt, dass aber neben der geringen Ausdehnung 
des Netzes die Höhe der Taxen auf den Fernverkehr 
ungünstig einwirkt. Staffeltarife dürften in dieser Be- 
ziehung einen heilsamen Einfluss ausüben. 

In den meisten Staaten sind, durch das öster- 
reichische und ungarische Beispiel angeregt, Personen- 
tarifreformen teils durchgeführt, teils an Hand genom- 
men worden, freilich ohne dass dabei immer Zonentarife 
zum Vorbild genommen worden wären. Es ist immerhin 
nicht ausgeschlossen, dass man mit der Zeit allgemein 
zu der Taxberechnung nach Zonen — allerdings wohl 
auf anderer Grundlage als es heute geschieht — greifen 
wird und dass in diesem System der Tarif der Zukunft 
zu erblicken ist. 2 



1 Vergl. Antwort der Verwaltungen des schweizerischen 
Eisenbahnverbandes vom 1. März 1891 auf obiges Memorial. 

2 Während des Druckes dieser Arbeit ist vom eidg. Post- 
und Eisenbahndepartement der Entwurf zu einem Bundesgesetz 
betreffend das Tarif wesen der schiceizerischen Bundesbahnen (vom 
5. Dezember 1898) nebst Botschaft an verschiedene Interessenten- 
kreisen behufs Begutachtung verteilt worden. Siehe darüber den 
Anhang. 
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Dem Gütertarif wesen ist seiner grösseren Wichtigkeit 
wegen von Seite der Verwaltungen von jeher Aufmerk- 
samkeit und Fürsorge in hohem Grade zu teil geworden. 

Hatte man beim Entstehen der Eisenbahnen ge- 
glaubt, dass diese vornehmlich Personen zu befördern 
haben würden, so stellte sich in kurzer Zeit heraus, 
dass der Güterverkehr, sowohl was seine Zunahme, als 
seine Erträgnisse anbetraf, trotz immerwährenden Sin- 
kens der Frachtsätze den Personenverkehr weit hinter 
sich Hess. 

Ein kurzer Überblick über die Entwicklung und 
Geschichte des Gütertarifwesens im allgemeinen und in 
den einzelnen Eisenbahnländern im besonderen soll die 
Mittel und Wege zeigen, welche eingeschlagen wurden, 
um das Gütertarifwesen seiner jetzigen, wenn auch bei 
weitem nicht vollkommenen , so doch für Bahn und 
Publikum vorteilhaften Ausbildung und Gestalt entgegen- 
zuführen. 

In der allerersten Periode der Eisenbahnen schloss 
sich die Tarifierung in ihren Grundzügen den Fahr- 
geldern der schon bestehenden Frachtfuhrwerke, Posten 
und Wasserstrassen an; die ältesten Gütertarife waren 
somit auf einfachster Basis aufgebaut. Es handelte sich 
zunächst nur um Kaufmannswaren und diese wurden, 
je nach ihrem Tauschwert, höher oder niedriger tarifiert, 
indem man die ungleichwertigen oder ungleichartigen 
Güter in verschiedene Klassen einreihte, deren jede 
einen anderen Frachtsatz hatte. Im allgemeinen unter- 
schied man hierbei Ganzfabrikate, Halbfabrikate und 
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Rohprodukte ; letztere wurden am wenigsten belastet. 
In erster Linie hing die damalige Frachtfestsetzung 
vom Tauschwert des Gutes ab; je mehr das Gut „er- 
tragen a konnte, desto mehr hatte es für seine Beför- 
derung zu zahlen. Diese Tarifbildungsart ist unter dem 
Namen Wertklassifikatiomsystem bekannt. 

Es bedurfte nicht langer Zeit, um erkennen zu 
lassen, dass das Erträgnis einer Bahn nicht allein von 
hohen Tarifsätzen, sondern mehr noch von möglichst 
grossem Verkehr abhängig sei, zumal da die für den 
einzelnen Transport aufzuwendende Leistung der Bahn 
mit der Zunahme der Transporte abnimmt. Um die ge- 
wünschte Steigerung des Verkehrs herbeizuführen, hatte 
man sein Augenmerk vor allem auf erhöhte Massen- 
beförderung minderwertiger Güter und Rohprodukte zu 
richten: die Sätze für diese Güter mussten ermässigt 
werden bis zu der Grenze, wo ein Sinken der Ein- 
nahmen aus dem Güterverkehr zu gewärtigen stand. 
Ohne Durchbrechung des reinen Werttarifsystems Hess 
sich aber die für den Massentransport notwendige Er- 
leichterung nicht durchführen, denn bedeutende Pracht- 
Ermässigungen, wie sie für die Eisenbahnen geboten 
waren, konnten ohne Einbusse nur dann zugestanden 
werden, wenn eine bessere Ausnützung des Rollmaterials 
■eintrat. Um dies zu erreichen, konnte nicht mehr einzig 
der Wert der Ware, sondern es musste auch das Gewicht 
und der von ihr in Anspruch genommene Raum in Be- 
tracht gezogen werden. Die weitere Ausbildung dieser 
Grundsätze führte zum sogenannten Gewichts- und Wagen- 
raumsystem, das in seiner reinen Form den Wert des 
Gutes überhaupt nicht mehr berücksichtigt, sondern, da 
es ungerechtfertigt erscheint, einer Ware, die der Eisen- 
bahn für ihre Beförderung nicht mehr Kosten verursachte 
als eine andere, eine höhere Gegenleistung aufzuerlegen, 
die Frachtfestsetzung einzig nach Gewicht und Raum des 
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Gutes vornimmt. Zugleich bezweckt dieses System mög- 
lichst gute Ausnützung des Raumes und der Tragfähig- 
keit der Wagen; dies wird erreicht durch erhebliche 
Ermässigungen für ganze und halbe Wagenladungen, wo- 
bei ausdrücklich die Verladung in einen Wagen vorge- 
schrieben ist. Der Wagenraumtarif unterscheidet Eilgut, 
Stückgut und Wagenladungsklassen ; eine Klassifikation 
nach dem Wert kennt er nicht. 

Seinen Vorläufer, den Werttarif, hat das Wagenraum- 
system immerhin nicht, oder nur zeitweilig zu verdrängen 
vermocht und dies aus einem Grunde, der in der Vor- 
aussetzung des Systems selbst liegt: ein gleichartiger 
Transportpreis für alle Güter, ohne Rücksichtnahme auf 
ihren Wert, führte nämlich entweder zu einer zu hohen 
Tarifierung der Massengüter, oder es waren umgekehrt 
die Beförderungspreise für die andern Transporte derart 
herabzusetzen, dass die Bahnen nicht mehr mit Gewinn 
arbeiten konnten ; da letzteres aber, bei dem Charakter 
der Bahnen als Erwerbsunternehmungen, zu vermeiden 
ist, so musste an einen Ausweg gedacht werden und ein 
solcher fand sich in der Herübernahme von Grundsätzen 
der Wertklassifikation. Zunächst half man sich durch 
Hinzufügen von Specialtarifen für gewisse Güter zu den 
allgemeinen Wagenladungsklassen des Wagenraumsy- 
stems ; mit der Zeit wurden beide Systeme mit einander 
zum gemischten Tarifsystem verschmolzen. Dieses be- 
hält einerseits die Bestimmungen bei, welche eine rich- 
tige Wagenausnutzung erstreben, andererseits nimmt es 
aber eine Klassifikation von Gütern in Specialtarifen 
vor. Das gemischte Tarif System hat sich für die jetzigen 
Verhältnisse als lebensfähig erwiesen: es liegt dem 
deutschen Reformtarif und den ihm nachgebildeten Ta- 
rifsystemen der mitteleuropäischen Staaten zu Grunde. 
In andern Ländern hat sich der Wertklassifikationstarif, 
freilich in mehr oder weniger abgeschwächter Form noch 
erhalten. 
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Für die Festsetzung der Transportkosten kommen 
nicht nur Wert, Gewicht, Grösse und Menge des auf- 
gegebenen Gutes in Betracht, sondern auch die Länge 
der Strecke, die dieses zu durchfahren hat. Auch in 
der Art und Weise der Aufstellung der Taxen für den 
durchlaufenen Weg sind verschiedene Systeme zur Gel- 
tung gekommen und bestehen zum Teil noch neben 
einander. Als älteste und einfachste Form der Berech- 
nung ist der mit der Entfernung gleichmässig zuneh- 
mende Streckensatz zu bezeichnen ; durch die Annahme 
einer für eine Gewichts- und W T egeinheit bestimmten 
Taxe, die mit der Anzahl der durchlaufenen Wegein- 
heiten multipliziert wird, erhält man das Fahrgeld auf 
ebenso leichte als übersichtliche Weise. 

Trotz ihrer augenscheinlichen Vorzüge hat diese 
Berechnungsart gar bald Einschränkungen erfahren : 
einesteils waren es der Massentransport, anderenteils die 
ganz verschiedenen Eisenbahnkosten für den Nah- und 
Fernverkehr, welche die Festsetzung der Beförderungs- 
preise auf anderer als gleichmässiger Grundlage ver- 
langten. 

Die verhältnismässig viel höheren Auslagen der 
Bahnen für den Nahverkehr führten zum System der 
Expedilions- oder Abfertigungsgebühr, welche, an sich 
für alle Strecken gleichbleibend, zum regelmässig wach- 
senden Streckensatz hinzugeschlagen wird und auf diese 
Weise indirekt eine Mehrbelastung der Anfangsstrecke 
herbeiführt. 

Das Princip des im gleichen Verhältnis mit der 
Entfernung wachsenden Fahrgeldes wird ganz aufge- 
geben durch den Staffeltarif und Zonentarif: der Staffel- 
tarif, indem seine Sätze mit länger werdender Fahrt 
abnehmen, der Zonentarif durch Annahme einer bedeu- 
tenden Strecke als Längeneinheit, derart, dass inner- 
halb dieser „Zone" der Frachtsatz ein gleicher bleibt. 
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Zonentarife haben beim Gütertransport bis jetzt keinen 
Anklang gefunden, Staffeltarife dagegen sind in allen 
Ländern in Gebrauch. 

Am Schluss dieser kurzen Ausführung über die 
Gütertarifsysteme ist darauf hinzuweisen, dass, wenn 
man theoretisch und zum Teil historisch die verschie- 
denen Systeme wohl abgrenzen kann, dies für die prak- 
tische Tarif bildung nicht zutrifft; das eine System 
schliesst die Benutzung des andern nicht aus, neben 
der einen Frachtberechnungsart finden sich auf derselben 
Bahn oft verschiedene Berechnungsweisen. Im allge- 
meinen wiegt allerdings in dem einen Land das eine, 
in dem andern das andere System vor. 

Ein Einblick in das Gütertarifwesen der einzelnen 
Staaten wird uns die praktische Anwendung, welche die 
verschiedenen Systeme gefunden, deutlich vor Augen 
führen. 

Deutschland. 

In Deutschland wurden, wie anderwärts, die Bahnen 
in den ersten Zeiten nach rein privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen verwaltet. 1 Die ersten Tarife waren äusserst 
einfach : eine Normalklasse für alle Güter und daneben 
Ermässigungen für einige wenige Gegenstände, haupt- 
sächlich für Rohprodukte, wenn der Transport ein vor- 
geschriebenes Mindestgewicht überstieg. 

Das Drängen nach weiteren Tarifherabsetzungen 
führte zur Bildung von Klassen auf Grundlage des 
Wertes. So entstand ein Wertklassifikationssystem mit 
Unterscheidung von Eilgut, Normalgut oder Klasse I, 
ermässigtem Gut oder Klasse II mit Unterabteilungen. 



1 Vergl. Franz Ulrich : Das Eisenbahnlarif wesen, 1886. — Die 
Entwicklung des Gütertarifwesens der deutschen Eisenbahnen, 
herausgegeben von dem Verein der Privatbahnen im deutschen 
Kcich, Berlin 1889, 
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Die Einheitssätze der einzelnen Verwaltungen und Bahnen 
wiesen die grösste Mannigfaltigkeit auf. 

Um dem Ubelstand allzu grosser Zersplitterung: 
und Uneinigkeit im Betrieb und Tarif wesen zu steuern, 
vor allem um die direkte Abfertigung der Güter von 
dem einen Netz auf das andere zu ermöglichen, traten 
frühzeitig Eisenbahnverbände ins Leben;, von diesen ist 
der Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen, im Jahr 
1847 gegründet, der bedeutendste; zur Zeit gehören 
ihm ausser den deutschen auch österreichische, ungarische, 
russische , niederländische , belgische und rumänische 
Eisenbahnverwaltungen an. Daneben bildeten sich noch 
engere Tarifverbände; infolge der Einführung des Re- 
formtarifs im Jahre 1877 verloren letztere jedoch ihre 
Bedeutung. 

In Deutschland behauptete sich der Wertklassifi- 
kationstarif ohne Einschränkung bis gegen Ende der 
sechziger Jahre, worauf die durch willkürliche Klassi- 
fikation hervorgerufene Unzufriedenheit zu Reformbestre- 
bungen auf anderer Grundlage Anlass gab. Den An- 
fang machte der Tarif der nassauischen Staatsbahn 
von 1867, der das Wertsystem vollständig verliess und 
nur mehr Eilgut, Stückgut und Gut in Wagenladungen 
zu 5000 kg und 10000 kg unterschied. Derselbe gab 
also die Wertklassifikation zu Gunsten des Wagenraum- 
sy stemes auf. In praktischer Hinsicht wichtiger war 
der nach dem Kriege von 1870/71 auf den elsass- 
lothringischen Bahnen eingeführte Wagenraumtarif; 1 
dieser kannte Eilgut, Stückgut und vier Wagenladungs- 
klassen für gedeckt gebaute und offene Wagen bei 
Aufgabe von 5000 kg und 10000 kg. Für die in 
Art. 45 der Reichsverfassung aufgezählten Güter galt 
ausserdem ein Specialtarif. Die Wahl eines gedeckten 



1 Vergl. S. Bergmann: Zur Enquete über ein einheitliche» 
Tarifsystem, Berlin 1876. 
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oder offenen Wagens war dem Versender freigestellt, 
für offene Wagen stellten sich die Sätze etwas billiger. 
Der elsass- lothringische Tarif fand auch auf andern 
südwestdeutschen Bahnen Eingang, zunächst auf solchen, 
die mit Elsass-Lothringen in direktem Verkehr standen 
und für die gemeinsamen Tarife dieses System an- 
nahmen. Der Wagenraumtarif hatte sich aber auch im 
Lokalverkehr vieler deutscher Bahnen eingebürgert, und 
auch in der Schweiz fand er Eingang auf der Nord- 
Ostbahn und Centralbahn für den Verkehr mit den 
süddeutschen Bahnen und den belgischen Häfen. Die 
Einführung des Reformtarifs machte dann auch dem 
Wagenraumsystem ein Ende. 

Neben Wertklassifikation und Raumtarif hat in 
Deutschland schliesslich die dritte Tarifbildungsart, das 
gemischte System, Vertretung gefunden, welche die 
Grundsätze des Wert- und Raumsystems vereinigte. 
Zuerst wurde es von den württembergischen und rechts- 
rheinischen bayrischen Bahnen mit einer Einteilung in 
Eilgut, Stückgut, zwei Wagenladungsklassen für 5000 kg 
und 10000 kg und drei Specialtarifen eingeführt; eine 
Klassifikation für Stückgut gab es nicht, für Wagen- 
ladungen war die Verladung in einen Wagen Vorschrift; 
die Specialtarife dienten einer Anzahl aufgezählter Güter. 

Das Nebeneinanderbestehen von drei verschiedenen 
Tarifbildungsarten im gleichen Lande führte zu unhalt- 
baren Zuständen. Versuche, eine Einigung zwischen den 
drei Systemen zu erzielen, scheiterten. 

Inzwischen war durch das Gesetz vom 27. Juni 
1873 ein Reichseisenbahnamt eingesetzt worden, welches 
auch über die dem Reiche der Verfassung nachzukommen- 
den Rechte hinsichtlich des Tarifwesens zu wachen hatte 
und dessen Vermittelung angerufen wurde; gleichzeitig bot 
die Tendenz zur allgemeinen Erhöhung der Gütertarife im 
Jahr 1873 der Regierung Gelegenheit zum Einschreiten,. 
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indem sie an ihre Bewilligung, die Sätze zu erhöhen, 
die Bedingung knüpfte, ein einheitliches Tarifsystem 
einzuführen. Nun begannen lange Verhandlungen; unter 
dem Druck der Umstände und aus Furcht vor einem 
neuen Eingreifen der Regierung kam endlich, 1877, 
unter dem Namen Reformtarif ein einheitliches System 
für ganz Deutschland zu stände. 

Dem deutschen Reformtarif liegt das gemischte 
Tarifsystem zu Grunde. Sein Schema ist folgendes : Eil- 
stückgut, Eilwagenladungen, eine Stückgutklasse, zwei 
allgemeine Wagenladungsklassen für 5000 und 10000 kg, 
ein Specialtarif für Aufgabe von 5000 kg und 3 Special- 
tarife für Fabrikate, Halbfabrikate und Rohprodukte 
bei Aufgabe von 10000 kg. Eine Reihe von Ausnahme- 
tarifen begünstigen die Beförderung verschiedener Waren 
und erleichtern die Ausfuhr. — Für die Berechnung 
der Taxen gilt in der Regel der Grundsatz des im Ver- 
hältnis zur Beförderungsweite gleichmässig wachsenden 
Streckensatzes ; doch sind eine Anzahl Tarife auch staffei- 
förmig gebildet. 

Die weitere Ausbildung des Reformtarifs wird durch 
einen Verkehrsausschuss, bestehend aus Vertretern des 
Handels, der Industrie und Landwirtschaft, und durch 
eine Tarifkommission, welche die Interessen der Bahnen 
zu wahren hat, gefördert; ihre Beschlüsse und Berichte 
werden der Generalkonferenz der deutschen Eisenbahnen 
vorgelegt, deren Entscheidung jeweils wieder der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörden der von den Eisen- 
bahnen durchlaufenen Länder bedarf. 1 Eine den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen Rechnung tragende Tarifle- 
rung wird ausserdem wesentlich erleichtert durch die 



1 Der Reformtarif scheint nach zwanzigjährigem Bestehen 
selbst „reformbedürftig" geworden zu sein ; vergl. in dieser Bezie- 
hung die Ausführungen in der Zeitschrift des Vereins deutscher 
Eisenbahn-Verwaltungen, Nr. 44, vom 11. Juni 1898. 
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alljährlich herausgegebene Statistik der Güterbewegung 
für das deutsche Reich. 

Durch den Reformtarif war für Deutschland eine 
einheitliche Klassifikation geschaffen worden; die Ver- 
einheitlichung der Taxen Hess länger auf sich warten. 
Schon im Jahre 1879 hatte der Reichskanzler versucht, 
die materielle Tarifeinheit durchzuführen, ermusste je- 
doch den Plan wieder aufgeben. Was damals für alle 
deutschen Bahnen nicht erreicht werden konnte, Hess 
sich wenigstens auf dem preussischen Staatsnetz ver- 
wirklichen ; der überwiegende Einfluss der preussischen 
Bahnen zwang nach und nach auch die übrigen Linien 
des deutschen Reiches den Einheitssätzen der preussi- 
schen Tarife beizutreten, so dass jetzt in Deutschland 
sowohl die formelle als die materielle Tarifeinheit vor- 
handen ist. 

Oesterreich-Ungarn. 

In Osterreich finden wir zuerst den reinen Wert- 
klassifikationstarif. Im Jahre 1838 hatte die Nordbahn 
eine dreistufige Klassifikation eingeführt, die 1852 von 
der südöstlichen Staatsbahn durch weitere drei Klassen 
erweitert wurde. Diese Einteilung fand auch auf den 
andern Linien Eingang, mit Ausnahme der Südbahn, 
welche, zur Begünstigung des überseeischen Verkehrs, 
ihre von den andern Tarifen abweichende Klassifikation 
beibehielt. 

Die für den direkten Verkehr notwendigen zahl- 
losen Klassifikationsarten, die ungleichmässige Berech- 
nungsweise der Taxen, die Unsicherheit und Verworren- 
heit im Tarifwesen überhaupt Hessen mehrmals den Ruf 
nach Reformen laut werden. Ein erster Reformversuch 
im Jahre 1864 scheiterte; ebensowenig konnte vier Jahre 
später ein von der Regierung ausgearbeiteter Tarifent- 
wurf durchdringen. 1870führte die österreichische Staats- 
«isenbahngesellschaft einen Tarif mit sechs Klassen, 
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wovon drei für Wagenladungen, ein. Die meisten öster- 
reichisch-ungarischen Bahnen nahmen diese Einteilung* 
an; damit hatte es aber sein Bewenden, und Einheit- 
lichkeit in Bezug auf die Sätze, Vorschriften und Güter- 
aufzählungen war noch nicht vorhanden. 

In diese Zeit fällt der Versuch der ungarischen 
Staatsbahrien, den allerdings etwas abgeänderten elsass- 
lothringischen Wagenraumtarif einzuführen. Der unga- 
rische Raumtarif hatte folgende Klassen : Eilgut, Stück- 
gut, allgemeine Wagenladungsklassen und vier Special- 
tarife für Aufgabe bestimmt bezeichneter Güter. Da er 
keine weitere Ausdehnung fand, konnte sich dieser Tarif 
nicht halten und wurde zu Gunsten des Reformtarifs 
aufgegeben. 

Durch erneute Unterhandlungen zwischen Regie- 
rung und Bahnen gelang es im Jahr 1876 einen Re- 
formtarif in Österreich-Ungarn einzuführen, wodurch 
für alle Linien die Aufstellung einheitlicher Transport- 
bedingungen und eine gleichmässige Güterklassifikation 
ermöglicht wurde. Der österreichische Reformtarif ist 
folgendermassen zusammengesetzt: Eilgut, zerfallend in 
gewöhnliches, ermässigtes und besonders ermässigtes 
Eilgut; Frachtgut, zerfallend in eine erste normale und 
eine zweite ermässigte Stückgutklasse, in drei Wagen- 
ladungsklassen und drei Specialtarife. Einzelnen Ver- 
kehrsbedürfnissen dienen eine grosse Zahl von Aus- 
nahmetarifen. 

Der österreichische Reformtarif ist ein Wertklassi- 
fikationstarif, der aber einige Grundsätze aus dein Wagen- 
raumsystem aufgenommen hat; durch ihn ist wenigstens 
die formelle Tarifeinheit seit 1893, da erst in diesem 
Jahre die Südbahn dem Reformtarif beigetreten ist, für 
das gesamte österreichisch-ungarische Eisenbahnnetz er- 
reicht. Ein ständiges Tarifkomitee hat die Aufgabe, den 
Tarif den Wünschen der Interessenten und Eisenbahnen 
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entsprechend weiter auszubilden; so sind im Laufe der 
Zeit zahlreiche Deklassifikationen vorgenommen worden. 
Vielfach machte sich aus praktischen Gründen der Wunsch 
geltend, den deutschen Keformtarif einzuführen ; dies ist 
aber bis jetzt nicht geschehen. Für den direkten Ver- 
kehr mit Deutschland bedient man sich eines gemein- 
samen Tarifs, der aus den beidseitigen Reform tarifen 
zusammengestellt ist. 1 

Die Taxberechnung bei den österreichischen und 
ungarischen Bahnen geschieht durchwegs nach dem 
Staffelsystem; die Sätze selbst und die Abstufungen 
sind für die beiden Länder sowohl als auf den meisten 
Bahnen verschieden. Als Berechnungseinheit gilt nicht 
der Kilometer, sondern eine Strecke von 10 Kilometern. 

Frankreich. 

Die Entwickelung des französischen Tarifwesens 
ist eine rein privatwirtschaftliche, wenn auch Gesetze 
und Konzessionen dem Staat anscheinend ein weitgehen- 
des Aufsichtsrecht verleihen; als ein solches ist in erster 
Linie die sogenannte Homologation, welche auf einer 
Verordnung vom 15. November 1846 beruht, anzuführen; 
•danach hat die Regierung für alle Tarife das Genehmi- 
gungsrecht oder, wie dies auch ausgedrückt worden ist : 
„Den Privatbahnen steht die Initiative zu, der Regie- 
rung das Veto!" 



1 Das österreich.-deutsche Tarifschema zerfällt in Eilgut, 
zwei Stückgutklassen, vier Wagenladungsklassen und vier Special- 
tarife. Das Tarif schema des österreichisch -ungarisch -schweize- 
rischen Eisenbahnverbandes ist folgendes: Eilgut, drei Stückgut- 
Massen, vier Wagenladungsklassen und drei Specialtarife mit 
Unterabteilungen für Sendungen von 5000 kg und 10,000 kg; ausser- 
dem sind noch einige Ausnahme tarife für die wichtigsten Trans- 
porte vorhanden. 
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Schon frühzeitig regelten die franzosischen Ver- 
waltungen die Fragen des Wettbewerbes unter sich, 
was ihnen gestattete, hohe Tarife beizubehalten ; einzig 
die Konkurrenz der Wasserstrassen schrankt ihr Mono- 
pol einigermassen ein. 

Der Ruf nach Reformen im Tarifwesen wurde auch 
in Frankreich zu wiederholten Malen laut, so im Jahr 
1863 ; sieben Jahre spater fanden wieder Untersuchungen 
statt. 1 Über eine parlamentarische Enquete erstattete 
der Abgeordnete Waddington, als Referent der Kommis- 
sion, einen eingehenden Bericht, der die damaligen Zu- 
stande des französischen Tarifwesens deutlich kennzeich- 
nete. 2 Am 27. März 1886 beendigte die Kammer eine 
Diskussion über das Tarifwesen, die 14 Sitzungen in 
Anspruch genommen hatte, mit einer Tagesordnung, 
welche einer Kommission von Abgeordneten das Recht 
erteilt, gesetzliche Massnahmen in Bezug auf das Tarif- 
wesen von sich aus zu ergreifen. 

Die gegenwärtigen Gütertarife beruhen auf dem Wert- 
klassifikationssystem und zwar gilt, wenigstens für die 
Normaltarife, seit 1879 eine sechsteilige Klassifikation; 
die Einheitssätze sind aber bei allen Bahnen verschie- 
den ; eine Unterscheidung zwischen Stückgut und Wagen- 
ladungen findet in der Regel nicht statt. Die Eintei- 
lung der allgemeinen Tarife für die sechs französischen 
Hauptbahnen ist folgende: für Eilgut eine allgemeine 
Klasse und vier Specialklassen ; für Frachtgut sechs Serien 
mit durchgebildeter Klassifikation. 

Für den Verkehr weitaus wichtiger als die Normal- 
tarife sind die Special tarife ; für diese ist meist ein 
Mindestgewicht — für Massengüter 10,000 kg, sonst 



1 Bopiquet: Les tarifs de chemin de fer devant l'opinion 
publique, 1870. 

* Der Bericht ist abgedruckt im Archiv für Eisenbahnwesen, 
Jahrgang 1880. 
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viel weniger — vorgeschrieben. Auch die Specialtarife 
weisen eine weitgehende Klassifikation auf, die Nume- 
rierung ist aber für alle Bahnen einheitlich angeordnet. 
Die Nebengebühren werden im ganzen Lande nach den 
gleichen Grundsätzen erhoben. 

In Frankreich werden die Taxen nach fallender 
Skala gebildet. 

Italien. 

Vor 1859 und zum Teil bis 1870 hatten alle kleinen 
Staaten ihre eigenen Netze, die oft nicht einmal mit- 
einander verbunden waren. Die nationale Eegierung 
machte diesem Zustand ein Ende und entschloss sich, 
nachdem sie die verschiedensten Versuche mit Pacht, 
Staatsbetrieb, Garantie- und Subventionssystem erprobt, 
im Jahre 1885 für das Pachtsystem; die gesamten Eisen- 
bahnen wurden in drei Netze geteilt und dieselben drei 
Gesellschaften zum Betriebe übergeben. Bei den Ver- 
tragsabschlüssen behielt sich der Staat jedoch ein weit- 
gehendes Aufsichtsrecht über das Tarifwesen vor, in- 
dem alle Tarifänderungen der Genehmigung der Eegie- 
rung unterstellt und dieser ausserdem ein selbständiges 
Eingreifen in die Tarifgesetzgebung vorbehalten wurde. 

Die Gütertarife zerfallen in allgemeine Tarife, all- 
gemeine Specialtarife und in Ausnahrnetarife. Die all- 
gemeinen Tarife gelten, mit Ausnahme der sizilianischen 
Bahn, welche für ihren Lokalverkehr eine abweichende 
Klassifikation aufweist, für die drei Netze und zerfallen 
in Eilgut, bestehend aus drei Klassen; in Frachtgut, 
bestehend aus acht Klassen mit einheitlichen Grund- 
taxen. Zwischen Stückgut und Wagenladungen wird 
nicht unterschieden. Die allgemeinen Specialtarife sind 
ebenfalls für die drei Linien die nämlichen; sie gelten 
nur für bestimmte Artikel und bestimmte Gewichts- 
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mengen und werden nur auf ausdrückliches Verlangen 
des Versenders angewendet. 

Das italienische Tarifsvstem beruht auf einer aus- 
gebildeten Wertklassifikation. Die allgemeinen Tarifvor- 
scbriften und Klassifikationen einerseits und die Grund- 
taxen andrerseits sind für alle Bahnen einheitlich auf- 
gestellt; die formelle und materielle Tarifeinheit ist 
also in Italien vorhanden. 

Während für die allgemeinen Tarife der Strecken- 
satz für alle Entfernungen gleich bleibt, sind die Special- 
tarife nach dem Staffelsystem aufgebaut. 

Belgien. 

In Belgien kommen nur die Tarife der Staatsbahnen 
in Betracht, da das Privatnetz unbedeutend ist und die 
Privatbahnen durch ihre Eonzessionen gezwungen waren, 
bei ihrer Tarifierungsweise diejenige der Staatsbahnen 
als massgebend zu betrachten; ihre Tarife bedürfen, 
wie die der Staatsbahnen, der Genehmigung der Re- 
gierung. 

Auch Belgien begann mit Wertklassifikationssy- 
stemen, indem zuerst ein Satz für alle Güter für die 
Tonne und Meile und daneben ein ermässigter Special- 
tarif für besonders benannte Güter eingeführt wurde. 
Im Jahr 1848 fand ein Wechsel im System statt und 
wurde nur mehr zwischen Eilgut und Frachtgut unter- 
schieden: Eilgut hatte eine Klasse, Prachtgut zwei 
Tarife, den einen für den inneren, den andern für den 
äusseren und Durchfuhrverkehr; eine Klassifikation gab 
es nicht. 1853 kehrte man zur Wertklassifikation zurück. 

Der jetzige Lokaltarif der belgischen Staatsbahnen 
unterscheidet : Expressgut für Pakete ; Eilgut für Pakete 
und Warensendungen bis 200 kg; Frachtgut mit vier 
Klassen, die erste für Einzelsendungen (Stückgutklasse), 
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die zweite und dritte für Ladungen von mindestens 
5000 kg, die vierte für Ladungen von 10,000 kg. Eine 
grosse Anzahl von Specialtarifen dient dem Kohlenver- 
kehr, der Beförderung von Mineralien u. s. f. und be- 
günstigt die Ausfuhr nach belgischen Häfen. 

Der belgische Gütertarif unterscheidet zwischen 
Stückgut und Wagenladungen ; für letztere aber ist die 
Verladung in einen Wagen nicht vorgeschrieben. Die 
Tarife werden, unter Herbeiziehung der Interessenten, 
durch den Minister der öffentlichen Arbeiten festgesetzt. 

Auf allen belgischen Bahnen findet die Berechnung 
der Taxen auf Grund des Staffelsystemes statt. 

Niederlande. 

Das gesamte Eisenbahnnetz, auch das dem Staat 
gehörende, wird durch Privatgesellschaften verwaltet. 
Die Regierung hat sich aber durch Konzessionen und 
Gesetze die Oberhoheit über die Tarifgebung vorbe- 
halten; verlangt wird die Genehmigung des Ministers 
und dieser kann ausserdem jederzeit Ermässigungen an- 
ordnen, wobei dann nötigenfalls eine Vergütung aus der 
Eeichskasse erfolgt. Das gesamte Tarifwesen ist einem 
Aufsichtsrat unterstellt. 

Von grösstem Einfluss auf die Tarife sind die zahl- 
reichen Wasserstrassen, deren Konkurrenz für die Bah- 
nen ganz besonders fühlbar ist. 

Für den Lokalverkehr sämtlicher niederländischen 
Eisenbahnen bestehen seit 1876 einheitliche Vorschriften 
und Taxen. Die Güter zerfallen in Eilgut, Stückgut für 
Ladungen unter 5000 kg, drei Wagenladungsklassen 
und zwei Ausnahmetarifen; für die Ein- und Ausfuhr 
bestehen mehrere Specialtarife. 

Alle regelmässigen Tarife sind Staffeltarife mit fal- 
lender Skala. 
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England. 

Vor der Entstehung der Eisenbahnen besassen in 
England die Kanäle und Wasserstrassen das Verkehrs- 
monopol; 1 nach ihren hohen Taxen richteten sich die 
Maximalsätze für die englischen Eisenbahnen jedoch 
so, dass für jede Bahn eine besondere Konzession mit 
verschieden hohen Maximalsätzen aufgestellt wurde. 
Innerhalb der vorgeschriebenen Taxgrenzen sind die 
Bahnen in ihrer Tarifgestaltung unbeschränkt. Es hat 
wohl der Staat durch Gesetzgebung, Erweiterung der 
Befugnisse des board of trade und Einsetzung eines 
besonderen Gerichtshofes einigen Einfluss auf das Tarif- 
wesen zu erlangen versucht; von wesentlichem Erfolg 
scheinen diese Bemühungen nicht gewesen zu sein. 

Zur Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs und 
der Abrechnungen sind die englischen und schottischen 
Eisenbahnen im Jahr 1847 zu einem Clearing-house 
Verein zusammengetreten, welcher durch ein Gesetz, die 
Clearing-Act vom 25. Juni 1850, von der Kegierung 
anerkannt worden ist; die Clearing-house Einrichtung 
hat sich in jeder Beziehung vortrefflich bewährt; eine 
ähnliche Vereinbarung ist daher auch schon für den Ver- 
kehr der schweizerischen Bahnen vorgeschlagen worden. 

Der Clearinghouse- Verein hat zunächst für den di- 
rekten Verkehr eine gemeinsame Güterklassifikation ge- 
schaffen; seit 1893 ist diese auch für den Lokal verkehr 
der englischen Bahnen im Gebrauch. Das Tarifschema 
ist folgendes: Eilgut bis zum Gewicht von 150 kg; 
fünf Stückgutklassen nach genauer Klassifikation bei 
Aufgabe beliebiger Mengen; drei Wagenladungsklassen 
für Steine, Mineralien, Kohlen und Getreide; für die 
zwei ersten Klassen werden 4000 kg, für die dritte 



1 Vergl. Cohn: Englische Eisenbahnpolitik der letzten zehn 
Jahre und Hadley: Railroad transportation, 1887. 
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Klasse 2000 kg Mindestgewicht verlangt. Ausserdem 
bestehen zahlreiche Ausnahmetarife für alle wichtigeren 
Artikel und für alle bedeutenden Handelsplätze; der 
grösste Teil des Verkehrs wird nach Ausnahmetaxen 
tarifiert. Die Bildungsweise der Gütertarife und die 
Frachtsätze selbst sind meist den Versendern unbekannt ; 
seit 1882 sind indes die Bahnen verpflichtet, Aus- 
kunft über die Tarife zu erteilen. 

Der englische Gütertarif ist ein Wertklassifikations- 
tarif ohne Rücksicht auf gehörige Wagenausnutzung. 

Die Sätze sind auf keiner Bahn die gleichen ; allen 
gemeinsam sind bloss eine Anzahl Nebengebühren, so- 
wie die Taxen und Zuschläge für Pakete. Soweit Ein- 
heitssätze existieren sind diese Staffeltarife mit fallen- 
der Skala; die im Jahr 1892 neu aufgestellten Maxi- 
malsätze weisen eine vierstufige Staffel auf. 

Schweden. 

Schweden hat Staats- und Privatbahnen; die letz- 
teren überwiegen. * Durch die Konzessionen sind Maxi- 
maltaxen festgesetzt; die Privatbahnen halten sich in 
der Eegel an die Tarifgestaltung des Staatsnetzes. 

Ein früherer Frachtguttarif der Privatbahnen wies 
6 Klassen auf, derjenige der Staatsbahn 10 Klassen. 
Im direkten Verkehr konnte sich diese Klassifikation 
auf die Länge nicht halten: ein weiterer Ubelstand 
waren die zahllosen Ausnahmetarife und die zu hohen 
Sätze überhaupt. Eine Reform war unvermeidlich: ein 
erster Entwurf vom Jahr 1876 wurde verworfen, vier 
Jahre später aber ein Verbandstarif angenommen, dem 
mit der Zeit alle schwedischen und norwegischen Bahnen 
beitraten; dieser Tarif gilt für den direkten Verkehr 
der Staats- und Privatbahnen und der Privatbahnen 



1 Vergl. J. Lundberg : Das schwedische Eisenbahntarif wesen 
im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrgänge 1888 und 1889. 
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unter sieb: er zerfallt in Eilgut und Frachtgut; letzteres 
unterscheidet Stückgut bis 5000 kg mit drei Klassen 
und Wagenladungsgut bei Aufgabe von mindestens 
5000 kg mit fünf, bei Aufgabe von 6000 kg mit zwei 
Klassen. Ermässigte Aasnahmetarife bestehen für Koh- 
len, Steine, Lebensmittel, Holz u. s. f. 

Die Einheitssätze sind auf allen Bahnen verschie- 
den; die Taxen des Verbandtarifes werden nach fal- 
lender Skala berechnet. 

Bussland. 

Die ersten Konzessionen Hessen den Privatgesell- 
schaften sowohl hinsichtlich ihrer Verwaltung, als ihrer 
Tarifpolitik freien Spielraum; die staatliche Aufsicht 
beschränkte sich auf Fragen technischer Natur. l 

Jede Bahn hatte demnach ihr eigenes Tarifsystem ; 
direkte Tarife für den gemeinsamen Verkehr mussten 
den Verwaltungen durch den Staat aufgezwungen wer- 
den. Durch besonders hierzu einberufene Konferenzen 
suchte mit der Zeit die Regierung Einheitlichkeit im 
Beforderungs- und Tarifwesen zu erreichen. Es wurde 
eine Kommission ernannt, welche, nach jahrelanger 
Arbeit ein Gesetz einbrachte, das 1885 angenommen 
und bestätigt wurde; es ist dieses Gesetz zum Teil 
dem deutschen Betriebsreglement nachgebildet und be- 
zweckt hauptsächlich die Herstellung und Förderung 
des direkten Verkehrs. Ein Eisenbahnrat und, seit 
1889, eine Tarif kommission sind, unter Mitwirkung 
der Regierung, mit der Aufsicht und Weiterbildung des 
Tarifwesens betraut; die Tarife bedürfen alle der staat- 
lichen Genehmigung. 



1 Vergl. den Aufsatz von Schultz - Niborn im Archiv für 
Eisenbahnwesen, Jahrgang 1892. 
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Der jetzige Gütertarif datiert aus dem Jahr 1893 
und gilt sowohl für den direkten als den Lokalverkehr 
der russischen Bahnen; er hat folgende Einteilung: 
Eilgut mit einer Klasse und einem festen Satz für da& 
Pudwerst; der Frachtguttarif stellt eine ausgedehnte 
Wertklassifikation dar mit zwölf Klassen, in welche 
die Güter ihrem ungefähren Marktwert nach eingereiht 
werden. Daneben gibt es noch eine ganze Zahl von 
Ausnahmetarifen. Durch niedrige Frachten wird die 
russische Ausfuhr gegenüber fremdländischer Einfuhr 
erheblich besser gestellt. 

Die Taxberechnung geschieht auf Grund des Staffel- 
systems. 

Balkanstaaten. 

Auf den serbischen Staatsbahnen 1 ist das öster- 
reichisch-ungarische Tarifsystem mit geringer Abwei- 
chung eingeführt: man unterscheidet für Eilgut drei 
Klassen, für Frachtgut zwei Stückgut- und drei er- 
niässigte Wagenladungsklassen. Daneben sind eine An- 
zahl von Special- und Ausnahmetarifen vorhanden. 

Die bulgarische Güterklassifikation ist der serbi- 
schen gleich, ebenso verhält es sich mit den Einheits- 
sätzen. Für den Durchgangsverkehr gewähren die bul- 
garischen Bahnen weitgehende Ermässigungen. 

Ein reiner Wertklassifikationstarif ist derjenige der 
orientalischen Eisenbahn; er unterscheidet Eilgut mit 
drei Normalklassen und Frachtgut mit drei Klassen. 

Eumänien hat den österreichisch-ungarischen Re- 
formtarif angenommen; wir finden demnach wesentlich 
eine Wertklassifikation mit Wagenladungsklassen und 
Anwendung des Raumsystems bei Special- und Aus- 
nahmetarifen. 



1 Vergl. A. Pauer: Leitfaden des Eisenbahntarifwesens, Wien 
1894. 
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Schweiz. 

Von seinen ersten Anfängen an hat sich das Güter- 
tarifwesen der schweizerischen Eisenbahnen nicht selb- 
ständig entwickelt, sondern sich immer den Tarifsystemen 
der umliegenden Länder angeschlossen. 1 Diese That- 
sache, die vielfach den schweizerischen Verwaltungen 
zum Vorwurf gemacht wurde, lässt sich ans verschiedenen 
Gründen erklären. In erster Linie sind die staatlicheu 
Konzessionsakte selbst mit der Anlehnung an fremde 
Vorbilder vorangegangen ; für die meisten Bahnen haben 
die deutschen Konzessionen als Muster gedient; die 
westschweizerischen Bestimmungen wurden den franzö- 
sischen nachgebildet. Der vollständige Mangel an irgend- 
welcher Einheitlichkeit in den Vorschriften und Bestim- 
mungen der Konzessionen über das Tarif wesen hat jedes 
gemeinsame und einmütige Vorgehen der Gesellschaften 
in dieser Beziehung auf lange Zeit hinaus lahm gelegt. 
Wie es eben zu Beginn unserer Eisenbahnperiode keine 
nationale Eisenbahnpolitik gab — das erste eidgenös- 
sische Eisenbahngesetz vom 28. Heumonat 1852 stellte 
Konzessionen und Verträge ganz den Kantonen anheim 
— so konnte noch viel weniger von einer schweize- 
rischen Tarifpolitik die Rede sein ! 

War von einer Berücksichtigung und Betonung der 
besondern Verhältnisse des Landes weder von Staats- 
wegen, noch von Seite der Gesellschaften viel zu be- 
bemerken, so verstanden sich auch die vielen kleinen 
Netze erst spät dazu, die für das schweizerische Netz 
als Ganzes notwendigen Vereinbarungen zu treffen; erst 
im Jahre 1862 konnten Güter, ohne Umladung, durch 



1 Vergl. den Artikel: „Tarifwesen der Eisenbahnen 14 von 
Girtanner im Volkswirtschafts-Lexikon der Schweiz von A. Furrer, 
Band III. 
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die ganze Schweiz befördert werden, direkte Personen- 
wagen wurden noch später eingeführt. 1 

An Männern, welche auf die vorhandenen Missstände 
aufmerksam machten und Vorschläge zu deren Besse- 
rung einbrachten, hat es schon damals nicht gefehlt. 2 

Die schweizerischen Linien haben in der Kegel ihr 
Tarifsystem demjenigen der Anschlussbahnen angepasst. 
Diese Massregel erleichterte nicht nur in hohem Masse 
die Aufstellung direkter Tarife, sondern sie war aus 
Konkurrenzrücksichten geradezu geboten, indem die An- 
nahme des gleichen Taxschemas eine viel engere An- 
passung der schweizerischen an die fremden Frachtsätze 
ermöglichte, so dass für die Konkurrenzfähigkeit nur 
mehr die Taxhöhe für den Kilometer in Betracht kam. 

Die Anlehnung an andere Tarifsysteme bot übrigens 
auch dem Kaufmann und Versender Vorteile, indem ihm 
die Kenntnis der schweizerischen Systeme zugleich leicht 



1 Die erste Bahn auf Schweizergebiet, St. Ludwig-Basel, war 
am 14. Juni 1844 eröffnet worden ; die erste schweizerische Bahn- 
strecke, Zürich-Baden, am 9. August 1847. 

* Beachtenswert sind die Vorschläge eines Franzosen, des 
Herrn Ch. Bergeron, Betriebsdirektor der Lausanne-Freiburg-Bern- 
Bahn, der in zwei Broschüren : Chemins de fer ä bon marche* und 
Les chemins de fer suisses et le Kailway-Claring-House, Lausanne 
1863, den schweizerischen Bahnen die Errichtung einer gemein- 
samen Centralstelle empfahl, welche über den einzelnen Gesell- 
schaften stehend, die gemeinsamen Abrechnungen und Vertretungen 
nach innen und aussen übernehmen sollte. Noch mehr, den ge- 
samten Güter Wagenpark wollte er unter die Aufsicht dieses Cen- 
tralamtes gestellt wissen, welches frei darüber verfügen und je 
nach Bedarf der verschiedenen Verwaltungen das Material zur 
Disposition stellen sollte. 

Diese Vorschläge sind, 14 Jahre später, von Herrn National- 
rat 0. Zschokke in seiner Schrift: „Betrieb der schweizerischen 
Eisenbahnen unter Leitung des Bundes" wieder aufgegriffen worden; 
an Stelle der Claring-House-Verwaltung sollte nach Zschokke eine 
von der Bundesbehörde gewählte Generaldirektion treten. 
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einen Einblick in die, für ihn ebenfalls wichtigen frem- 
den Tarifbildungsarten eröffnete. 

Mit der Übernahme der fremden Tarifsysteme haben 
unsere Bahnen auch Missbräuche, wie sie bei Erhe- 
bung der Prachtpreise üblich waren, angenommen und 
gleichzeitig mit den Betriebseröffnungen wurden je- 
weilen Klagen gegen heimliche und öffentliche Begünsti- 
gungen laut. Wie in den andern Ländern, hat man 
auch bei uns gegen vermeintliches und wirkliches un- 
lauteres Gebahren der Verwaltungen die Intervention 
des Staates angerufen ; die Kantonsregierungen konnten 
in dieser Hinsicht wenig ausrichten ; erst die Schaffung- 
einer einheitlichen Kontrollstelle durch den Bund gestattete 
den Bahnen gegenüber ein energisches und erfolgreiches 
Auftreten. * 

Ihrer geographischen Lage und Verkehrsentwicklung 
gemäss, haben sich die meisten schweizerischen Eisen- 
bahnen den deutschen Tarifsystemen angeschlossen ; die 
westschweizerischen Linien nahmen im Princip die 
französische Tarifierungsart an; durch Übernahme der 
deutschen Bestimmungen fand später von selbst die An- 
näherung an das dem deutschen nachgebildete, öster- 
reichische System statt. Die italienischen Tarifverhält- 
nisse haben die unsrigen kaum je beeinflusst. 



1 Im Nationalrat wurde am 26. Juli 1861 eine Motion des 
Herrn Corboz erheblich erklärt. Sie lautete: „Da ausser den of- 
fiziellen Tarifen unter den Eisenbahngesellschaften bezüglich des 
Transportes schwerer Waren zu ermässigtem Preise besondere 
Verträge bestehen, und da diese Preisermässigungen zur Folge 
haben, die Einführung fremder Produkte zum Nachteil der ein- 
heimischen zu begünstigen, indem diese letzteren für den Trans- 
port im Inneren die gleiche Begünstigung nicht gemessen, so wird 
der Bundesrat beauftragt, mit Hen ihm zu Gebote stehenden 
Mitteln dahin zu wirken, dass für den Transport auf den Eisen- 
bahnen den schweizerischen Produkten die gleichen Vorteile ein- 
geräumt werden, wie den ausländischen. — Wie sehr diese Frage 
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Eine erste, für alle schweizerischen Bahnen ver- 
bindliche Warenklassifikation datiert vom 15. Oktober 
1863. Sie unterscheidet 3 Stückgut- und 3 Wagen- 
ladungsklassen; die zweite Stückgutklasse enthält nur 
drei unbedeutende Artikel; ungefähr 4 /& aller angeführten 
Güter gehören der dritten Klasse, der billigsten an; 
die Wagenladungssätze kommen nur Gütern der dritten 
Stückgutklasse zu gut und zwar wenn diese in Mengen 
von 5000 kg von einem Versender an einen Empfänger 
gerichtet werden. 

Die Vereinbarung von 1863, von den ostschweize- 
rischen Bahnen ausgegangen, bildete gegenüber den 
bisherigen vielen Klassifikationsarten schon einen be- 
deutenden Fortschritt und machte einem für Bahnen und 
Publikum unerträglichen Zustand ein Ende, einem Zu- 
stand, der gesetzlich indes nicht nur erlaubt, sondern 
geradezu vorgeschrieben war ! Die genaue Einhaltung der 
Konzessionsvorschriften hatte auf einigen Netzen dazu 
geführt, dass, wenn eine Linie mehrere Kantone be- 
rührte, auf dieser die verschiedensten Klassifikations- 
und Berechnungsarten Platz greifen mussten ! 

Die strenge Durchführung der in den Konzessionen 
in Bezug auf das Tarifwesen enthaltenen Rechte und 
Bestimmungen war aber durch das eigene Interesse der 



schon damals die Gemüter erregte, beweisen zahlreiche Broschüren 
aus jener Zeit, welche die Berechtigung von Differentialtarifen 
zum Ausgang nehmend, die Tarifmassnahmen der Bahnen be- 
kämpften oder verteidigten. Erwähnt seien folgende: Dr. W. 
Schmidlin : Über die Differentialtarife der Eisenbahnen der Schweiz, 
Basel 1862. — Les tarifs difförentiels sur les chemins de fer suisses,. 
Neuchätel 1862 — Die Differentialtarife der schweizerischen Eisen- 
bahnen, Abdruck aus der schweizerischen Eisenbahu- und Handels- 
zeitung, Zürich 1862. — Endlich eine Kollektiveingabe der Schweiz. 
Eisenbahnverwaltungen: Über die Differentialtarife der Eisen- 
bahnen mit besonderer Rücksicht auf die Schweiz, Zürich 1802. 
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Bahnen ausgeschlossen, so ist denn auch die Waren- 
klassifikation von 1863 unter teilweiser Verzichtleistung 
auf die Tariffestsetzungsrechte der Bahnen einerseits 
und auf die buchstäbliche Innehaltung der Konzessions- 
vorschriften anderseits, entstanden. * 

War schon die Klassifikation von 1863 in gewissem 
Siwne dem damaligen süddeutschen Tarifsystem ange- 
passt worden, so machte sich 9 Jahre später, bei der 
folgenden Vereinbarung, zu der auch wieder die ost- 
schweizerischen Bahnen den Anstoss gaben, die gleiche 
Anschauung in noch höherem Masse geltend. 

Die Klassifikation vom 1. Juni 1872 wurde zunächst 
nur von der Nord-Ostbahn und den Vereinigten Schweizer- 
bahnen für ihren inneren und gemeinschaftlichen Ver- 
kehr eingeführt, dann aber sofort von der Centralbahn 
und den westschweizerischen Linien für ihren direkten 
Verkehr mit den beiden erstgenannten Bahnen ange- 
nommen. 

Die Klassifikation ist folgende: Stückgut 2 Klassen: 
I. und II. ; zur ersten teureren Klasse gehören die nicht 
aufgezählten Güter, sowie 17 unbedeutende Artikel; die 
Artikel der Klasse II, es sind deren 700 aufgezählt, 
gemessen bei Aufgabe von 5000 kg Ermässigung. Wagen- 
ladungen 5 Klassen : A, B, 0, D, E, wovon die 3 ersten 
der Stückgutaufgabe bei Gewicht von 5000 kg, die 
beiden letztern der Beförderung von 10,000 kg dienen; 
zur Klasse D gehören aber noch die Güter der Klasse C, 
wenn sie in Mengen von 10,000 kg und die Güter der 
Klasse E, wenn sie in Mengen von 5000 kg aufgegeben 
werden. 



1 Die Klassifikation von 1863 kennt drei Stückgutklassen, 
viele Konzessionen schrieben vier Klassen vor; ebenso stehen die 
Ermässigungen bei Aufgabe eines bedeutenden Gewichtes (Wagen- 
ladungen) nicht im Einklang zum Wortlaut der Konzessionen, die 
für jede durchlaufene Distanzeinheit, ohne Rücksicht auf das Ge- 
wicht, denselben Satz verlangen. 
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Die Tarifsysteme von 1863 und 1872 stellen Wert- 
klassifikationen dar. Gegenüber der ersten Vereinbarung 
ist im Jahr 1872 eine wesentliche Begünstigung bei 
Aufgabe von Wagenladungen zu verzeichnen, eine That- 
sache, die deutlich auf das damalige süddeutsche Vorbild 
hinweist. 

Die Klassifikation von 1872 erfüllte noch weniger, 
als es ihre Vorgängerin gethan hatte, die in den meisten 
Konzessionen in Bezug auf die Tarifierungsweise auf- 
gestellten Bedingungen, und dies sowohl was die Klas- 
sifikation, als was die Taxberechnung anbetraf; trotz- 
dem schritten die kantonalen Behörden gegen diese 
zahlreichen Verstösse nicht ein, indem sie, wie das 
Publikum einsahen, dass jegliche Einheitlichkeit in dieser 
Richtung für den Verkehr einen Nutzen brachte, dem 
zu Liebe man wohl oder übel die Umgehung vieler Kon- 
zessionsvorschriften mit in Kauf nehmen musste. 

Für das schweizerische Eisenbahnnetz als Ganzes 
bedeutete die Einführung der Klassifikation von 1872 
einen Rückschritt, wenigstens in Bezug auf die bis da- 
hin herrschende Einheitlichkeit im Tarifsystem. 1 Nicht 
nur sah man wieder auf den einzelnen Bahnen ver- 
schiedene Klassifikationen, auch die Einheitssätze, die 
Art ihrer Berechnung und die Entfernungseinheiten 
wiesen seit 1872 noch grössere Abweichungen von einan- 
der auf, als in der vorhergegangenen Periode. Zu dieser 
Ungleichmässigkeit trug namentlich die Einführung von 
Staffeltarifen auf 7 Bahnen bei; andere Linien erhoben 
neben den kilometrischen Einheitssätzen noch Expe- 
ditions- und Einschreibgebühren. Die Taxverhältnisse 



1 Für ihren internen Verkehr behielten das Tarifsystem von 
1863 bei: die Centralbahn, Jura-Bern-Luzern-Bahn, Suisse-occi den- 
tale, Emmenthalbahn und einige Lokalbahnen; der Klassifikation 
von 1872 traten bei : die Nord-Ost-Bahn, Bötzbergbahn, Aargauische 
.Südbahn, Vereinigte Schweizerbahnen, Gotthardbahu und andere. 
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auf unsern Bahnen waren damals solche, dass ein 
Direktionsbericht selbst von „Chaos und Tarifanarchie* 
spricht, inmitten welcher die beiden Klassifikationen 
immerhin noch einen Fortschritt bedeuten ! x 

Das Bundesgesetz vom 23. Dezember 1872 über 
den Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Gebiete 
der schweizerischen Eidgenossenschaft übertrug das 
Konzessionserteilungsrecht von den Kantonen auf den 
Bund. Eine der ersten Folgen dieses Gesetzes war die 
Ausarbeitung einer Normalkonzession, welche, unter 
möglichster Beibehaltung der bestehenden Bestimmungen, 
eine gewisse Einheitlichkeit in der Klassifikation und 
Tariffestsetzung vorsah ; diese erste Konzession hat allen 
späteren als Vorbild gedient. 2 

Durch die eidgenössische Konzession wurde zu den 
schon vorhandenen mannigfaltigen kantonalen Systemen 
zunächst nur ein neues hinzugefügt und die Verwirrung 
und Kalamität im Tarifwesen dadurch nur unerträglicher ! 
Da hob das Bundesgesetz über die Einführung des me- 
trischen Systems vom 3. August 1875, in Kraft getreten 
am 1. Januar 1877, einen der empfindlichsten Ubel- 
stände: alle Bahnen, welche als Entfernungseinheiten 
Stunden oder halbe Stunden vorsahen, mussten die kilo- 



1 Vergl. R6forme des tarifs. Rapport de la Direction au 
Conseil d'administration des chemins de fer du Jura-Bern e-Lucerne. 
Mai 1882. 

3 Die wichtigsten Bestimmungen der Normalkonzession (vergL 
die Botschaft des Bundesrates betreffend Form und Inhalt der 
neu zu erteilenden Eisenbahnkonzessionen vom 10. Juli 1873) in 
l'ezug auf das Tarifwesen sind folgende: 

Art. 18. Im Tarif für den Transport von Waren sind 
Klassen aufzustellen, wovon die höchste nicht über 1 Rappen, 
die niedrigste nicht über 5 /io Rappen per 50 kg und per 50 km 
betragen soll. 

Eine ganze Wagenladung (d. h. mindestens 5000 kg oder 
5 Tonnen) von Wareu hat gegenüber den Stückgutsendungerk 
Anspruch auf Rabatt. 
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metrische Berechnung einführen ; ebenso verschwand als 
Gewichtseinheit das Pfund, an dessen Stelle trat über- 
all das Kilogramm. 

Die durch das neue eidgenössische Gesetz notwen- 
dig gewordene Revision vieler Konzessionen benutzten 
die Bahnen, um in einer Eingabe an den Bundesrat die 
Vereinheitlichung aller in den Konzessionen enthaltenen 
Tarifbestimmungen auf Grund allgemeiner Einführung 
kilometrischer Grundtaxen zu verlangen; dabei sollte 
jedoch den verschiedenen Verhältnissen der Bahnen, wie 
aussergewöhriliche Steigungen, hohe Anlagekosten, Kon- 
kurrenz u. s. f., sowie wohlerworbenen Rechten Rech- 
nung getragen werden. 2 Um Einnahmeausfällen vorzu- 
beugen, die sich aus dieser Vereinheitlichung ergeben 
sollten, wurde zugleich der Bundesrat um Bewilligung 
von Taxerhöhungen angegangen. Das Eisenbahndeparte- 
ment sprach sich dahin aus, dass Taxerhöhungen nur 



Die der Landwirtschaft und Industrie hauptsächlich die- 
nenden Rohstoffe, wie fossile Kohlen, Holz, Erze, Eisen, Salz, 
Steine, Düngmittel u. s. w. in Wagenladungen, sollen möglichst 
niedrig taxiert werden. 

Art. 23. Die sämtlichen Tarife sind mindestens 6 Wochen, 
ehe die Eisenbahn dem Verkehr übergeben wird, dem Bundesrat 
zur Genehmigung vorzulegen. 

Im ferneren wird bestimmt, dass bei ausserge wohnlichen 
Steigungen der Bundesrat ermächtigt sei, die Taxen zu erhöhen 
(Art. 18 a), bei eintretenden Notständen aber zu erniedrigen 
(Art. 19). Wenn die Bahnunternehmung 3 Jahre hindurch mehr 
«ls 8°/o Reinertrag abwirft, so sind die Taxen herabzusetzen 
(Art. 24); umgekehrt kann der Bundesrat eine Erhöhung ein- 
treten lassen, wenn der Ertrag der Unternehmung nicht hin- 
reicht, um die Betriebskosten, einschliesslich die Verzinsung des 
Obligationenkapitals zu decken (Art. 24). 

* Schreiben der Konferenz der schweizerischen Eisenbahn- 
verwaltungen an den hohen schweizerischen Bundesrat betreffend 
-Unifikation der Konzessionsbestimmungen über das Tarifwesen, 
Basel 1876. 
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zugestanden werden könnten, wenn eine Umarbeitung* 
der schweizerischen Gütertarife im Sinne einheitlicher 
Gestaltung, unter möglichst engem Anschluss an das 
deutsche Tarifsystem, vorgenommen werde. * Die Ver- 
waltungen erklärten sich in der Mehrzahl mit der An- 
schauung des Departements einverstanden, hoben aber 
in dieser Beziehung folgende Wünsche hervor: ausser 
einer für alle Bahnen verbindlichen, von der deutschen 
kaum abweichenden Klassifikation und Annahme der 
sonstigen deutschen Tarif bestimmungen, verlangten sie 
die Einführung einer, nach Massgabe der Transport- 
distanz berechneten, proportionalen Streckentaxe, zu 
welcher eine für alle Entfernungen gleich bleibende 
Expeditionsgebühr treten sollte; letztere wäre für den 
Lokalverkehr zu ermässigen und erst bei 30 Kilometer 
voll zu erheben. Um auch der materiellen Tarifeinheit 
näher zu kommen, sollten von den Bundesbehörden so- 
genannte Normaltaxen aufgestellt werden, welche, mit 
Ausnahme der unter besonderen Verhältnissen arbeiten- 
den Linien, für alle schweizerischen Bahnen zu gelten 
hätten; Erhöhungen könnten dann nur noch von der 
kompetenten Behörde vorgenommen werden, Ermässi- 
gungen dagegen, namentlich in Form von Special tarifen, 
sollten jedoch die Bahnen jederzeit einzuführen berech- 
tigt sein. 2 

Diese Anträge waren von allen Verwaltungen unter- 
zeichnet, mit Ausnahme der Nordostbahn, welche die 
einheitliche Aufstellung von Streckentaxen und Expe- 
ditionsgebühren für die ganze Schweiz, sowie von der 
Behörde festgesetzte Normaltaxen abwies, und ebenso- 
die Zumutung, die Streckentaxen nur proportional mit 



1 Vergl. das Schreiben des Eisenbahndepartements vom 2. Au- 
gust 1877. 

2 Vergl. das Schreiben der Verwaltungen an das Eisenbahn- 
departeraent vom 15. Juni 1878. 



— 39 — 

der Entfernung bilden zu dürfen ablehnte; bei dieser 
Stellungnahme war es ihr hauptsächlich um Erhaltung 
ihrer Staffeltarife zu thun. Die Gotthardbahn wollte, 
wie die Nordostbahn, nur gesetzliche Höchstsätze gelten 
lassen, innerhalb deren die Bahnen ihre Tarife frei ge- 
stalten könnten ; von Normaltaxen wollte auch sie nichts 
wissen. 

Mit den Bestrebungen des Departementes und der 
Bahnen war das verkehrtreibende Publikum insofern 
einverstanden, als es jeden Schritt, der zu einer gleich- 
massigen Gestaltung des Gütertarifwesens führte, leb- 
haft begrüsste; die principielle Annahme des deutschen 
Reformtarifs wurde allgemein günstig aufgenommen, 
nur mit einer bedingungslosen Übernahme war man 
nicht einverstanden. 1 

Vor allem beliebte die Aufstellung einer einzigen 
Stückgutklasse nicht und dies hauptsächlich darum, weil 
die vorgesehene Einheitstaxe von 20 Cts. für Tonne und 
Kilometer nicht nur im Vergleich zu den uns umgeben- 
den Bahnen viel zu hoch, sondern auch die meisten der 
bisher in der Schweiz für Stückgut erhobenen Sätze 
übertraf. Der Vorteil, dass alle Stückgüter bei Aufgabe 
von 5000 kg oder 10,000 kg Ermässigung geniessen, 
wurde wegen des bei Wagenladungen vorausgesetzten 
und für unsere Verhältnisse unzweckmässigen Sammel- 
Systems nicht hoch angeschlagen ; die Aufstellung einer 
besondern Expeditionsgebühr wurde endlich nur als ein 
Mittel zu weiterer Erhöhung der Frachtsätze angesehen. 

Bei der damals zu Tage tretenden Verschiedenheit 
der Ansichten, — besonders trat der Handels- und In- 



1 Vergl. das Antwortschreiben des Vorortes des schweize- 
rischen Handels- und Industrievereins an das tit. eidgenössische 
Post- und Eisenbahndepartement über das Projekt der Unifikation 
des Gütertarifwesens auf den schweizerischen Eisenbahnen, Zürich 
1879. 
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Nachdem auf unsern Bahnen jahrelang nicht we- 
niger als drei ausgebildete Tarifsysteme geherrscht — 
«in Zustand, der als eine ungeheuerliche Anomalie für 
ein kleines Land, wie die Schweiz, von einer Bahn 
selbst bezeichnet wurde — kehrte man wieder zu dem 
Standpunkt zurück, den man schon 20 Jabre vorher, 
zur Zeit der Klassifikation von 1863, grundsätzlich ein- 
genommen hatte, zu demjenigen einheitlicher formaler 
Oütertarifbildung für alle schweizerischen Eisenbahnen. 

Die scharfen Auslassungen des Handelsstandes, 
welche seiner Zeit durch die vorgeschlagene Einführung 
-des reinen deutschen Beformsystems hervorgerufen wor- 
den waren, veranlassten die Bahnen, diesmal vorsich- 
tiger zu sein und gleich von Anfang an einige Kon- 
zessionen zu machen. Zu diesen auf die schweizerischen 
Vorhältnisse Rücksicht nehmenden Abweichungen ver- 
standen sich die Verwaltungen freilich zum Teil erst 
nach heftigem Widerstände, was damals umsomehr einen 
befremdlichen Eindruck hervorrief, als die Einführung 
des neuen Tarifs mindestens so sehr im Interesse der 
Bahnen als des Publikums lag und die Gesellschaften 
ausserdem kaum finanzielle Einbussen erlitten haben. 

Der schweizerische Reformtarif zerfällt nach den 
allgemeinen Tarif Vorschriften vom 1. Oktober 1883 in 
folgende Klassen : 

1. Eilgut; dieses geniesst, was bisher nicht der 
Fall war, bei Wagenladungsaufgabe Ermässigung; eine 
Eilgutwagenladung zahlt den doppelten Satz der allge- 
meinen Wagenladungsklasse. 



chandises präsente" ä la Chambre de Commerce de Geneve, Geneve 
6 octobre 1883. Beide Berichte suchen die Ausnahmestellung der 
Suisse-Occidentale zu rechtfertigen, empfehlen die Einführung eines 
von Direktor Ch6ronnet auf neuer Grundlage ausgearbeiteten Güter- 
tarifs, indem sie zugleich das Reformsystem der schärfsten Kritik 
unterziehen. 
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2. Stückgutklassen I urA 2: zur ersten Klasse gre- 
horen alle in der Klassik* tion nicht aufgezählten Güter : 
zur 2. Stückgutklasse. welche auf Dränsren der Ter- 
kehrtreibenden, im Gegensatz zum deutsehen Tarifsystem 
aufgenommen würfe, gehören die benannten Artikel. 
Bei Aufgabe in Wagenladungen tarifieren die Güter der 
Klasse 1 nach den allgemeiuen Wagenladangsklassen, 
die Güter der Klasse 2 nach den Specialtarifen. 

3. Allgemeine Wagenladungsklassen A and B für 
nicht benannte Güter: Klasse A kommt bei Aufgabe 
von 5000 kg. Klasse B bei Aufgabe Ton 10,000 kg zur 
Anwendung. Die Wagenladungssatze verstehen sich auch 
für geringeres Gewicht, sofern der Frachtpreis für das 
vorgeschriebene entrichtet wird. 

4. Specialtarife I, II und HC für die benannten 
Güter bei Aufgabe in Wagenladungen: jeder einzelne 
Specialtarif zerfallt in die Unterabteilungen a und b 
für Aufgabe von je 5000 kg oder 10,000 kg. Für die 
Dreiteilung der Specialtarife sind im allgemeinen die 
Bedeutung des Gutes als Roh- oder Halbrohstoff, sein 
sonstiger innerer Wert oder dessen Wichtigkeit mass- 
gebend. 

Eine Anzahl von Ausnahmetarifen, zum grossen 
Teil von allen Normalbahnen gemeinsam aufgestellt, 
gewähren verschiedenen Gütern noch weitere Ermässi- 
gungen. 

Da der Reformtarif die möglichst gute Ausnützung 
des Raumes und der Tragkraft der Wagen bezweckt, 
so ist das Zusammenladen von Gütern verschiedener 
Tarifklassen, soweit dem nicht reglementarische Be- 
stimmungen entgegenstehen, gestattet: bei der Taxie- 
rung solcher gemischten Wagenladungen gilt der Fracht- 
satz der am höchsten tarifierten Warengattung. Die 
Bahn haftet nicht für Beschädigungen, welche infolge 
des Zusammenladens entstehen können; sie behält sich 



J 



- 43 — 

ausserdem das Recht vor, bei ungenügender Ausnützung 
des Laderaumes oder der Tragkraft Zuladungen vorzu- 
nehmen. 

Das Auf- und Abladen' der Eil-, Stück- und allge- 
meinen Wagenladungsgüter geschieht auf Kosten der 
Bahn; bei den Wagenladungen der Specialtarife haben 
Versender oder Empfänger dafür aufzukommen. 

Mit der deutschen Klassifikation kam für die ganze 
Schweiz eine für viele Bahnen neue Bildungsweise der 
Taxen auf: die Frachtsätze werden zusammengestellt 
aus einer mit der Transportweite verhältnismässig zu- 
nehmenden Streckentaxe und einer für alle Entfernungen 
sich gleich bleibenden Expeditionsgebühr. Um den Lo- 
kalverkehr nicht zu stark zu belasten, wird die volle 
Gebühr erst bei einer Distanz von 40 Kilometern er- 
hoben. Im direkten Verkehr wird die Expeditionsgebühr 
zur Hälfte von der Aufgabe-, zur Hälfte von der Em- 
pfangsbahn bezogen. 

Bei einigen Bahnen gehen die Taxen über die in 
den Konzessionen vorgesehenen Höchstsätze hinaus ; zu 
dieser Überschreitung hat der Bundesrat, wie seiner- 
zeit die Kantonsregierungen, die Bewilligung erteilt, 
um allen Verwaltungen den Beitritt zu einem gemein- 
samen System zu ermöglichen. 1 Da, wo für einzelne 
Strecken sich erhöhte Taxen aus den Konzessionen oder 
besonders schwieriger Verhältnisse wegen rechtfertigen 
lassen, wird ein erhöhter Frachtsatz dadurch erreicht, 
dass man die wirkliche Distanz entsprechend erhöht 
und die Fracht für diese fiktive Länge zahlen lässt; 
auf diese Weise wird vom einheitlichen, für das ganze 
Bahngebiet festgesetzten Streckensatz nicht abgegangen. 

1 Vergl. das zum Bericht des Bundesrates vom 23. November 
1883 gehörende Tabellenwerk: Auszug der konzessionsgemässcn 
Bestimmungen betreffend das Tarifwesen. (Zusammengestellt vom 
schweizerischen Eisenbahndepartement.) 
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Einheitliche Grundtaxen für die ganze Schweiz sind 
auch bei dieser Tarifreform nicht erzielt worden; An- 
fänge hierzu sind aber vorhanden, indem wenigstens für 
das einzelne Netz die gleichen Sätze gelten und einige 
Bahnen unter sich dasselbe Taxschema vereinbart haben. 

Die normalen Tarife werden durchwegs proportional 
zur kilometrischen Entfernung gebildet; laut Bundes- 
ratsbeschluss vom 5. September 1882 mussten die ost- 
schweizerischen Bahnen ihre Staifeltarife beseitigen. 

Die Frachtpreise werden nach der kürzesten und 
billigsten schweizerischen Eoute berechnet; wählen die 
Bahnen eine andere, so müssen sie die Lieferfristen und 
die Taxen der kürzeren Strecke einhalten. 

Die Annahme des deutschen Reformtarifs hat die 
Höhe der Taxen wenig beeinflusst; Ermässigungen sind 
für Wagenladungen und für die Specialtarife eingetreten ; 
durch Überweisung zahlreicher Güter der ehemaligen 
zweiten Stückgutklasse in die erste stellen sich die 
Stückgutsätze im allgemeinen etwas höher. 

Der Reformtarif verlässt, wie die früheren Verein- 
barungen in Bezug auf die Klassifikationen, den Boden 
der kantonalen Konzessionen. 

Die endgültige Einführung der deutschen Klassifi- 
kation hat, wie zu erwarten war, zu lebhaftem Meinungs- 
austausch für und wider geführt und in den Interes- 
sentenkreisen die verschiedenste Beurteilung erfahren. 
Die Bahnen, die im Reformtarif, wie er für die Schweiz 
ausgearbeitet w r urde, eigentlich nur den weiteren, un- 
sern Verhältnissen entsprechenden Aufbau der Klassifi- 
kation von 1872 erblickten, begründeten ihre Anschau- 
ungsweise eingehend in einer Denkschrift; 1 der Bundes- 

1 Vergl. Memorial der schweizerischen Beformtarifbahnen an 
den Vorort des schweizerischen Handels- und Industrieverein, be- 
treffend die Gütertarife der Eisenbahnen vom 31. Dezember 1883, 
Zürich 1883. 
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rat hat in seinem Bericht vom 23. November 1883 ihr 
Vorgehen, namentlich in Anbetracht der dadurch er- 
reichten formellen Einheit, im allgemeinen gebilligt. 1 
Die vom Handel- und Gewerbestand am neuen Tarif- 
system ausgeübte Kritik kommt vornehmlich in einem 
Bericht des Vorortes des Handels- und Industrievereins 
zum Ausdruck. 2 

Aus der Untersuchung des Vorortes geht hervor, 
dass die schweizerische Verkehrswelt, wenigstens in 
der ersten Zeit, bei aller Anerkennung der erreichten 
Einheitlichkeit, dem Eeformtarif nicht hold war; es 
wurden sogar Stimmen laut, welche geradezu Rückkehr 
zur Vereinbarung vom Jahr 1863 forderten. 

Dem neuen System wurde ungefähr folgendes vor- 
geworfen : Die von den Bahnen zugestandene zweite 
Stückgutklasse erfüllt nur in formeller Hinsicht die ge- 
äusserten Wünsche, es gehören ihr zu wenig Artikel 
an ; denn viele Waren der ehemaligen zweiten oder 
dritten Stückgutklasse, im ganzen über 70 Artikel, sind 
der ersten Klasse einverleibt worden; die Sätze der 
ersten Klasse sind aber zu hoch. Der Vorteil, der durch 
die bedeutend ermässigten und leichter zugänglichen 
Wagenladungssätze geboten wird, wird gering ange- 
sehen, einerseits, weil jetzt zwischen Wagenladungen 
von 5000 kg und 10,000 kg ein Unterschied gemacht 
wird, was vorher nicht der Fall war, und andrerseits, 
weil Wagenladungen nur einem Bruchteil der Interes- 
sierten, namentlich den sonst schon besser gestellten 
Grossindustriellen und Kaufleuten, zu gute kommen. 



1 Vergl. Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung 
betreffend das Tarifwesen der schweizerischen Eisenbahnen vom 
23. November 1883. 

2 Vergl. das Gütertarifwesen der schweizerischen Eisen- 
bahnen. Bericht des Vorortes Zürich des Handels- uud Industrie- 
vereins über die von ihm veranstaltete Untersuchung, Zürich 1884. 
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Der in der Schweiz viel entwickeltere Stückgutverkehr 
muss, um diese Vorteile zu gemessen, zum Sammel- 
system seine Zuflucht nehmen, einer Institution, die für 
unsere Verhältnisse überhaupt nicht taugt. Des ferneren 
wird geklagt, dass zu viele Artikel in die Kategorie 
der sperrigen Güter aufgenommen worden, dass die Auf- 
und Abladegebühren, soweit solche nebenbei erhoben 
werden, zu hoch berechnet, für den Stückgutverkehr 
die Lieferfristen zu lang und noch dazu von den Bahnen 
nicht eingehalten werden. Eine sehr fühlbare Beein- 
trächtigung des schweizerischen Handels erblickte man 
in der Gewährung ausnahmsweise billiger Sätze für den 
ausländischen Verkehr, Sätzen, wie solche für die schwei- 
zerische Ausfuhr nicht zugestanden wurden. Diese Klage 
bezog sich in erster Linie auf die Gotthardbahn, welche, 
um sich den bedeutenden Transitverkehr zu erhalten, 
im Einklang zu der Tarif politik der betreffenden Länder 
namentlich den deutschen und belgischen Handel nach 
Italien derart erleichterte, dass die näher gelegene 
schweizerische Industrie infolgedessen kaum mehr kon- 
kurrenzfähig war. Die Ausscheidung in Expeditions- 
gebühren und Streckentaxen wurde als konzessionswidrig 
und als Umgehung der gesetzlichen Höchstsätze be- 
trachtet, indem die Abfertigungsgebühren nach Belieben 
von den Bahnen festgesetzt werden können. 1 Der Vor- 
wurf, auf diese Weise ganz ungerechtfertigt hohe Sätze 
eingeführt zu haben, wurde namentlich der Centralbahn 
gegenüber von der Handelswelt aus, einzelnen Kantons- 
regierungen und in den eidgenössischen Räten erhoben 13 . 

1 Die Nord-Ostbahn hatte ausdrücklich von einer Einrech- 
ung der Expeditionsgebühren Umgang genommen, da, wie sie selbst 
sagte, „Expeditionsgebühr und Streckentaxe zusammen eine Über- 
schreitung des konzessionsuiässigen Maximalsatzes ergeben werde.** 
Memorial der Reformtarifbahnen, Seite 25. 

2 Eine scharfe Beurteilung des Gebahrens der Centralbahn, 
wie der Art und Weise der im Einverständnis mit dem Bundesrat 
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Was zunächst die Expeditionsgebühr und die ihret- 
halben erfolgten Angriffe auf die Verwaltungen anbe- 
trifft, so nahm der Bundesrat in dieser Angelegenheit 
eher eine vermittelnde Stellung ein; für ihn war die 
Hauptsache die nun erreichte formelle Einheit; dass 
diese von vielen gar nicht als wünschenswert angesehen 
wurde, andrerseits teilweise eine Verteuerung der Taxen 
gebracht hat, fiel für ihn, in richtiger Erkenntnis des 
nur auf diese Weise zu erreichenden Endzweckes und 



erfolgten Einführung des deutschen Reformsystems, findet sich in 
der unter den Auspicien des — aus aargauischen Geschäftsleuten 
gebildeten — Tarif -Vereins erschienenen Schrift: Die Reform- 
tarife der schweizerischen Eisenbahnen von A. Jenny -Kunz, 
Aarau 1884. Gegen das System selbst hat der Verfasser wenig 
einzuwenden, seine Annahme bedeute aber eigentlich nur für 
die Bahnen Gewinn; das Publikum selbst habe die Vereinheit- 
lichung und das so sehr gerühmte Entgegenkommen der Bahnen, 
namentlich was die Centralbahn anbetreffe, mit Tarifen zu be- 
zahlen, welche über die konzessionsgemässen Sätze hinausgehen. 
Der Verkehr im allgemeinen stelle sich ausserdem weit schlechter, 
als unter der Vereinbarung des Jahres 1863. 

Die Ausführungen Jennys wurden vom Tarifverein selbst in 
einer Eingabe an die Bundesversammlung unterstützt; wie der 
zweite Teil der Broschüre Jenny richtete sich die Eingabe im 
ferneren gegen den Bericht des Bundesrates an den Ständerat 
vom 23. November 1883 betreffend Motion Zschokke und Konsorten. 

Herr Bünzli, damals Sekretär des Eisenbahndepartements, 
versuchte diese Anschuldigungen in einer „Antwort auf die Bro- 
schüre des Herrn A. Jenny-Kunz in Aarau", Bern, Mai 1884, zu 
widerlegen, was wieder eine Erwiderung des Tarifvereins im Juni 
1884 nach sich zog. 

8 Auf Antrag des Herrn Zschokke beschloss der Ständerat 
am 12. April 1883 folgendes: „Der Bundesrat wird eingeladen, 
die nötigen Schritte zu thun, dass mit 1. Juli nächsthin die seit 
dem 1. Januar 1883 in Kraft getretenen Reformtarife der Central- 
bahn mit den Bestimmungen der Konzessionen über das Tarif- 
we-en in Einklang gebracht werden. Er wird ersucht, in der 
nächsten ordentlichen Sommersession über den Erfolg Bericht zu 
erstatten!" 
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in Anbetracht der erlangten mannigfachen Vorteile, 
weniger ins Gewicht. 1 

Die zahlreichen Beschwerden der Interessenten und 
die Befolgung einer den schweizerischen Verhältnissen 
gerecht werdenden Tarifpolitik veranlasste den Bundes- 
rat, sich mit den erreichten Resultaten noch nicht zu- 
frieden zu geben, sondern auch die berechtigten Wünsche 
der Verkehrstreibenden in sein Programm aufzunehmen. 
Durch einen Beschluss der Bundesversammlung vom 
19. Dezember 1884 Hess sich der Bundesrat daher ein- 
laden, dahin zu wirken, dass 

a) das sogenannte Reformtarifsystem auch bei der 
Suisse-Occidentale-Simplon angenommen werde; 

b) die direkten Tarife schnellst-möglich zur Ausführung 
gebracht werden ; 

c) die II. Stückgutklasse erweitert und einzelne als 
Sperrgüter klassifizierte Gegenstände deklassifiziert 
werden ; 

d) für Eilgut nicht mehr die ganze doppelte Expedi- 
tionsgebühr berechnet und überhaupt die Expedi- 
tionsgebühren nicht schon bei 30 Kilometer, sondern 
erst bei 40 Kilometer voll bezogen werden; 

e) die Taxen für den Export schweizerischer Erzeug- 
nisse annähernd oder voll den Transporttaxen für 
diejenigen durch die Schweiz transitierenden aus- 



1 Yergl. den schon citierten Berieht des Bundesrates an die 
Bundesversammlung betreffend das Tarifwesen der schweizerischen 
Eisenbahnen vom 23. November 1883 und den Bericht des Bundes- 
rates an den Ständerat vom 23. November 1883. In seinen fort- 
gesetzten Bemühungen um die Annahme des Reformtarifs ist der 
Bundesrat damals wohl etwas einseitig vorgegangen : den Bahnen 
Hess er in der Art und Weise der Einführung sozusagen freie 
Hand und gestattete Kompromisse und Abmachungen, welche zum 
Teil von den Bahnen selbst als zu weitgehend betrachtet wurden. 
Vergl. in der Neuen Zürcher Zeitung vom 1. April 1884 den 
Artikel: Eisenbahndepartement und Nord-Ostbahn. 
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ländi sehen Güter gleichgestellt werden, mit welchem 
die einheimische Produktion auf fremdem Gebiete 
zu konkurrieren hat; 

f) eine Verkürzung der gegenwärtig bestehenden Liefer- 
fristen eintrete; 

g) die Taxen für den Warentransport stets auf Grund- 
lage der wohlfeilsten Bahnrichtung und unter An- 
wendung der günstigsten General- und Specialtarife 
berechnet werden, selbst für den Fall, dass der 
Versender keinerlei hierauf bezügliche Bestim- 
mungen getroffen hätte; 

h) jede Abänderung bestehender Tarife, sowie jeder 
neue Tarif in genügender Weise veröffentlicht werde, 
und dass dieselben auch wirklich den Interessenten 
gegen billige Entschädigung zur Verfügung stehen ; 

i) bei Aufgabe von wenigstens 10,000 Kilos auch dann 
der bezügliche Tarif zur Berechnung komme, wenn 
momentan kein entsprechender, einen Minimallade- 
raum von 40 m 3 haltender Wagen zur Hand ist und 
zu zwei Wagen mit je 5000 Kilos Tragkraft Zu- 
flucht genommen werden muss; 

h) im Reklamationswesen der schweizerischen Eisen- 
bahnen eine besser organisierte und gleichmässigere 
Behandlungsweise eingeführt werde. * 



1 In einem Kreisschreiben des Departements an die schwei- 
zerischen Beformtarif bahnen vom 30. Dezember 1884 werden diese 
zur Vernehmlassung über ihre Stellung zu diesem Beschlüsse ein- 
geladen. Ein Schreiben der Bahnen vom 26. März 1885 gibt über 
die wichtigeren Punkte folgende Auskunft: 

Sub d) Mit der Ermässigung der Expeditionsgebühren er- 
klären sich die Bahnen nicht einverstanden. 

Sub e) Der Sinn sei unklar. Jedenfalls sei nicht beabsichtigt 
— wie sich dies auch aus den Verhandlungen der eidgenössischen 
Bäte ergebe — die gleichen Grundtaxen, weiche dem Transit- 
verkehr durch die Schweiz gewährt werden müssen, auch für die 
gleichartigen Artikel, weiche aus der Schweiz nach demselben 

4 
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Schon zu Anfang des Bestehens der neuen Tarife 
konnte einigen der erwähnten Forderungen Rechnung 
getragen werden : ein Teil der landwirtschaftlichen Pro- 
dukte wurde der zweiten Stückgutklasse zugewiesen, 
der Eilgutzwang aufgehoben, das Mindestgewicht, das 
bisher für Eilgut 25 kg, für Frachtgut 50 kg betragen 
hatte, allgemein auf 20 kg herabgesetzt. 2 Am 25. Juni 
1888 fasste der Bundesrat einen Beschluss, dahingehend, 
dass die Expeditionsgebühren für Eilgut um 20 % zu 



Bestimmungsorte gehen, zu beanspruchen. Hinwieder nehmen die 
Bahnen keinen Anstand, solche, im Transitverkehr eingeräumte, 
ermässigte Taxen, welche nicht durch Konkurrenzrouten diktiert 
sind, dem gleichartigen schweizerischen Export zuzugestehen, in 
der Art, dass Sendungen ab näheren Stationen der Schweiz, bis 
zur Bestimmungsstation, keine höhern Totalfrachten zu bezahlen 
haben, als die auf Grund der Transittarife stattfindenden Transporte. 

Sub f) Was die Lieferfristen anbetreffe, sei es bei dem ver- 
hältnismässig kleinen Güterverkehr der Schweiz nicht möglich, 
günstige Fahrpläne aufzustellen; die zahlreichen Übergangsstationen 
und die damit verbundenen Manipulationen wirken ebenfalls un- 
günstig auf die Einhaltung kurzer Lieferfristen ein. 

Sub i) Diese Forderung wird von den Gesellschaften, als 
einem Princip des Reformtarifs zuwiderlaufend, abgelehnt; man 
würde sich ferner im Widerspruch mit den Bestimmungen über 
sperriges Gut befinden. Übrigens sei bereits durch Bestellung 
grosser Güterwagen Abhülfe geschafft worden. 

Sub k) Die Bahnen glauben nicht, dass in Bezug auf das 
Reklamationswesen Klagen laut geworden seien. 

Mit den andern Punkten erklären sich die Verwaltungen im 
grossen und ganzen einverstanden. 

Wir haben die an den Bundesbeschluss sich knüpfenden Er- 
örterungen eingehender besprochen, einerseits, weil die darin auf- 
gestellten Postulate zum Teil noch heute ihre Berechtigung haben, 
andrerseits, um auch die Meinung der Bahnen über diese wich- 
tigen Fragen anführen zu können. 

* Vergl. das Protokoll über die Konferenz des Departements 
mit den Verwaltungen der Reformtarif bahnen betreffend Vollzie- 
hung des Bundesbeschlusses vom 19. Dezember 1884, abgehalten 
am 7. September 1885. 
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^rmässigen, im internen Verkehr aber für alle Güter 
erst nach 40 Kilometer Transportdistanz voll zu erheben 
seien; einzig die Nord -Ostbahn erhebt schon nach 30 
Kilometer die ganze Expeditionsgebühr. 

Als Entgelt für diese Erleichterungen wurde den 
Reformtarif bahnen die Erhebung einer Einschreibgebühr 
von 10 Ct. für alle Tier- und Gepäcksendungen bewilligt, 
eine Gebühr, welche auf der Suisse-Occidentale und der 
Jura-Bern-Luzernbahn schon bestand. Die Minimaltaxe, 
die bis dahin für den innern Verkehr 25 Ct., für den 
auswärtigen 40 Ct. ausgemacht hatte, wurde für alle 
Sendungen auf 40 Ct. festgesetzt. Die Gewichtsauf- 
rundung von 5 kg zu 5 kg wurde fallen gelassen und 
^u gunsten der Bahnen von 10 kg zu 10 kg erhöht. l 

Die von den Bahnen gewährten Erleichterungen 
und die ihnen bewilligten Einschreibgebühren und Ände- 
rungen in der Taxberechnung beim Vieh- und Gepäck- 
verkehr traten, am 1. Januar 1886 in Kraft. 

Ein Blick auf die im Beschluss vom 19. Dezember 
1884 aufgestellten Wünsche zeigt, dass die von den 
Bahnen erlangten Zugeständnisse nur einen bescheidenen 
Anfang zur Verwirklichung der Postulate bildeten; in 
Handelskreisen gab man sich daher mit dem erreichten 
Resultat noch nicht zufrieden und drang lebhaft auf die 
Durchführung aller Forderungen. 

In Betreff des einen Postulates, welches eine bessere 
Organisation und gleichmässigere Behandlung im Rekla- 
mationswesen der Eisenbahnen fordert, veranstaltete der 
Vorort des Handels- und Industrievereins eine eingehende 
Untersuchung im Jahr 1886. 2 Der Tarifverein sah sich 



1 Über die den Bahnen zugestandenen Konzessionen vergl. 
-das Schreiben des Departementes an die Nord-Ostbahn vom 10. Juli 
1883 und das Antwortschreiben dieser Bahn vom 27. Mai 1884. 

2 Für das Beklamationswesen besteht eine Kommission, der 
seit 1877 ein eigener Sekretär beigegeben ist. 
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wieder veranlasst, seinen Mitgliedern Bericht über das 
Tarifwesen zu erstatten und verurteilte bei dieser Ge- 
legenheit die Handlungsweise des Bundesrates, als den 
Interessen des Schweizervolkes nicht genügend Rechnung 
tragend, auf das Schärfste. l Der Bundesrat habe seine 
Kompetenz, sowohl bei Bewilligung von Expeditionsge- 
bühren an die Centralbahn und Suisse-Occidentale, als 
auch bei der Pestsetzung von Minimalfrachtsätzen und 
bei Gewährung der Einschreibgebühren überschritten ; es 
sei ferner seine Pflicht, sämtlichen von der Bundesver- 
sammlung ausgesprochenen Wünschen Nachdruck zu 
verschaffen! 

Beim Lesen des Berichtes des Tarifvereins erhält 
man den Eindruck, als ob das Departement bei Anlass 
der Einführung des Reformtarifs sich geradezu in die 
Gewalt der Bahnen begeben hätte; doch waren in dieser 
Beziehung die Befürchtungen des Tarifvereins weit über- 
trieben! In klarer Weise erhellt dies aus der Bean- 
standung der Neuauflage der allgemeinen Tarifvorschriften 
im Jahr 1885, indem das Departement zunächst deren 
Genehmigung einfach verweigerte; auf ein Schreiben der 
Bahnen hin erfolgte dann die Genehmigung mit Ausnahme 
einiger Klassifikationen. Dabei bemerkte aber das De- 
partement, dass es künftige Einführungen von Ände- 
rungen in Tarifvorschriften und Klassifikationen nur 
nach vorausgegangener Vorlage eines Entwurfes zulassen, 
und im ferneren, mit Rücksichtnahme auf die Art und 
Weise des Zustandekommens des Reformtarifs, das Recht 
einseitiger Änderung an demselben nicht mehr zuge- 
stehen könne. 2 



1 Vergl. Bericht des Tarifvereins über das schweizerische 
Eisenbahntarifwesen, Aarau und Burgdorf. November 1886. 

2 Die Bahnen waren über die rechtliche Begründetheit der 
Ansprüche des Departementes geteilter Ansicht. Einigkeit herrschte 
jedoch darüber, dass in Bezug auf die rein tarifarischen Bestim- 
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Diese Ausführungen passen jedenfalls nicht recht 
211 der vorgegebenen Unterwerfung des Departements; 
in Wirklichkeit ist denn dieses auch nach wie vor immer 
auf Ausdehnung seiner Rechte den Bahnen gegenüber 
bedacht gewesen. 

Durch den oben angeführten Beschluss vom 25. Juni 
1888 waren die Sätze für Eilgut ermässigt, die Erhe- 
bung der vollen Expeditionsgebühr vom dreissigsten auf 
den vierzigsten Kilometer verschoben und endlich die 
Einschreibgebühren auf den Vieh- und Gepäcksendungen 
4urch den Bundesrat aufgehoben worden. l Demgemäss 
wurden im Jahre 1889 sämtliche Tarife einer allge- 
meinen Umarbeitung unterzogen; die damals aufgestellten 
Sätze sind bis auf den heutigen Tag ziemlich die gleichen 
geblieben. 

Vorkommnisse von bedeutender Tragweite sind im 



mungen, soweit diese nicht über Gesetz und Konzession hinaus- 
gehen, der Genehmigungsanspruch des Departementes zu bestreiten 
sei. Was die Regleinente und allgemeinen Vorschriften anbetrifft, 
so wollten die einen dieses Recht laut Art. 36 des Bundesgesetzes 
über Bau und Betrieb der Eisenbahnen dem Departement zuge- 
stehen, andere dem Departement einzig das Recht zuerkennen, 
über die Einhaltung von Konzessionen, Gesetzen und Vereinbarungen 
zu wachen ; sie stützten sich hierbei auf Art. 35 oben erwähnten 
Gesetzes. Von einer Kollektiveingabe an das Departement wurde 
abgesehen und kurze Zeit darauf ein Nachtrag zu dem allgemeinen 
Teil der Tarifvorschriften dem Departement im Entwürfe vorgelegt. 

1 Die Aufhebung der Einschreibegebühren war dem Bundes- 
rat nahe gelegt worden durch eine Eingabe des Vereins schwei- 
zerischer Geschäftsreisender, welche ihm durch einen Beschluss 
des Nationalrates zur Berücksichtigung empfohlen worden war. 

Gegen die Aufhebung rekurierten die Bahnen in einer „Be- 
schwerde der schweizerischen Eisenbahnverwaltungen an die hohe 
Bundesversammlung betreffend den Bundesratsbeschluss vom 25. 
Juni 1888 über Expeditionsgebühren und Einschreibegebühren." 
Infolge der Rücktrittserklärungen der einzelnen Verwaltungen 
wurde die Zuschrift, welche sich übrigens nur mit den Einschreibe- 
.gebühren befasste, zurückgezogen. 
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schweizerischen Tarif wesen seither nicht eingetreten. Der 
Bundesrat und die Bahnen suchen namentlich auf dem 
Wege der Versetzung von Gütern aus einer höheren in eine 
niedrigere Klasse den Wünschen der Interessenten ge- 
recht zu werden ; die Deklassifikationen werden alle in 
Form von Ausnahmetarifen vorgenommen, um die mit 
dem deutschen System herrschende Übereinstimmung 
der Klassifikationen nicht zu zerstören. 

Zahlreiche Exporttarife, zum Teil auf Anregung 
des Bundesrates entstanden und für alle Bahnen gemein- 
sam, aber auch von einzelnen Gesellschaften auf Ver- 
langen der Interessenten eingeführt, begünstigen den 
schweizerischen Handel. Auch durch Einfuhrtarife haben 
die Bahnen der Handelspolitik unseres Landes Rechnung 
zu tragen gesucht. 

Haben in dieser Beziehung die Bahnverwaltungen 
viel Anerkennenswertes geleistet, so haben sie doch oft 
den Vorwurf zu hören bekommen, berechtigten Wünschen 
der interessierten Kreise nicht nachgekommen zu sein ! 
In der Regel spielen bei Abweisung von verlangten 
Tarifermässigungen finanzielle Schwierigkeiten die Haupt- 
rolle, da die Bahnen natürlich vor materiellen Einbussen 
zurückschrecken. 

Ein bezeichnendes Beispiel hiefür ist die Ablehnung 
des Gesuchs des Vorortes des schweizerischen Handels- 
und Industrievereins um Herabsetzung der Steinkohlen- 
taxen in den Jahren 1891 und 1894 ;* das gleiche 



1 Diese Angelegenheit, die drei Jahre hindurch Bahnen und 
Vorort beschäftigte, verdient ihrer Wichtigkeit halber kurz ange- 
führt zu werden. 

Durch ein Schreiben vom 24. September 1891 ersuchte der 
Vorort die Bahnen um Herabsetzung der Kohlentaxen, hinweisend 
auf die schwierige Lage unserer Industrie und auf die ungerecht- 
fertigt hohen Kohlensätze, welche diejenigen unserer Nachbar- 
länder um 20% bis 100% tibersteigen! Die Verwaltungen moti- 
vierten die Ablehnung mit der finanziellen Einbusse, die bei einem 
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Schicksal teilte das in einer Motion aufgestellte Begehren 
des Herrn Nationalrates Fonjallaz um Taxermässigung 
für schweizerische Weine; die Motion wurde zwar von 
den Eäten erheblich erklärt, Frachtherabsetzungen von 
den Bahnen aber nicht zugestanden. * 

Der Verkehr mit dem Ausland wird durch direkte 
Tarife, beruhend auf einer Kombination der beidseitigen 
Systeme, vermittelt; einzig mit Frankreich findet an 
den Grenzorteu eine Umexpedition statt ; 2 dasselbe gilt 



Kohlenverkehr von über 70 Millionen Tonnenkilometer schon bei 
der geringen Reduktion von 1 Ct. für das Tonnenkilometer mehr 
als 700,000 Fr. betragen würde; übrigens seien die schweizerischen 
Sätze von 4 — 5 Cts. für das Tonnenkilometer vollständig im Ein- 
klang mit den erhöhten Traktionskosten der schweizerischen Bahnen 
gegenüber den ausländischen. 

Auf Drängen der Industriellen richtete der Vorort eine neue 
Eingabe an die Bahnen am 18. Juni 1893, die im ersten Schreiben 
vorgebrachten Argumente wiederholend und noch weiter ausführend; 
zum Vergleich wurde noch an andern wichtigen Artikeln die Höhe 
der schweizerischen Taxen nachgewiesen und besonders gezeigt, 
dass die Differenz zwischen den schweizerischen und süddeutschen 
Kohlentarü'en so hoch bemessen sei, dass aus ihr nicht bloss all- 
fällige Mehrzugsförderungskosten, sondern beinahe die Gesamtkosten 
der Beförderung bestritten werden können. Der Vorort verlangte 
Annäherung an die deutschen Taxen. 

Auf dieses Schreiben hin veranlassten die Bahnen weitere 
statistische Erhebungen auf breiterer Basis und unter Berücksich- 
tigung des Kohlenvcrbrauchs der einzelnen Industriellen. Das 
Ergebnis war derart, dass das Gesuch nochmals endgültig ver- 
worfen wurde. Dem Vorort wurde von diesem Beschluss durch 
ein Schreiben vom 20. November 1894 Kenntnis gegeben. 

1 Der Motionssteller wurde unterstützt durch eine Eingabe 
der „Soctete* södunoise d'agriculture" in Sitten und des Verbandes 
der Weinhändler. Das Departement ersuchte die Bahnen in einem 
Schreiben vom 5. Mai 1894 um ihre Meinung. In ihrem Antwort- 
schreiben lehnten die Bahnen sowohl Ermässigungen, als auch die 
Aufnahme von Wein in den Ausnahmetarif für Lebensmittel ab. 

2 » Direkte Tarife bestehen nur für einige metallurgische Pro- 
dukte, für Lebensmittel von und nach Paris und für einige Ar- 
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für den übrigens unbedeutenden Verkehr Italiens mit 
der Schweiz über den Mont-Cenis. Über den Gotthard 
findet keine Reexpedition statt, es gelten aber bis zur 
Grenze die jeweiligen internen Tarife und Vorschriften. 

Die Taxberechnung der Bahnen für die in den 
direkten Tarifen nicht aufgenommenen Stationen führte 
7M einem Beschluss des Bundesrates vom 6. August 1891, 
dahingehend, dass, soweit nicht Konkurrenzrücksichten 
dem entgegenstehen, nicht benannte Stationen nicht 
höhere Sätze zu bezahlen haben sollten, als weiter ge- 
legene, aufgezählte. Ahnliche Vorschriften bestanden 
schon für einige französisch-schweizerische Tarife. 

Der Durchgangsverkehr ist der Form nach denselben 
Taxen und Vorschriften unterworfen wie der interne 
Transport; er wird aber zum grossen Teil auf Grund 
von Ausnahmetarifen taxiert. In erster Linie ist es die 
Gotthardbahn, die, zum Teil auf Grund von Staatsver- 
tragen, den Transitverkehr ausserordentlich begünstigt; 
ähnlich niedrige Taxen, nämlich nahezu die deutschen 
Streckensätze, werden für den italienisch-deutschen Ver- 



tikel, namentlich Baumwolle, ab Marseille, und zwar infolge des 
tarif commun Nr. 300, der aus dem vom Bundesrat seiner Zeit 
aufgehobenen tarif commun Nr. 442 entstanden ist. Über diese 
Aufhebung vergl. Kecours adresse* ä la haute assemblöe föderale 
par la Compagnie des chemins de fer de la Suisse occidentale et 
du Simplon contre l'arrete" du Conseil föderal ordonnant la supres- 
sion du tarif commun n° 442, Lausanne, le 2 d^cembre 1882. 
Dieser Tarif war am 15. Mai 1878 in Kraft getreten und begün- 
stigte die Einfuhr ab Marseille, wie dies ein anderer ähnlicher 
Tarif für Genua via Mont-C6nis that ; da er aber nur für die auf- 
gezählten schweizerischen Stationen Geltung hatte, so hob der 
Bundesrat diesen Tarif wegen einseitiger Begünstigung, auf Grund 
des Art. 35, Ziffer 4, zweites Alinea des Bundesgesetzes über Bau 
und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. Dezember 1872, durch Be- 
schluss vom 3. November 1882 auf. Über die Grundsätze die da- 
mals den Bundesrat geleitet haben vergl. die Botschaft vom 23. 
November 1883. 
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kehr via Gotthard auch von den schweizerischen An- 
schlussbahnen zugestanden. 

Zur Eegelung der direkten Verkehrsbeziehungen 
und des Wettbewerbs haben sich die grossen schwei- 
zerischen Eisenbahn Verwaltungen , mit Ausnahme der 
Gotthardbahn , zur sogenannten „Union commerciale" 
verbunden, einer Vereinigung, deren Hauptbestimmung 
darin besteht, im Konkurrenzverkehr, gegenüber den 
süddeutschen und französischen Bahnen, den Ertrag im 
Verhältnis zur durchlaufenen Strecke unter den betei- 
ligten schweizerischen Verwaltungen zu verteilen. * Am 
1. Januar 1896 wurde die Union commerciale bis Ende 
1898 verlängert. 

Zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interessen, zur 
Erzielung eines möglichst einheitlichen Betriebes und 
zur Behandlurg von Geschäften allgemeiner Natur, ins- 
besondere mit dem Eisenbahndepartement und dem Aus- 
lände, haben die Gesellschaften schon frühzeitig sich 
zu einem Verband zusammengeschlossen, der den Namen 
„Schweizerischer Eisenbahnverband" trägt. Die erste 
Sitzung desselben fand am 25. September 1860 statt. 
Im Jahre 1863 wurde für den Verband ein Reglement 
ausgearbeitet. 2 

Die Tariifragen werden in den regelmässig statt- 
findenden Versammlungen erledigt. Durch Beschluss 
der Konferenz vom 22./24. Juni 1886 wurde eine Spe- 
cialkommission für Angelegenheiten des Gütertarifwesens 



1 Nach Ulrich: „Eisenbahntarifwesen u , Seite 385, ist diese 
Verständigung derart erfolgt, „dass nicht nur jeder unwirtschaft- 
liche Wettbewerb vollständig ausgeschlossen, sondern auch das 
nationale Interesse der schweizerischen Eisenbahnen als Gesamt- 
heit gegenüber den ausländischen Eisenbahnen in musterhafter- 
Wcisc gewahrt ist." 

2 Für die Organisation des Verbandes besteht eine Konven- 
tion vom 26. November 1887. 
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und in der Konferenz vom 13./15. Juni 1859 eine solche 
für die Personentarife geschaffen. 

Die Gütertarif kommission vereinigte sich zur ersten 
Sitzung am 30. Dezember 1886 in Bern. Jede Verwal- 
tung ordnet zu derselben einen Direktor oder Ober- 
beamten ab ; ihre Aufgabe ist, laut Reglement, folgende : 
Vorberatung derjenigen, auf das Gütertarifwesen bezüg- 
lichen Fragen, welche vom Eisenbahnverband zu be- 
handeln sind und nicht auf dem Wege der direkten 
Korrespondenz erledigt werden ; Führung des Verkehrs 
mit der ständigen Tarif kommission der deutschen Eisen- 
bahnen, inbegriffen die Wahl der zwei Vertreter der 
schweizerischen Verwaltungen in genannte Kommission; 
Ausführung der Konferenzbeschlüsse. Die Entschei- 
dungen und Massnahmen der Gütertarif kommission un- 
terliegen, falls von einer Verwaltung Einspruch dagegen 
erhoben wird, der Genehmigung des Eisenbahnverbandes, 
sind sonst aber endgültige. 

Ein Haupttraktandum der Gütertarifkommission 
bildet jeweilen die Herübernahme der in den deutschen 
Tarifvorschriften und Güterklassifikationen eingetretenen 
Änderungen für den schweizerischen Verkehr. Um hierin 
eine raschere Abwickelung, wie sie auch vom Bundes- 
rat gewünscht wurde zu ermöglichen, wird in der Regel 
jedes Jahr, sofort nach Herausgabe der deutschen Vor- 
Schriften, die Prüfung der eingetretenen Änderungen 
vorgenommen. 1 

Auf den schweizerischen Normalbahnen ist die for- 
melle Einheitlichkeit in den Tarifen vorhanden: die 



1 Diese Massnahmen ergriffen die Bahnen erst nach mehr- 
maliger Aufforderung von Seite des Departementes, in den Jahren 
1894 und 1895. In einem Schreiben der Bahnen vom 16. Mai 1895 
wird ein Teil der Schuld an den unliebsamen Verzögerungen dem 
oft etwas zu „minutiösen" Vorgehen des Departements und seiner 
Organe zugeschrieben. 



'#»4 ■ 
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Reglemente, die Vorschriften, die Güterklassifikationen 
sind für alle Linien dieselben. Anders verhält es sich 
mit der materiellen Tarifeinheit: die Übereinstimmung 
der Taxen herrscht bei uns noch nicht, ein guter An- 
fang ist aber bereits gemacht. Die Ausnahmetarife, 
welche ja die wichtigsten Artikel betreffen und mit 
welchen mehr als ein Drittel des gesamten Güterver- 
kehrs befördert wird, weisen die gleichen Taxen auf; 
für Gepäck und lebende Tiere bestehen auf allen Bahnen 
einheitliche Sätze ; endlich haben sich einige Verwal- 
tungen dahin geeinigt, für ihren normalen Verkehr 
übereinstimmende Taxen einzuführen, so dass die zahl- 
reichen Verwaltungen des schweizerischen Eisenbahn- 
verbandes nur mehr drei verschiedene Taxschema auf- 
weisen; es sind dies: 

1. das sogenannte westschweizerische Taxschema, be- 
stehend seit 1884, dem die Jura-Simplon-Bahn und 
alle central- und westschweizerischen Netze, die 
Centralbahn und die Vereinigten Schweizerbahnen 
angehören ; 

2. das Nordostbahn-Schema, dem die Südost-Bahn und 
die Tössthal-Bahn beigetreten sind; 

3. das Gotthardbahn-Schema mit den niedrigsten 
Taxen. « 

Die bundesrätliche Botschaft betreffend den Rück- 
kauf der schweizerischen Hauptbahnen sieht, unter Aus- 
schluss der Gotthardbahn, die Einführung der materiellen 
Einheit vor; die Übereinstimmung der Taxen würde 
durch Zusammenstellung der Strecken taxen der Nord- 
ostbahn mit den Expeditionsgebühren des westschwei- 
zerischen Schemas erreicht. 



II. 

Die Gütertarife haben im Laufe der Jahre mannig- 
fache Wandlungen durchgemacht; allen gemeinsam ist: 
ein beständiges Sinken der Frachtsätze. 1 

Wenn dieses fortschreitende Billigerwerden der 
Taxen einerseits auf die Konkurrenz, welche sich, wie 
auf andern Gebieten, auch im Transportwesen geltend 
macht, zurückgeführt werden darf, so hängt es ander- 
seits auch mit der beständig vor sich gehenden Er- 
mässigung der Selbstkosten zusammen. 

Zu dieser fortschreitenden Tarifreduktion verstan- 
den sich die Bahnen teils freiwillig, teils gezwungen: 
wollten sie transportieren, so mussten sie eben die Ta- 
rife so einrichten, dass diese von den Gütern „ertragen* 
werden konnten. Um die notwendigen Ermässigungen 
ohne empfindliche Einbussen durchzuführen, haben die 
Bahnen einerseits verschiedene Klassifikationssysteme 
angewendet; diese sind kurz in einem vorhergehenden 
Teil der Abhandlung besprochen worden; andrerseits 
suchten die Bahnen durch niedrige Sätze überhaupt und 
durch besondere Bcrechnungsarten die Taxen zu ermäs- 
sigen und neuen Verkehr zu gewinnen. 



1 Vergl. die Aufsätze von Weichs-Glom in der Zeitung des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen über die Gesetzmässig- 
keit des fortschreitenden Sinkens der Transportpreise. 

Ulrich führt in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik, III. Folge 1891, Band 1, folgendes charakteristische 
Beispiel an: 

Für Kohle waren die Transportkosten folgende für das 
Tonnenkilometer : 

Mit Frachtfuhrwerk 1836 .... 50 Cts. 
Anfänglicher Satz auf der Eisenbahn 16,2 „ 
Heutiger regelmässiger Satz .... 2,6 „ 
Ausnahmetarif 1,5 B 



1 I 
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Im folgenden wird von der Berechnungsweise der 
Güterfrachtsätze, von den dabei befolgten Systemen, 
insbesondere aber von den Staffeltarifen die Rede seiiu 

Die Grundlagen eines richtigen Tarifes bilden in 
erster Linie die Selbstkosten: hält sich die Frachtbe- 
rechnung genau an diese, so ist sie gerecht zu nennen ; 
das Schwierige liegt aber in deren Ermittelung und 
alle Fachleute sind darin einig, dass es unmöglich ist, 
die Selbstkosten eines einzelnen Transportes, wie dies 
für die Festsetzung der Tarife notwendig wäre, genau 
zu ermitteln: zur Berechnung liegen zu viele unsichere 
und veränderliche Faktoren vor. 

Die Selbstkosten allein würden übrigens auch nicht 
eine ganz zuverlässige Grundlage für die Tarifbestim- 
mung abgeben, indem sie selbst vom Verkehr und den 
Tarifen wieder beeinflusst werden und veränderlich sind. 

Man hat ausgerechnet, dass die veränderlichen, 
vom Verkehr abhängenden Selbstkosten etwa ein Viertel 
der gesamten, oder die Hälfte der eigentlichen Betriebs- 
kosten ausmachen; die andern drei Viertel werden al& 
feste Selbstkosten bezeichnet, wobei zwei Viertel auf 
Verzinsung und Ammortisation des Anlagekapitals und 
ein Viertel als von der Dichtigkeit des Verkehrs unbe- 
rührt bleibende Betriebskosten angenommen werden. * 
Was sich jedenfalls mit Bestimmtheit über die ver- 
änderlichen Selbstkosten sagen lässt, ist, dass sie bei 
Zunahme des Verkehrs, oder bei Beförderung auf langen 
Strecken für den einzelnen Transport abnehmeu. 



1 Die Selbstkostenfrage ist eine viel umstrittene. Vergleiche 
Nördling, Selbstkosten auf den preussischen Eisenbahnen, Wien 
1 885 ; auch die Selbstkostenentwicklung bei Bank : das Eisenbahn- 
tarifwesen in seiner Beziehung zur Volkswirtschaft und Verwal- 
tung, Wien 1895. Meinesteils bin ich der Auffassung von Ulrich 
gefolgt. 
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Damit sind immerhin genügende Anhaltspunkte für 
die Tariffestsetznng gegeben, nämlich Aufstellung der- 
art ermässigter Frachtsätze, dass ein Entstehen und 
eine Vermehrung des Eisenbahnverkehrs eintreten kaün 
und ausserdem womöglich noch besondere Ermässigungen 
für weite Transporte. 

Was zunächst das allgemeine Niedrighalten der 
Prachtsätze anbetrifft, so sind, soweit der Konsument 
daraus Vorteil zieht, niedrige Taxen vom gemeinwirt- 
schaftlichen Standpunkt aus richtig und, je grösser die 
Ermässigungen, desto besser. Vom Standpunkt der 
Bahnen aus kann aber, solange dieselben Zinsen, Be- 
triebskosten und Überschüsse aufzubringen haben, kurz, 
ein geschäftliches Unternehmen sind, nur mit Vorsicht 
und unter Würdigung aller Umstände an Frachtreduk- 
tionen gegangen werden. Es ist hier nicht zu über- 
sehen, dass einer Taxermässigung keineswegs immer die 
zur Deckung des Einnahmeausfalls notwendige Verkehrs- 
zunahme entspricht, indem für Güterproduktion und 
Güterverbrauch nicht einzig die Bahnkosten massgebend 
sind, sondern die Verhältnisse des Verkehrsgebietes 
überhaupt und vor allem Versender und Besteller zum 
Zustandekommen des Güterverkehrs das ihrige beitragen 
müssen. Eine noch so bedeutende Ermässigung der 
Transportkosten, welche, wie gesagt, ja nur einen Teil 
des Preises des Gutes ausmachen, wird unmöglich in 
allen Fällen den erhöhten Verbrauch des Gutes in er- 
wünschter Weise zur Folge haben. l 

1 Diese Ansieht wird von den Befürwortern einer bedeuten- 
den Tarifreduktion nicht geteilt. Sie nehmen dabei zur Begrün- 
dung ihrer Forderung an, dass bei einer Ermässigung von bei- 
spielsweise 50% der Verkehr auch um öO°/o zunehmen werde, 
oder wie sich Offenberg in seiner „Theorie der Tarifbildung" im 
Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrgang 1892, bildlich ausdrückt, 
sie stellen sich das Transportbedürfnis als eine lediglich durch 
den Druck der Tarifsätze zusammengepresste Feder dar, die sich 
ins Ungemessene ausdehnen würde, wenn der Druck nachliesse. 
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Den Konsumenten wird die Verbilligung der Taxen 
nur dann zu gute kommen, wenn die Produzenten und 
Händler nicht — und dies ist sehr oft der Fall, nament- 
lich bei unerheblichen Ermässigungen — den Fracht- 
unterschied einfach in die Tasche stecken. Ermässi- 
gungen, die aber nur zur Folge hätten, den bisherigen 
Transportgewinn oder einen Teil desselben aus den 
Händen der Bahneigentümer in diejenigen der Produ- 
zenten tiberzuführen, wäre volkswirtschaftlich ohne Be,- 
deutung. 

Als allgemein leitender Grundsatz für die Tarifbil- 
dung gilt : relativ niedrige Taxen. Daneben kommt noch 
ein zweites bestimmendes Moment hinzu : besondere Er- 
mässigungen für weite Transporte. Dieser zweite Punkt 
stützt sich auf die Thatsache, dass die Selbstkosten für 
die einzelne Transportleistung bei grosser Beförderungs- 
strecke abnehmen. Dass dem wirklich so sei, wird zwar 
von vielen bestritten und jedenfalls ist eine genaue 
Feststellung der Abnahme auch hier nicht möglich. Sicher 
ist, dass von jeher Transportleistungen bei grossen Ent- 
fernungen verhältnismässig niedriger berechnet wurden, 
als bei kurzen und dass die Bahnen diesen Grundsatz, 
der auf jeden Fall in deren Betriebskosten bis zu einem 
gewissen Grad seine Berechtigung findet, eigentlich nur 
aus dem viel älteren Fuhrwerk- und Wassertransport 
herübergenommen haben. 1 



1 Die See- und Flussschiffahrt kannte eine solche Art der 
Transportpreisfestsetzung längstens. So zahlten z. B. auf der 
Rhone Waren, die von Lyon nach Avignon geschickt wurden, die 
gleiche Fracht, wie für die dazwischen liegenden Orte Valence, 
Vienne oder Givors; dabei ist Givors von Lyon 21 km, Avignon 
von Lyon 230 km entfernt. Das gleiche gilt für Seetransporte : von 
Bordeaux nach Brest, war die gleiche Fracht zu entrichten, wie 
für die doppelte Strecke Bordeaux-Dünkirchen. Vergl. Bopiquet, 
les tarifs de chemins de fer, Paris 1870. 
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Mögen nun bedeutende Ermässigungen für den Fern- 
verkehr nicht im ganz richtigen Verhältnis zur Ab- 
nahme der Betriebskosten stehen — eine genaue Ermitt- 
lung in dieser Hinsicht ist, wie gesagt, ausgeschlossen — 
so liegt eben doch diese Begünstigung ganz im Inter- 
esse der Bahnen, für welche sich ein langer Transport 
auch bei billigen Taxen lohnt. Mag das Frachtgeld die 
Selbstkosten für den einzelnen Kilometer auch noch so 
wenig übersteigen, die grosse Kilometerzahl schafft aus 
dem kleinen Überschuss einen bedeutenden Gewinn! 

Auch in anderer Weise ist weite Beförderung für 
die Bahnen vorteilhaft. Einesteils ertragen nur wert- 
vollere Güter die Kosten einer langen Fahrt ; durch das 
Klassifikationssystem werden solche ohnehin hoch be- 
lastet; minderwertige Güter und Rohmaterialien kom- 
men aber in der Kegel nur in grossen Mengen, meist 
Wagenladungen, zum Versand. Beförderung in Wagen- 
ladungen ist aber für die Bahnen bei weitem die vor- 
teilhafteste. 

Auf welche Weise haben nun die Bahnen Ermässi- 
gungen auf grosse Entfernungen eintreten lassen? Durch 
eine, für jeden einzelnen Transport besonders aufgestellte 
Taxbildung in Form von Ausnahmetarifen, oder aber 
durch Staffeltarife. 

Beruht die Berechnungsweise des Fahrpreises auf 
einem einheitlichen Streckensatz derart, dass beispiels- 
weise für jeden Kilometer eine feste, sich immer gleich 
bleibende Taxe entrichtet wird, so wächst mit der Zahl 
der Kilometer der Frachtsatz so an, dass ein Transport 
auf weite Strecken sich überhaupt nicht mehr lohnt. 
Der Einheitssatz muss also niedrig gehalten sein, meist 
so niedrig, dass der Nahverkehr, im Verhältnis zu seinen 
Kosten, nicht hoch genug belastet wird. 

Ein Ausweg fand sich, wie wir gesehen, in Form 
ausnahmsweiser Tarifbildung, ungefähr so, dass für ein 
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einzelnes Gut oder für eine Klasse von Gütern von 
einem Ort zum andern, ohne Rücksicht auf die Ent- 
fernung und ohne Einhaltung eines regelmässigen Satzes, 
der Tarif festgesetzt wird. 

Eine Taxierungsweise die, unter sonst gleichen 
Umständen, von der normalen, regelmässigen Tarifbil- 
dung abweicht, „ differiert a , wird als Differentialtarif 
bezeichnet. 

Differentialtarife werden nicht nur da angewandt^ 
wo es sich darum handelt, Transporte auf grosse Di- 
stanzen zu ermöglichen, sondern sie verfolgen auch den 
Zweck, die eine Eisenbahnlinie gegenüber andern oder 
gegen Wasser- und Axtransport konkurrenzfähig zu 
machen ; sie sollen ferner gewisse Verkehre wecken und 
entwickeln und durch besondere Begünstigung einzelner 
Industriezweige und Verkehrstreibenden den Konkur- 
renzkampf der Produktion und der Produktionsgebiete 
erleichtern. 

Was die Konkurrenz mit den andern Beförderungs- 
mitteln anbetrifft, so macht sich diese bei den Knoten- 
punkten geltend; sie bewirkt in der Regel, dass die 
längere Linie, um nicht den Verkehr an die kürzere 
oder unter günstigeren Verhältnissen arbeitende Linie 
zu verlieren, Mir die Sätze zwischen Anfangs- und End- 
punkt der Strecke vom Normaltarif abweicht und für 
den bedrohten Verkehr die niedrigeren Taxen des kon- 
kurrierenden Transportmittels einräumt. 

Dass die Bahn zu einem solchen Vorgehen berechtigt 
ist, erscheint als selbstverständlich ; eine andere Frage 
ist aber die, ob auch diejenigen Strecken und Plätze, 
welche von anderweitiger Konkurrenz nicht betroffen 
werden, auf diese Ermässigungen Anspruch haben. Der 
Grundsatz der Billigkeit fordert dies und demgemäss 
haben sich die Aufsichtsbehörden vieler Staaten veran- 
lasst gesehen, die bekannte Klausel der Taxrückwirkung 

o 
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für die in den Tarifen nicht genannten Stationen in 
Anwendung zu bringen. 1 Diese Klausel ist ungefähr 
folgendermassen abgefasst: Den Transporten nach der 
von einer in diesem Tarif nicht benannten Station, 
kommen dessen Sätze insofern zu gut, als für diese 
unbenannten Stationen die Fracht bis zur nächsten, vor- 
gelegenen, benannten Station zu entrichten ist; von 
dieser vorgelegenen Station aus gilt der Normaltarif, 
wenn sich der Satz bis zur ersten, nachgelegenen im 
Tarif benannten Station nicht billiger stellt. 

Gegen die Ausdehnung dieser Vergünstigungen auf 
Orte, welche zwar auf der betreffenden Linie liegen, 
nicht aber Knotenpunkte sind, haben sich die Bahnen 
von jeher gewehrt. Sie begründen ihre Anschauung 
damit, dass diese Tarifreduktionen keineswegs frei- 
willige seien, sondern dass sie zu denselben greifen 
müssen, wenn sie überhaupt auf der Strecke transpor- 
tieren wollen; im fernem komme durch diese Mass- 
nahmen niemand in Schaden, denn es würden einfach 
die auf einer andern Linie schon bestehenden Sätze 
herübergenommen. Nähmen aber die Bahnen die Kon- 
kurrenz nicht auf, so verlören sie Transporte, was so- 
wohl für sie, als mittelbar auch für die Verkehrstreibeg- 
den von Nachteil sei. Übertrage die Bahn diese auf- 
gezwungenen Taxkürzungen auch auf den Verkehr, der 
sich zwischen den Knotenpunkten bewegt, so sei zu 
befürchten, dass sie mit Verlust arbeiten; endlich könnten 
mit demselben Recht alle andern Linien derselben Ver- 



1 So erklärte das schweizerische Eisenbahndepartement, „dass 
Güter nach und von zwischenliegenden, im Tarif nicht benannten 
Stationen zu denselben Taxen befördert werden (sollen), wie sie 
für die nächstgelegene, im Tarif benannte Station normiert sind 
insofern diese letztern niedriger sind, als diejenigen der gewöhn- 
lichen Tarife." Vergl. Bericht des Bundesrates vom 23. November 
1883. S. 32. 
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waltung oder desselben Wirtschaftgebietes, die näm- 
liche Vergünstigung auch für sich beanspruchet. 

Solange die von der Konkurrenzbahn oder andern 
Beförderungsmitteln entlehnten Sätze rein herübergenom- 
men werden, kann von Schaden auf Seite der Bahn- 
benutzer kaum die Rede sein; in Wirklichkeit findet 
nichts anderes statt, als eine von einer Bahn vorgenom- 
mene Verschiebung des Transportweges, von der Handel 
und Verkehr weiter nicht betroffen werden. 

Nun kommt es aber häufig vor, dass die vom Wett- 
bewerb beeinflusste Linie ihre Tarife nicht nur denen 
der fremden Bahn gleichstellt, sondern unterbietet, also 
freiwillig Taxnachlass gewährt. Da ist es nun wohl 
möglich, dass die differentielle Tarif bildung schädliche 
Wirkungen äussern kann, denn es haben die auf solche 
Weise begünstigten Verkehrsplätze vor den vernach- 
lässigten einen entschiedenen Vorteil. 

Im inländischen Verkehr kommen solche Unter- 
bietungen selten vor; entweder ist das ganze Bahngebiet 
unter einer Hand vereinigt, dann ist ein solches Vor- 
gehen von vornherein ausgeschlossen ; oder aber es 
kommen mehrere Verwaltungen in Betracht; diese finden 
es jedoch in der Regel vorteilhafter, sich auf diesem 
Gebiet zu verständigen, um hohe Transportpreise auf- 
recht erhalten zu können ; endlich kann auch die Staats- 
gewalt auf ihrem -Gebiet eine solche Konkurrenz unter- 
sagen. * 



1 Ein bezeichnendes Beispiel hierfür liefern die amerika- 
nischen Eisenbahngesellschaften in den Vereinigten Staaten, die 
durch alle möglichen Mittel einander zuerst bekämpfen, dann aber, 
wenn sie infolge ihrer unsinnigen Tarifherabsetzungen und Be- 
günstigungen dem liuin nahe sind, sich vereinigen und durch hohe 
Taxen bald das Verlorene wieder eingeholt haben. Vergl. hierüber 
-die interessanten Ausführungen des Hrn. v. der Leyen im Archiv 
für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1879 u. a. 
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Im Verkehr mit dem Ausland ist eine derartige 
Tarif biltlung nicht häufig, wohl bildet sie aber im 
Transitverkehr die Regel. Auch hier kann zwar nicht 
daran Anstoss genommen werden, dass die fremden 
Güter, die das eigene Land nur durchqueren, billiger 
befördert werden als die einheimischen. Geniesst bei 
uns der ausländische Transport nicht billige Taxen, so 
kommt er dafür auf einer fremden Linie billig ans Ziel ; 
hohe inländische Taxen können demnach das Eindringen 
fremder Produkte in andere Länder nicht verhindern. 

Anders ist diese Frage zu beurteilen, wenn die Transit- 
taxen unter die ausländischen Konkurrenzsätze gestellt 
werden, denn es wird dadurch der ausländischen Pro- 
duktion möglich, mit Hülfe der inländischen Bahnen die 
einheimische Industrie im Ausland mit Erfolg zu be- 
kämpfen. 1 Bei solchen Tarifmassnahmen ist ein Ein- 
greifen des Staates, sei es, indem er einen solchen 
Tarif einfach aufhebt, oder aber die Rückwirkung auf 



1 Ein solches Vorgehen ist z. B. von der schweizerische» 
Industrie der Gotthardbahn häufig zur Last gelegt worden; es 
kam mehr als einmal dazu, dass die schweizerischen Produkte mit 
den weit hergereisten deutschen in Oberitalien nicht konkurrieren 
konnten. 

Die Transittarife bildeten für Ausfälle gegen Bahnverwaltungen 
reichen Stoff ! Es wird in dieser Beziehung denselben nicht selten 
Vernachlässigung der Landesinteressen, ja, aijtinationale Verkehrs- 
politik vorgeworfen, vergl. z. B. die Diskussion im schweizer» 
Nationalrat über die Motion Fonjallaz (die Motion ist auf Seite 
55 angeführt), ferner die Ausführungen des amtlichen Stenograph. 
Bulletins der Schweiz. Bundesversammlung vom Jahr 1896, Früh- 
jahrssession, Nr. 58 und 61. Thatsache ist, dass die Bahnen sehr 
oft, um sich den Verkehr zu erhalten, die Wirkungen der Zoll- 
schranken möglichst abzuschwächen suchen ; freilich geschieht dies 
nicht nur den eigenen, sondern auch den fremden Zöllen gegenüber. 

Meiner Ansicht nach wäre den Bahnen in Bezug auf solche 
Artikel, welche das eigene Land nicht exportiert, freie Hand zu 
lassen ; für die Schweiz wäre dies z. B. der Fall mit Getreide. 
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<lie inländischen Transporte verlangt, unbedingt am 
Platz. ' 

Mit der Frage der Differentialtarife ist diejenige 
der Rückvergütungen eng verbunden; die Eückvergti- 
tung, die als besondere Form des Differentialtarifs be- 
trachtet werden kann, hat wesentlich dazu beigetragen, 
dieses System in Misskredit zu bringen. Während in 
der Eegel der Frachtsatz, sei es der normale, ein er- 
mässigter oder ein Differentialsatz, in der von vorn- 
herein bestimmten Höhe einbezahlfc wird und es daher 
sein Bewenden hat, so bezweckt die Kückvergütung 
oder Refaktie eine nachträgliche, meist an gewisse Be- 
dingungen geknüpfte Herabsetzung des Transportpreises. 
Ist die Eückvergütung eine öffentliche und im Tarif 
angeführt, so kann sie jedem Bahnbenutzer, der die 
nötigen Bedingungen erfüllt, zu gute kommen ; gewöhn- 
lich wird die Refaktie an die Bedingung eines Minimal- 
transportes geknüpft. 

Anders bei den geheimen Refaktien; diese dienen 
dazu, einen einzelnen Verfrachter, meist zum Schaden 
der andern, zu begünstigen ; sie entziehen sich natürlich 
jeder Kontrolle und sind ein bequemes Mittel, unter der 
scheinbaren Anwendung normaler Tarife, nach rechts 
und links, aus Konkurrenzrücksichten, oft aber aus rein 



1 Im Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung 
betreffend das Tarifwesen der Schweiz. Eisenbahnen vom 23. No- 
vember 1883 heisst es auf Seite 41: „Nur wo der Transitverkehr 
-auch ein Konkurrenzverkehr ist, ist es gegenüber den Grundsätzen 
des Schweiz. Eisenbahngesetzes gestattet, die Transittaxen niedriger 
zu halten, als die Taxen nach näher gelegenen schweizerischen 
Stationen." 

Für die Differentialtarife in der Schweiz vergleiche ausser 
-dem oben angeführten Bericht des Bundesrates auch den Artikel : 
Die Differentialtarife in der „Neuen Zürcherzeitung tt , Jahrgang 
1896, Nr. 313, 314, 315. 
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persönlichen Gründen Vergünstigungen zu gewähren. 
Die Konzessionen der meisten Eisenbahnländer verbieten 
daher die geheimen Refaktien. 

Differentialtarife als solche sind nicht verwerf- 
lich; bei dem Erwerbscharakter der Eisenbahnunter- 
nehmungen kann, wenn Konkurrenzfragen mitspielen, 
eine von der regelmässigen abweichende Tarifierungs- 
weise geradezu als geboten erscheinen. 1 Was aber von 
den Differentialtarifen verlangt werden soll, ist, dass 
sie gehörig veröffentlicht werden und nicht einseitige 
Begünstigungen gewähren. 

Auf diesen Standpunkt stellt sich auch der Art. 11, 
erstes Alinea, des Internationalen tbereinkommens über 
den Eisenbahn-Frachtverkehr; er lautet: 

„Die Berechnung der Fracht erfolgt nach Massgabe 
der zu Recht bestehenden, gehörig veröffentlichten Ta- 
rife. Jedes Privatübereinkoramen, wodurch einem oder 
mehreren Absendern eine Preisermässigung gegenüber 
den Tarifen gewährt werden soll, ist verboten und nichtig. 2 
Dagegen sind Tarifermässigungen erlaubt, welche gehö- 
rig veröffentlicht sind und unter Erfüllung der gleichen 



1 Alle Länder haben Differentialtarife und es befolgen dabei 
Staats- und Privatbahnen ungefähr die gleichen Grundsätze ; wenn 
finanziell günstige Resultate hervorgebracht werden sollen, so sind 
sie schlechterdings nicht zu vermeiden ; bei geeigneten Massnahmen 
lässt sich aber wenigstens ihre Zahl einschränken! 

Auch die schweizerische Staatsbahn wird jedenfalls für die 
Transittaxen eine differentielle Taxbildung anwenden müssen, wenn 
bedeutender Durchgangsverkehr unserem Lande erhalten bleiben 
soll. 

s Deutschland hatte in der Kommission den Antrag gestellt,, 
dass dieses Verbot der Preisermässigung auch auf den internen 
Verkehr der Vertragsstaaten ausgedehnt werde. Diesem Begehren 
wurde von den andern Staaten nicht entsprochen. 
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Bedingungen jedermann in gleicher Weise zu gute kom- 
men." 1 

Ein Mittel, um unter Vermeidung irgendwelcher Un- 
gerechtigkeit den Fernverkehr gegenüber dem Nahver- 
kehr zu erleichtern, liegt in der Unterteilung der Güter- 
taxen in eine Abfertigungsgebühr uud in einen Strecken- 
satz. Es lassen sich auch in der That die Kosten und 
die Leistungen der Bahn in zwei deutlich geschiedene 
Teile zerlegen: erstens in Expeditions- oder Stations- 
kosten, bestehend in Empfang, Registrierung, Kontrolle, 
Auf- und Abladen der Güter, Zusammenstellen des Zuges 
und so fort; diese Kosten bleiben sich, mag das Gut 
eine kurze oder weite Strecke zurücklegen, ungefähr 
gleich. Mit der Abfahrt des Zuges nehmen Leistung und 
Kosten, die die Bahn auf das Gut verwendet, eine an- 
dere Gestalt an, sie wachsen mit der Entfernung, die 
die Ware zu durchlaufen hat; der Kohlenverbrauch, die 
Abnutzung des Materials, die Löhne der Angestellten, 



1 In dem mit Gesetzeskraft ausgestatteten Protokoll erklären 
aber die Vertreter der Vertragsstaaten in Bezug auf obigen Ar- 
tikel: „Dass sie keine Verpflichtung eingehen können, welche die 
Freiheit ihrer Staaten in der Regelung ihres internen Eisenbahn- 
verkehrs beschränken werde, Sie konstatieren übrigens, jeder für 
den von ihm vertretenen Staat, dass diese Regelung zur Zeit mit 
den im Artikel 11 des Übereinkommens festgestellten Grundsätzen 
sich im Einklang befinde, und sie betrachten es als wünschens- 
wert, dass dieser Einklang erhalten bleibe." 

Trotz der Tragweite, welche diesem Artikel zukommt, hat 
sich das internationale Amt sehr wenig mit ihm zu befassen ge- 
habt. Wenn es auch dem Amte bekannt ist, dass in den meisten Ver- 
tragsstaaten die Bestimmungen des Artikels umgangen werden, so 
ist ein Einschreiten hauptsächlich aus dem Grunde unmöglich, 
weil die Bahnen heimlich (Refaktien u. s. w.) oder durch die schein- 
bare Anwendung erlaubter Mittel Privatabkommen treffen. 

Was die gehörige Veröffentlichung der Tarife anbetrifft, so 
ist ein Entscheid des Centralamtes vom 19. Januar 1893 zu ver- 
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die Versicherungssummen, alle diese und noch andere 
Auslagen richten sich zum grossen Teil nach der Fahr- 
zeit des Gutes; sie bilden den veränderlichen Teil der 
Transportkosten. 

Es ist augenscheinlich, dass im Nahverkehr die 
festen Stationskosten weit überwiegen und dass die 
Bahnen, bei ganz kurzen Strecken, nicht viel mehr als 
die Vergütung ihrer Ausgaben erhalten. Im Fernver- 
kehr dagegen sind die veränderlichen Kosten ausschlag- 
gebend, die Stationskosten verteilen sich auf eine grosse 
Zahl von Kilometern, so dass ihr Einfluss auf die Ge- 
samtleistung immer mehr abnimmt. 

In Erkenntnis dessen verfolgt eben die Abferti- 
gungsgebühr den Zweck, die Bahnen für ihre Stations- 
auslagen zu entschädigen. An einem Beispiel wird dies 
leicht ersichtlich: Nehmen wir eine feste Expeditions- 
gebühr von 20 cts. für 100 Kilogramm an ; der Strecken- 
satz betrage für 100 Kilogramm und den Kilometer 2 cts., 
so kommt 



zeichnen : Auf die Anfrage eines Staates, in welchem Umfang Tarif- 
ermässigungen veröffentlicht werden sollen, hat das Centralamt 
sich dahin ausgesprochen, dass in den Publikationen zum minde- 
sten das Gut, sowie die in Betracht kommende Transportstrecke 
genau bezeichnet und die bewilligte Ermässigung zahlenmässig 
angegeben werden solle. 

In Verfolgung erwähnter Anfrage ist konstatiert worden, 
dass in den Publikationen der Eisenbahnverwaltungen des in Be- 
tracht kommenden Landes wohl das Gut, für welches die Tax- 
reduktion bewilligt ist, sowie auch die Transportstrecke, nicht 
aber der Betrag der reduzierten Taxe angegeben wird. Der Staat, 
von welchem die Angelegenheit zur Sprache gebracht wurde, hat 
auf eine weitere Verfolgung desselben verzichtet, sich aber vor- 
behalten, bei einer etwaigen Revision des internationalen Über- 
einkommens darauf zurückzukommen. Vergl. Zeitschrift für den 
internationalen Eisenbahntransport, herausgegeben vom Centralamt 
in Bern, I. Bd., Jahrg. 1893, S. 88 und 425. 
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Die Abnahme des Einflusses der Expeditionsgebühr 
tritt klar zu Tage; bei bedeutender Entfernung kommt 
■der Streckensatz — hier 2 cts. — fast rein zum Aus- 
druck. 

Graphisch dargestellt nähert sich die Kurve des 
Gesamtsatzes zuerst rasch, dann langsam dem durch 
«ine Gerade dargestellten Streckensatz, verläuft beinahe 
parallel zu dieser Geraden, um sie im Unendlichen zu 
schneiden. 

Die Abfertigungsgebühr belastet den Nahverkehr 
auf erhebliche Weise; um diesem Ubelstand abzuhelfen, 
wird mancherorts, so auch in der Schweiz, die Expe- 
ditionstaxe in eine steigende Skala umgewandelt, so 
dass sie für den Lokalverkehr nur zum Teil, und erst 
von einer bestimmten Kilometerzahl an, voll erhoben 
wird; es liegt zwar darin eine Missachtung des Ge- 
dankens, dass die Expeditionsgebühr die Abfertigungs- 
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kosten ersetzen soll, denn diese bleiben sich ja für alle 
Transporte gleich; trotzdem sind diese Massnahmen im 
Interesse der Bahn geboten, da sie sonst einen grossen 
Teil des Nahverkehrs einbüssen würde. 

Um den Taxunterschied, der durch eine staffeiför- 
mige Expeditionsgebühr hervorgerufen wird, klar zu 
machen, nehmen wir vergleichsweise wieder die obigen 
Zahlen an, also einen Streckensatz von 2 cts. für 100 kg 
und den Kilometer ; die volle Expeditionsgebühr betrage 
20 cts., werde aber folgendermassen erhoben : vom 1. 
bis zum 20. Kilometer nur 10 cts., vom 21. bis 39. 
Kilometer 15 cts. und vom 40. Kilometer an die ganze 
Taxe, 20 cts. Auf diese Weise kommt 

der 1. Kilometer auf 12 Ct. (22) * zu stehen 

» 2. „ j, 7 „ (12) „ „ 

n **• n n ^? 3 n V®> 6 J r> v 

•n ■*• v r> ^) 5 » \* ) v n 

n "• r> v * d KP) n v 

V 1\J. „ „ O „ \^rt) n f, 

V 15- j) w 2,6 „ (3,8) „ „ 

n — 1» r> r» ^)7 „ K^ft) n i) 

v &**• i) » ^> 6 w \") s ) n » 

•n *>0. „ „ 2,5 „ (2,e) „ n 

v ^' v n 2,4 „ (2,5) „ „ 

t» 40. „ „ 2,5 „ (2,ö) „ „ 

* 50. „ „ 2,4 „ (2,4) „ „ 

1. 100. „ „ 2,2 „ (2, 2 ) „ 

Bis zum 40. Kilometer stellen sich die Sätze so- 
mit erheblich niedriger als bei gleichmässiger Erhebung 
der Expeditionsgebühr und es tritt dadurch die er- 
wünschte Erleichterung des Nahverkehrs ein. 



1 Die Zahlen in Klammern stellen den Kilometersatz bei 
regelmässiger Erhebung von 20 Cts. für die Expeditionsgebühr dar. 
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Die Abfertigungsgebühr bringt die Stationskostei* 
zur Geltung und verteuert, in Übereinstimmung mit den 
Selbstkosten der Bahn, den Nahverkehr gegenüber langen 
Transporten. Mit dem Verschwinden ihres Einflusses 
auf den Gesamtsatz hört aber diese allmählich fort- 
schreitende Ermässigung auf; von einer gewissen Zahl 
von Kilometern an bleibt die Fracht sozusagen die 
gleiche und macht es für den Transportpreis für eine 
Kilometerfahrt fast keinen Unterschied aus, ob das Gut 
500 oder 1000 Kilometer weit befördert wird. 

Mit dem gleichen Eecht aber, mit welchem die 
Bahnen den Nahverkehr mehr belasten, darf verlangt 
werden, dass sie für weite Transporte Ermässigungen 
zugestehen; das eine wie das andere entspricht ihren 
Selbstkosten und ihren Interessen. Die Bahnen haben 
denn auch auf verschiedene Weise Erleichterungen für 
den Fernverkehr eintreten lassen; unter andern ver- 
folgen diesen Zweck die Staffeltarife unter gleichzeitiger 
Berücksichtigung der höheren Kosten des Lokalver- 
kehrs. l 

Wird der Frachtsatz für eine Entfernungseinheit 
so bemessen, dass der Betrag, der auf diese entfällt, 
mit Wachsen der Strecke um so geringer oder bedeu- 
tender wird, je länger die Strecke ist, so liegt ein 
Staffeltarif vor; mit andern Worten, nimmt der Strecken- 



1 Ein ähnliches Resultat wird durch Zonentarife erreicht; 
im Grunde genommen ist zwar der Zonentarif nichts anderes, als 
ein einheitlicher, regelmässiger Streckentarif, in welchem die Ein- 
heitsentfernung, statt 1 km oder 1 Meile zu betragen, auf 10, 20, 
50 und mehr km ausgedehnt wird. Der Zonentarif nimmt aber 
insofern auch auf die verminderten Selbstkosten bei langem Durch- 
lauf Rücksicht, als für ein Gut, wenn die Einheitsstrecke bei- 
spielsweise 50 km beträgt, genau das gleiche Fahrgeld zu ent- 
richten ist, mag es 50 oder 99 km weit befördert werden. 

Dass die Tarifbildung nach Zonen im Personenverkehr prak- 
tische Anwendung erfahren, ist oben schon erwähnt worden; im 
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«atz nach Massgabe der Entfernung ab oder zu, so ist 
die Tarifbildung eine staffeiförmige. 

Wird der Streckensatz mit wachsender Transport- 
länge niedriger, so ist er nach fallender Skala oder 
Staffel gebildet, nimmt er im Gegenteil zu, so ist die 
Skala eine steigende. Letztere Staffelform ist selten 
und kommt für uns nicht weiter in Betracht. 

Die Berechnung nach Staffeln lässt sich auf zwei 
verschiedene Arten ausführen, entweder indem man den 
von einer bestimmten Entfernung an geltenden ermäs- 
sigten Satz gleich von Anfang an, das heisst für die 
ganze Transportstrecke einrechnet, oder aber den Fracht- 
satz für die einzelne Staffelzone ermittelt und an den 
vorhergehenden höheren Staffelsatz anstösst. Es betrage 
zum Beispiel der Satz von 1—100 Kilometer 8 Ct., von 
101—150 Kilometer 6 Ct., so stellt sich nach der ersten 
Berechnungsweise der Transportpreis für den 101. Kilo- 
meter auf 101 X 6 = 606 Ct. ; nach der- zweiten Me- 
thode erhalten wir 100 X 8 Cts. plus 1 X 6 Ct. = 806 Ct. 
Die zweite Berechnungsweise, obwohl anscheinend ver- 
wickelter, ist dennoch vorzuziehen, denn sie führt zu 
einem gleichmässigeren Sinken der Sätze und beugt 
Schwierigkeiten vor; nach der ersten ßerechnungsart 
würde zum Beispiel ein Transport auf 100 Kilometer 



Gütertarif hat sie bis jetzt noch keinen Anklang gefunden. Es 
sei hier nur beispielsweise der Zonentarif angeführt, den Perrot 
in seiner Schrift „Die Reform des Eisenbahntarifwesens im Sinne 
des Pennyportos", Bremen 1869, aufgestellt hat. Er bringt folgen- 
den dreistufigen Zonentarif in Vorschlag: 

Für Stückgüter im Gewicht bis 150 km 151—375 km über 375 km 

tob höchstens 3 Centnern . . , 0,50 Mark 0,80 Mark 1,20 Mark 

für Wagenladungen 15 Mark 24 Mark 36 Mark 

Für Eilgüter, ohne Gewichtsunterschied, bei Maximalgewicht 
yon 2 Centnern schlägt er vor: 

bis 175 km über 175 km 

0,50 Mark 0,80 Mark 
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100 X 8 = 800 Ct. bezahlen, ein solcher auf 120 Kilo- 
meter 120 X 6 Ct., also nur 720. um solche Fehler zu 
korrigieren, muss man entweder den höheren Satz der 
ersten Staffel — hier 8 Ct. — solange beibehalten, bis 
der Ausgleich eintritt, was beim 134. Kilometer der 
Fall ist, * oder aber es wird auf die erste Staffel der 
ermässigte Satz der zweiten — hier 6 Ct. — einge- 
rechnet, bis dieser bei Anwendung des regelmässigen 
Satzes sich niedriger stellt ; für unser Beispiel trifft dies 
beim 175. Kilometer zu. Will man also der Ungerech- 
tigkeit, dass weite Transporte weniger zu bezahlen 
haben, als kurze oder umgekehrt, aus dem Wege gehen, 
so sind Berechnungen erforderlich, welche viel umständ- 
licher sind, als bei der andern Art der Taxauffindung. 
Wir werden uns also nur mit der Berechnungsweise zu 
befassen haben, nach welcher der Satz jeder einzelnen 
Staffel ermittelt und zu den vorhergehenden Staffelsätzen 
addiert wird; diese Berechnungsart wird auch allgemein 
angewandt. 

Bevor wir auf die Staffeltarife näher zu sprechen 
kommen, muss festgehalten werden, dass es sich hier nur 
um Staffeltarife mit namhafter Abstufung handeln kann, 
denn lässt man für den Fernverkehr keine bedeutenden 
Reduktionen eintreten, so ist eigentlich nur mehr die 
Form einer Staffel vorhanden; diese Form erhält man 
aber auf einfachere Weise, indem man, wie oben gezeigt 
wurde, zum regelmässigen Streckensatz die Expeditions- 
gebühr hinzutreten lässt. 

Die weitere Erörterung über die Staffeltarife wird 
sich zunächst mit deren Daseinsberechtigung, deren Stel- 
lung den Bahnen gegenüber und endlich mit ihrer volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung zu befassen haben. 

1 Denn 134X6 Cts. = 804 Cts., das Maximum des Fracht- 
satzes der ersten Staffel ist also damit überschritten ; ebenso wird 
mit dem 75. km, 75X8 Cts. = 600 Cts., das Minimum der zweiten 
Staffel erreicht. 
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Zunächst muss mau sich fragen, ob die Bahnen die 
Ermässigungen für weite Transporte, wie solche durch 
einen richtigen Staffeltarif bedingt werden, ohne Schädi- 
gung ihrer finanziellen Interessen gewähren können. 
Nach allgemeiner Ansicht ist diese Frage zu bejahen, 
indem die Selbstkosten der Bahnen für weite Transporte 
abnehmen. 

Es ist schon gesagt worden, dass eine genaue Er- 
mittelung der Selbstkosten für eine Transporteinheit 
unmöglich ist; alle diesbezüglichen Berechnungen können 
höchstens zur annäherungsweisen Festsetzung der untern 
Selbstkostengrenze führen; unter diesen Mindestbetrag 
darf der Satz der niedrigsten Staffel nicht hinabgehen. 
Für die Höhe des Frachtsatzes kommen aber die Selbst- 
kosten schon deshalb nicht ausschliesslich in Betracht, 
weil die Bahnen nicht nur ihre eigenen Auslagen decken, 
sondern noch Reinerträgnisse abwerfen müssen. 

Für die Staffeltarife ist ohnehin nicht einzig die 
Frage der Selbstkosten für die Transporteinheit mass- 
gebend, wie das beim einheitlichen Streckentarif der 
Fall ist, sondern es kommt für die Begründung einer 
Taxbildung nach fallender Skala vielmehr darauf an, 
ob denn wirklich die Selbstkosten für eine Transport- 
einheit mit der Beförderungs weite abnehmen. 

Für einen Teil der Selbstkosten trifft diese Ab- 
nahme entschieden zu, denn es ist ganz sicher, dass, 
wenn einmal die Wagen beladen, die Lokomotive an- 
geheizt und der Zug zur Abfahrt bereit steht, es dann 
keinen grossen Unterschied mehr an Heizmaterial, Ar- 
beitslöhnen u. s. f. ausmacht, wenn der Zug eine Anzahl 
Kilometer weiter fährt; jedenfalls ist die dabei auf die 
Wagenladung oder gar das einzelne Gut verwendete 
Mehrleistung gering. Eine erhebliche Zunahme der Bahn- 
leistung tritt erst mit dem Augenblick ein, wo Maschine 
oder Personal wegen erfüllter Dienstzeit abgelöst wer- 
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den, das heisst ein Betriebswechsel eintreten muss; für 
eine Wagenladung beispielsweise dann, wenn diese, der 
bedeutenden Strecke halber zwei, drei und mehr Güter- 
züge benützen und dementsprechend umrangiert wird. 
Die Annahme, dass die mit der Entfernung geringer 
werdenden Selbstkosten ein gleichmässig fortschreiten- 
des Sinken aufweisen, ist auszuschliessen ; die Ermässi- 
gung wird jeweilen nur innerhalb einer gewissen Strecke, 
eben derjenigen, für welche die einmalige Leistung von 
Maschine und Personal ausreichen, wahrzunehmen sein. 

Ein grosser Vorteil für die Bahnen liegt beim 
Fernverkehr in der vollen, einträglichen Ausnützung 
der Betriebsmittel, während bei kurzen Strecken der 
für die Bahnen unvorteilhafte Bahnhofdienst mit seinem 
Eangieren, Ausladen und Beladen der Wagen diese ihrer 
eigentlichen, nutzbringenden Verwendung entzieht. 

Für die Begründung der Abnahme der Selbstkosten 
ist besonders wichtig, dass nur ein Teil derselben, und 
zwar der kleinere — laut angestellter Berechnung etwa 
ein Viertel — durch weite Transportleistungen erhöht 
wird; der Grossteil, nämlich die sogenannten festen 
Selbst- und Betriebskosten, also Verzinsungs- und Amor- 
tisationssummen, allgemeine Verwaltungs- und Beauf- 
sichtigungsauslagen, bleiben sich gleich, mag ein Gut 
eine kurze oder lange Strecke befördert werden; für einen 
weiten Transport wird fndes mehr Fracht bezahlt als 
für einen kurzen, die Einnahmen werden also grösser; 
es kommen aber die Reinerträgnisse, die durch langen 
Durchlauf der Waren erhalten werden, den gesamten 
festen und veränderlichen Selbstkosten zu gut, während 
die betreffenden Auslagen eben nur einen Teil der 
Selbstkosten in Mitleidenschaft ziehen. Das Verhältnis 
der Auslagen zu den Einnahmen ist also für die Bahnen 
beim Fernverkehr ein in jeder Beziehung günstiges. — 
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Wir haben gesehen, dass die Bahnen, ohne Schädi- 
gung ihrer Interessen, für weite Transporte billigere 
Taxen gewähren können; damit ist aber nicht ohne 
weiteres gesagt, dass sie es thun müssen ; es fragt sich 
sogar, ob es für sie nicht im Gegenteil vorteilhafter 
ist, aus den ermässigten Selbstkosten bei langen Strecken, 
durch Beibehaltung gleich hoher Sätze wie beim Nah- 
verkehr, finanzielle Vorteile zu ziehen und auf diese 
Weise ihre Erträgnisse zu vermehren. 

Die Einnahmen der Bahnen beruhen auf ihren 
Transportleistungen; je mehr Güter eine Bahn zu be- 
fördern hat, desto grösser werden in der Regel ihre 
Reinerträgnisse sein und es ist zweifellos, dass mit der 
Verkehrszunahme die Leistungen der Bahn für die 
Transporteinheit abnehmen und dies aus ziemlich den 
gleichen Gründen, welche zum Beweis der verhältnis- 
mässigen Abnahme der Selbstkosten für weite Entfer- 
nungen angeführt wurden. Wiederum ist es nur ein 
Teil der Selbstkosten, der durch Verkehrszunahme be- 
einflusst wird ; von dieser direkt betroffen werden auch 
liier zunächst nur die veränderlichen Selbstkosten. 
Schwillt der Verkehr allerdings derart an, dass die 
Zahl der Züge erheblich vermehrt, Nachtdienst einge- 
führt werden muss, Neubauten nötig und neue Betriebs- 
mittel anzuschaffen sind, dann wird freilich eine Er- 
höhung der Selbstkosten eintreten, welche unter Um- 
ständen auch die festen Bahnkosten beeinflussen kann; 
diesen erhöhten Auslagen stehen aber natürlich die 
vermehrten Einnahmen gegenüber. Verkehrszunahme hat 
also einerseits eine Verminderung der Bahnleistung für 
den einzelnen Transport zur Folge, anderseits vermehrt 
sie die Erträgnisse. 

Nun fragt es sich, ob die Bahnen aus eigenen 
Stücken die für sie vorteilhafte und wünschenswerte 
Steigerung des Verkehrs hervorrufen können? 
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An der Güterproduktion nehmen die Bahnen her- 
vorragenden Anteil durch Zufuhr der notwendigen Roh- 
stoffe; für die Absatzfähigkeit des Gutes ist ihr Ein- 
fluss ebenso massgebend, denn jede Ortsveränderung, 
die das Gut von seinem ursprünglichen Fundort oder 
Erzeugungsgebiet bis zum Konsumenten durchmacht, 
muss zu den Produktionskosten geschlagen werden, in- 
dem die Ware erst in der Hand des Verbrauchers ihren 
Gebrauchswert erhält. Der Wert eines Gutes setzt sich 
also aus den eigentlichen Erzeugungskosten und den 
Kosten für Ortsveränderung zusammen. Hand in Hand 
mit dem Fabrikanten und Händler nehmen die Bahuen 
an der Erzeugung, Verteilung und Preisbestimmung de& 
Gutes teil ; ihre Tarifbildung kann demnach ein Steigen 
oder Sinken des Preises zur Folge haben: setzen die 
Bahnen hohe Frachtsätze fest, so wird unbedingt der 
Verkaufspreis der Ware steigen, wenn nicht Produzent 
und Händler Verluste erleiden sollen ; das Herabdrücken 
der Preise haben aber die Bahnen weniger in der Hand, 
denn eine niedrige Tarifierung wird wohl für Produ- 
zenten und Verkäufer ein Antrieb sein, auch ihrerseits 
niedrigere Preise zu stellen; ebenso gut können diese 
aber den Preisunterschied für sich behalten und, wenn 
nicht Konkurrenzgründe dagegen sprechen, so ist dies 
auch sehr oft der Fall. 

Für die Bahnen muss vor allem der Grundsatz 
leitend sein, dass, wo es sich um einen Transport han- 
delt, der bei hohen Frachten überhaupt nicht zu stände 
kommen könnte, Ermässigungen einzutreten haben und 
sollte die Bahn dabei auch fast nichts verdienen, oder 
gar nur auf ihre Kosten kommen: transportiert die 
Bahn nicht, so hat dies eben nicht nur den Ausfall der 
Einnahmen zur Folge, sondern die festen Selbstkosten 
nehmen gleichwohl ihren Fortgang. Von den zwei Übeln ; 



6 
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Transport ohne Gewinn oder gar kein Transport ist 
das erstere das kleinere. Will die Bahn aber das ihrige 
zur Schaffung und Erhöhung des Güterumlaufes bei- 
tragen, so muss sie niedrige Tarife festsetzen. 

Dass es für die Bahnen in Berücksichtigung der 
Selbstkosten vorteilhaft ist, auf weite Strecken Ermäs- 
sigungen zu gewähren, ist bereits nachgewiesen worden ; 
dafür spricht auch, dass in erster Linie der Fernver- 
kehr einer noch ganz bedeutenden Entwicklung fähig 
ist und dass ferner nur bei langen Transportstrecken 
ansehnliche Ermässigungen gewährt werden können, 
wie solche notwendig sind, um eine fühlbare Verkehrs- 
steigerung hervorzurufen ; endlich ist bei langem Durch- 
lauf des Gutes der Einfluss, den die Bahn an der end- 
gültigen Preisfestsetzung ausübt, ein viel grösserer: 
die Absatzfähigkeit eines Gutes überhaupt hängt in 
diesem Falle fast einzig von ihr ab. 

Die Art und Weise des Vorgehens der Bahnen, bei 
Durchführung von Frachtermässigungen ist schon be- 
sprochen worden. Ein starkes Herabsetzen des Satzes 
für alle Strecken, wie dies bei einem einheitlichen Kilo- 
metertarif notwendig ist, kann wohl eine Belebung des 
Fernverkehrs nach sich ziehen; dabei werden aber 
grosse Eiunahmenausfälle aus dem schon vorhandenen, 
viel bedeutenderen und einer starken Zunahme über- 
haupt nicht mehr so fähigen Lokalverkehr nicht zu 
vermeiden sein. Ein anderer Weg, massige Strecken- 
sätze zu erzielen, liegt in der Einführung der Expe- 
ditionsgebühr, wenn gleich auch diese nicht ganz niedrige 
Strecken sätze gestattet, da letztere schon nach verhält- 
nismässig kurzer Entfernung rein zum Ausdruck kommen. 
Als letzter Ausweg, wenn man von Ausnahmetarifen 
absehen will, bleiben die Staffeltarife, die, bei so nie- 
drigen Sätzen wie sie eine fallende Skala ermöglicht, 
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-die erwünschte Erleichterung des Fernverkehrs in be- 
friedigender Weise gewähren können. * 

Nochmals muss aber betont werden, dass die Er- 
mässigung der Transportkosten an und für sich nicht 
unbedingt eine Verkehrsvermehrung hervorruft. Haben 
alle Paktoren der Güterproduktion: Erzeuger, Bahn, 
Händler, Verkäufer, gemeinsam ihre Ansprüche ernie- 
drigt, so ist • auch dann noch nicht gesagt, dass der 
Absatz des Gutes wirklich in einer Weise zunehmen werde, 
"welche der Ermässigung des Kaufpreises entspricht; 
in letzter Linie entscheidet eben über den Mehrbedarf 
^iner Ware die Kaufkraft des Konsumenten. Der grossen 
Klasse der Verbraucher soll durch Niedrighalten des 
Verkaufspreises der Ankauf des Gutes ermöglicht werden ; 
billige Preise sollen zu erhöhtem Gebrauch und ver- 
mehrter Verwendung des Gutes verleiten. Kurz, niedrige 
Taxen sollen dem Konsumenten, der Allgemeinheit zu 
Gute kommen; begünstigen Staffelsätze eine niedrige 
Tarif bildung, so sind sie auch vom gemeinwirtschaft- 
lichen Standpunkt aus am Platze. 

Der Endzweck eines richtig verstandenen Staffel- 
tarifes ist billiger Transport; dafür spricht gerade, dass 
in manchen Ländern, wo die normalen Tarife einheit- 
liche Streckensätze sind, für die billigeren Special- und 
Ausnahmetarife die Staffelform verwendet wird. Es 



*• Vergl. den Aufsatz von Liharzik : „Staffeltarife oder ein- 
heitlicher Kilometertarif?" in der Zeitschrift für Eisenbahnwesen 
und Dampfschiffahrt, Wien 1888. 

L. E. Trommer betrachtet in seiner Schrift : „Das Eisenbahn- 
Verkehrswesen", Zürich 1895, die fallende Skala als eine wenig 
glücklich gedachte Form, um den an sich nicht unberechtigten 
Gedanken einer verhältnismässigen Verbilligung der Sendungen auf 
grössere Entfernungen zum Ausdruck zu bringen. Sein Vorschlag 
ist folgender : Man teile die Gesamtfrachtkosten in solche für die 
in allen Fällen kilometrisch gleichartig zu berechnenden Beför- 
derungsstrecken und in die nur einmal für gleiche Gewichte gleich 
zu berechnende Abfertigungsgebühr für Annahme, Bahnhofbewegung 
und Ausgabe. 
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hätte auch keinen Sinn, den übersichtlichen und gleich- 
massigen Kilometertarif zu Gunsten eines Staffeltarifen 
fallen zu lassen, der gleich hohe Frachtsätze, aber nur 
auf anderm und möglicherweise verwickelterem Wege 
zu stände bringen würde. l 

Wie wir es schon früher angedeutet haben, kommt 
der Staffeltarif für uns nur insoweit in Betracht, 
als er nicht nur einzig für die Bahnen eine ihren 
Kosten und Leistungen besser entsprechende Bezahlung 
bezweckt, sondern auch der Gemeinwirtschaft wirklich 
Nutzen bringt. 

Billige Frachten ermöglichen billigen Verkauf der 
Güter überhaupt ; billige Frachten für weite Transporte 
begünstigen den Verkauf von Gütern der fern gelegenen 
Produktionsgebiete. Gegen den Grundsatz billiger Be- 
förderung als solcher lässt sich jedenfalls von keiner 
Seite aus etwas einwenden ; die einseitige Erleichterung 
des Fernverkehrs hat aber in volkswirtschaftlicher Be- 
ziehung ihre Nachteile. 

Solange die Handelspolitik unserer Staaten in 
erster Linie den Schutz der einheimischen Industrie 
vor Augen hat — eine Thatsache, für welche die jetzigen 
Zollgesetzgebungen beredtes Zeugnis ablegen — können 
Staffeltarife in gewissem Sinne dieser Anschauung ent- 
gegen arbeiten. Staffeltarife in den uns umliegenden 
Staaten befördern die ausländischen Waren zu nie<Jrigen 
Preisen bis an unsere Grenze, von wo, falls sie bis 
ins Innere des Landes geleitet werden müssen, ihnen 



1 Offenburg schreibt im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahr- 
gang 1892 : „Zur Theorie der Tarifbildung" : Ihr — nämlich der 
Übersichtlichkeit und Glcichmässigkeit der Tarife — zu liebe, 
wird man auf manche, sonst empfehlenswerte Einrichtung ver- 
zichten. Ihr wird vielleicht auch die theoretisch allein richtige 
Konstruktion der Tarife mit fallenden Sätzen zum Opfer zu bringen 
sein. 
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auch bei uns wieder die Ermässigungen der weiten 
Transporte zu Gute kommen. 

Für die nationale Industrie, wenigstens für einen 
Teil derselben, bedeutet ein derart erleichtertes Ein- 
dringen der fremden Produkte eine Schädigung, in- 
dem der Konkurrenzkampf sie zwingt, entweder bil- 
liger zu arbeiten, oder die Erzeugung der durch den 
Wettbewerb betroffenen Güter aufzugeben. Einen Er- 
satz finden der heimische Handel und das Gewerbe, 
soweit sie sich mit ausfuhrfähigen Artikeln befassen, 
immerhin darin, dass ihrem Export die gleichen Ver- 
günstigungen zu teil werden, wie dem ausländischen. 
Für den Konsumenten bedeutet aber die fremde Kon- 
kurrenz bessere oder billigere Ware, da in der Regel 
nur einer dieser befden Vorteile den näher gelegenen, 
-einheimischen Produzenten zn schlagen vermag. 

Was für die auswärtigen Handelsbeziehungen gilt, 
trifft in kleinerem Massstabe auch für das nationale Ge- 
werbe zu; auch im Inland wird durch Einführung von 
Staffeltarifen eine Verschiebung der bisherigen Produk- 
tionsverhältnisse stattfinden und kann es wohl vor- 
kommen, dass die Industrie eines Landesteiles empfind- 
liche Einbusse erleidet, einfach deshalb, weil sie nicht in 
«der erforderlichen „geographischen ü Lage sich befindet, um 
die Ermässigungen der Staffeltarife für sich in Anspruch 
nehmen zu können. Dieser Fall tritt beispielsweise für 
eine Fabrik ein, die zwischen Produktions- oder Fund- 
ort der Rohstoffe und dem Absatzgebiet des Gutes ge- 
legen ist; der Bahntransport, dessen sie zum Bezug 
•des Rohmaterials und zur Versendung der fertigen 
Ware bedarf, teilt sich in zwei Teile. Die Fabrik da- 
gegen, die im Absatzgebiet oder am Bezugsort des Roh- 
materials arbeitet, geniesst den Vorteil des ermässigten 
Satzes für die eine lange Strecke. 



— 86 — 

So lange übrigens, was bei einem richtig konstru- 
ierten Staffeltarif der Fall ist, die Fracht mit der Ent- 
fernung wächst, das heisst, dass für einen weiten Transport 
absolut mehr zu bezahlen ist als für einen nähern, kann 
von Ungerechtigkeit nicht gesprochen werden. Der dem 
Absatzgebiet nahe niedergelassene Produzent wird, gegen- 
über dem entfernteren, immer noch im Vorteil sein, und 
seine örtliche Besserstellung ausnützen können. 

Am nachhaltigsten wird der Zwischenhandel durch 
Staffeltarife beeinträchtigt, denn jede Unterbrechung 
eines Transportes auf einem Zwischenplatz hat eine 
Zerstückelung der weiten Strecke in mehrere Abschnitte 
zur Folge, was die Fracht bedeutend höher stellt. Für 
Produzent und Konsument wird es also im allgemeinen 
vorteilhafter sein, ohne Zwischenhändler mit einander 
zu verkehren. Wo er nicht besonderer Umstände halber 
sich rechtfertigt, wird daher der Zwischenhandel durch 
Staffeltarife leiden, freilich auch hier nur zu Gunsten 
der Allgemeinheit; wo er aber, und dies ist oft der 
Fall, nur auf Grund von Begünstigungen durch Aus- 
nahmetarife beruht, da wird durch dessen Wegfall bloss 
einem ungerechten Zustand ein Ende gemacht. 

Der Staffeltarif ist, wie wir gesehen haben, vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt aus nicht ganz ein- 
wandfrei: die Vorteile, die er der Allgemeinheit ein- 
bringt, werden zum Teil auf Kosten, oder zum Schaden 
einzelner und ganzer Klassen erreicht. Abgesehen da- 
von, dass diese Erscheinung bei dem jetzigen Verkehrs- 
leben sehr häufig zu Tage tritt, kommen die Wirkungen 
der Staffeltarife nicht ohne weiteres, durch blosse An- 
wendung einer fallenden Skala zur Geltung: soll die 
Absatzfähigkeit des weit gereisten Gutes wirklich in 
hohem Grade gesteigert werden, so vermögen billige 
Staffelsätze allein dies nicht zu thun, sondern der Händler ^ 
und vor allem der Verbraucher, muss daran ein Inte- 
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resse haben, das heisst, die Staffeltarife müssen einem 
wirklich vorhandenen Bedürfnisse entsprechen. 

Gewiss hat der Staffeltarif auch seine Mängel ; jeden- 
falls stellt er nicht das Endziel der Gütertarifentwicklung 
dar. Dadurch aber, dass er unter gleichzeitiger Berück- 
sichtigung der Eisenbahninteressen den Wegfall zahl- 
reicher, zum Teil ungerechter Ausnahmetarife gestattet, 
ferner, dass er ohne Nachteil für den schon bestehenden, 
einen zum Teil noch schlummernden Verkehr zu erwecken 
und zu beleben sucht und endlich eine Ermässigung 
der Taxen zu bieten vermag, wie sie bei dem Erwerbs- 
charakter der Bahnen bei anderer Taxbildung kaum 
möglich ist — dadurch sichert sich der Staffeltarif wohl 
noch auf lange Zeit hinaus eine hervorragende Stellung 
in den jetzigen Taxberechnungssystemen. 

Kommt einmal die Zeit, in welcher die Bahnen 
kein Anlagekapital mehr zu verzinsen und zu ammorti- 
sieren haben und keine Reinerträgnisse mehr abliefern 
müssen, dann werden für die Tarifbildung wohl andere 
Grundsätze Platz greifen, bis dahin wird aber der Staffel- 
tarif wahrscheinlich in allen Eisenbahnländern und für 
alle Transporte verwendet werden. Ja, es ist sehr wohl 
möglich, dass, wie sich die verschiedenen Staaten über 
eine gemeinsame Güterklassifikation, gemeinsame Be- 
nützung des Rollmaterials u. s. f. haben einigen können, 
sich auch eine einheitliche, internationale Taxberech- 
nung auf Grund des Staffelprincips aufstellen lassen 
wird, derart, dass die Abstaffelung nicht mehr an der 
Landesgrenze ein Ende finden, sondern durch das ganze 
Gebiet der Vertragsstaaten hindurch geführt werden 
wird. L 



1 Belgien, das Land der Staffeltarife par excellence, hat im 
Jahr 1895 einen internationalen Staffeltarif für Eilgüter vorge- 
schlagen. 
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Lässt man dann die einzelnen Staffelstrecken immer 
grösser werden, indem ihre Zahl vermindert wird, so 
lässt sich vielleicht auf solche Weise ein allmählicher 
Übergang zum ersehnten Güterzonentarif finden. 

Damit dürfte dann die Entwicklung der Gütertarif- 
bildung, soweit die Taxberechnungsweise dabei in Be- 
tracht kommt, zu einem Abschluss gekommen sein. 

Der beste und einleuchtendste Beweis für die Rich- 
tigkeit einer staffeiförmigen Taxberechnungsweise ist 
die Anwendung und Verbreitung der Staffeltarife in 
allen Eisenbahnstaaten. Sowohl Staatsbahn Verwaltungen, 
welche in ihrer Tarifpolitik eher durch Gründe allge- 
meiner, volkswirtschaftlicher Natur geleitet werden, 
als auch Privatgesellschaften, für welche der Erwerbs- 
charakter der Bahn die Hauptrolle spielt, haben Staffel- 
tarife eingeführt und scheinen mit deren Ergebnissen 
zufrieden zu sein. 

Es ist daher, der Vollständigkeit halber, wohl an- 
gezeigt, dass in dieser kurzen Darstellung der Staffel- 
tarife auch der praktischen »Anwendung dieses Systems 
in den verschiedenen Ländern gedacht wird. Eine 
ins einzelne gehende Aufzeichnung der Taxen würde 
aber den Rahmen dieser Arbeit weit überschreiten und 
wäre auch insofern ohne Bedeutung, als eben jedes 
Land, jede Eisenbahn ihre Tarife den jeweiligen Ver- 
hältnissen und Konkurrenzbedingungen anpasst; eine 
Vergleichung der Tarife in dieser Beziehung kann also 
nur unter Berücksichtigung aller^auf die Frachtsätze 
einwirkenden Umstände erfolgen * und hätte für uns 
keinen Zweck ; immerhin erscheint das Vorführen einiger 
Sätze auch hier angezeigt, indem dadurch die dem Fern- 
verkehr, gegenüber kurzen Transportstrecken, gewährten 
Erleichterungen anschaulich zu Tage treten. 



l 
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Deutschland. 

Von den uns umgebenden Staaten ist Deutschland 
der einzige, der mit der Anwendung von Staffeltarifen im 
allgemeinen bis in die letzte Zeit hinein gezögert hat ; nichts 
destoweniger — und dies muss hier ausdrücklich erwähnt 
werden — hat der deutsche Handel einen ungeheuren 
Aufschwung genommen ; es ist dies natürlich nicht einzig 
der Tarifpolitik des Landes zuzuschreiben, wohl aber 
haben die Massnahmen der Eegierung und die teilweise 
ausserordentlich niedrigen Kilometertaxen wesentlich da- 
zu beigetragen. Schon die Reichsverfassung bestimmt in 
Art. 45, Abschnitt 2, „dass die möglichste Gleichmässig- 
keit und Herabsetzung der Tarife erzielt, insbesondere, 
dass bei grösseren Entfernungen für den Transport von 
Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, 
Düngmitteln und ähnlichen Gegenständen ein dem Be- 
dürfnis der Landwirtschaft und Industrie entsprechender 
ermässigter Tarif und zwar zunächst thunlichst der 
Einpfennigtarif eingeführt werde." 

Dieser Gesetzesvorschrift ist schon insofern nach- 
gelebt worden, als Rohmaterialien annähernd zu diesem 
Satz befördert werden; nach dem Urteil eines hervor- 
ragenden Fachmannes und Schriftstellers zu schliessen, 1 
liegen aber die gegenwärtigen Tarifverhältnisse der 
deutschen Eisenbahnen so, dass erhebliche Ermässigungen 
der regelmässigen Sätze nur noch in Form von Staffel- 
tarifen gewährt werden können ; bedeutende Ermässi- 
gungen auf kurzen Strecken sind überhaupt nicht mehr 
möglich, da für diese die erhobenen Tarife kaum mehr 



1 Fr. Ulrich in seinem Werk: Staffeltarife und Wasserstrassen, 
Berlin 1894. Nach der Ansicht Ulrichs und anderer werden die 
preussischen Bahnen, falls sie der immer drohenderen Konkurrenz 
der Wasserstrassen wirksam entgegentreten wollen, zu Staffel- 
tarifen greifen müssen! 
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die Selbstkosten decken und ausserdem starke Fracht- 
herabsetzungen zu Gunsten des viel bedeutenderen Nah- 
verkehrs zu grosse Ausfälle nach sich ziehen würden. 

Hat Deutschland bisher grundsätzlich an einer für 
alle Entfernungen sich gleichbleibenden Taxbildungs- 
weise festgehalten, so sind immerhin von jeher Staffel- 
tarife vorgekommen. 

Nachdem schon einzelne Privatgesellschaften Tarife 
mit fallender Skala eingeführt hatten, ist als erste 
namhafte Anwendung dieses Systems der sogenannte 
süd westdeutsche Zonentarif, vom Jahr 1877, der zunächst 
als Lokaltarif für die elsass-lothringischen Eisenbahnen 
ins Leben trat, anzuführen ; er kannte drei Staffeln 

1-100 km 
101-250 „ 

251 „ und mehr. 

Später wurden die Abstufungen auf 1 — 200 km, 
201 — 400 km, 400 km und mehr erweitert. Für diesen 
Staffeltarif wurden ausnahmsweise die Sätze nicht durch 
Anstossen der höheren Staffel an die niedere gefunden, 
sondern die gesamte Strecke nach dem Satz der letzten, 
niedrigsten Staffel gerechnet. Um den daraus folgenden 
Ungleichmässigkeiten vorzubeugen, wurde der Maximal- 
satz der vorhergehenden Staffel solange auf die folgende 
vorgetragen, bis der Ausgleich eintrat. Nach Aussage 
der Beteiligten scheinen die Erfahrungen, welche Bahnen 
und Publikum mit diesen Tarifen gemacht haben, günstig 
gewesen zu sein. Der Übergang der elsass-lothringischen 
Bahnen unter preussische Oberaufsicht, im Jahr 1881, 
hatte, der Grleichmässigkeit mit den preussischen Taxen 
halber, die Aufhebung dieses Tarifs, dem auch badische, 
nassauische, hessische, pfälzische und andere Bahnen 
beigetreten waren, zur Folge. 

Seither sind es besonders die preussischen Staats- 
bahnen, die der Einführung von Staffeltarifen sympathisch 



J 
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gegenüberstehen und in der Regel, wenn von den In- 
teressenten wieder Taxermässigungen verlangt werden, 
immer wieder dieses System befürworten. Thatsächlich 
bestehen schon auf dem preussischen Netz zahlreiche 
Staffeltarife und zwar gerade für die wichtigsten Trans- 
portgüter, vor allem für die in Art. 45 der Reichsverfassung 
aufgezählten und für Exportartikel. Die Staffelung ist 
übrigens eine unregelmässige, auch sind die Taxunter- 
schiede, die meist von 100 km zu 100 km gewährt 
werden, gering. * Ein Staffeltarif ist der Speciältarif III r 
freilich nur mit einer Staffel, nämlich 

1-100 km 2,6 Pfennig 
über 100 „ 2,2 „ 
Der Versuch, für Getreide und Mühlenfabrikate 
einen Staffeltarif aufzustellen, missglückte. Dieser Tarif, 
der am 1. September 1891 zu gunsten der ostpreussi- 
schen Landwirtschaft aufgestellt worden war, galt für 
Wagenladungen von 10,000 kg; er behielt bis 200 km 
den Normalsatz des Specialtarifes I bei; während der 
Frachtsatz für 1 Kilometer und 100 kg sich beim 200. 
Kilometer auf 0,51 Pfennig stellte, betrug er beim 
400. Kilometer 0,38 Pfennig, beim 1000. Kilometer 
0,27 Pfennig, beim 1500. Kilometer 0,25 Pfennig. Trotz- 
dem auch diese Staffel nicht als eine stark fallende 
bezeichnet werden kann, genügte die Ermässigung doch, 
um eine wesentliche Zunahme der ostpreussischen Ge- 
treideeinfuhr nach West- und Süddeutschland hervor- 
zurufen. Die dadurch Geschädigten wussten ihre Sache 
in den massgebenden Kreisen, vor allem in den Kam- 
mern, 2 so gut zu verteidigen, dass die preussische Re- 



1 In der Anlage B der angeführten Schrift Ulrichs: Staffel- 
tarife und Wasserstrassen, sind alle Staffeltarife der preussischen 
Bahnen — im ganzen eine stattliche Zahl — aufgezeichnet. 

2 Bezeichnend für die Art und Weise, in der die Staffel* 
tarife bekämpft wurden, sind die Beden, die im Januar 1894 in 
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gierung, nicht etwa, weil sie den Staffeltarif für un- 
richtig hielt, sondern unter dem Druck der Umstände, 
den Getreidestaffel am 1. August 1894 wieder aufheben 
musste. l 

Trotz dieses Misserfolges ist die Frage der Ein- 
führung von Staffeltarifen nicht fallen gelassen worden, 
wenn auch der Antrag des preussischen Abgeordneten 
Gothein : 

„1. unter Aufhebung der auf rein kilometrischer Grund- 
lage beruhenden Normalgütertarife Staffeltarife für 
sämtliche Arten von Gütern einzuführen; 
2. mit den andern deutschen Bahnverwaltungen wegen 
gleichmässiger Durchrechnung der so gebildeten 
Tarife auch auf deren Strecken in Verhandlungen 
einzutreten,* 

abgelehnt wurde. 

In einer Sitzung des preussischen Abgeordneten- 
hauses vom 9. Februar 1895 fand eine längere Erörte- 
rung über eine Petition landwirtschaftlicher Vereine der 
Provinz Schlesien statt, welche die allgemeine Elinfüh- 
rung der Staffeltarife für den ganzen Staat befürworteten, 
übereinstimmend sprachen sich alleßedner für Staffeltarife 
aus und es wurde der bezügliche Antrag der Eegierung 
überwiesen. Kurz darauf setzte der Minister der öffent- 
lichen Arbeiten, von Thielen, in einer Sitzung des preus- 



der bayrischen Kammer gehalten wurden. Die Eegierung wurde 
aufgefordert, auf Beseitigung der Staffeltarife hinzuwirken. In 
den andern süddeutschen Staaten war die Stimmung gegen diese 
Tarife ebenso gereizt. 

1 Der preussische Landeseisenbahnrat beschloss in seiner 
Sitzung vom 6. März 1894, mit 20 gegen 14 Stimmen, die Auf- 
hebung zu befürworten: „in Rücksicht auf den bevorstehenden 
Abschluss des deutsch-russischen Handelsvertrages, insbesondere 
in Rücksicht auf die Aufhebung des Identitätsnachweises für Ge- 
treide bei der Aus- bezw. Durchfuhr u. s. w." 
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sischen Herrenhauses vom 27. März 1895 seine Stellung 
in dieser Angelegenheit auseinander; nach wie vor hält 
er dieses System für den Gütertransport wirtschaftlich 
und finanziell für richtig. * 

In letzter Zeit, anfangs 1897, Hess das Ministerium 
abermals eine Umfrage an einzelne Firmen und Korpo- 
rationen ergehen, um Erhebungen zur Einführung neuer 
Tarifsätze mit fallender Skala für Stückgüter machen 
zu können. Die schlesische Textilindustrie brachte hier- 
auf folgenden Vorschlag ein: 



1—100 km 11 

101—200 „ 10 

201—300 „ 9 

301-400 „ 8 

401—500 „ 7 

über 500 „ 6 



» 



(jetziger Satz.) 

Pfennig für die Tonne 
und den Kilometer. 



Die Frage, die auch im Juni 1897 im preussischen 
Landeseisenbahnrat zur Sprache kam, wurde von diesem 
ablehnend begutachtet ; er schlug ein allgemeines Herab- 
setzen der Stückgutsätze, ohne Eücksicht auf die Ent- 
fernung vor. 

Nichtsdestoweniger ist am 1. Oktober 1898 — frei- 
lich nicht mehr für eine einzelne Kategorie, wie seiner- 
zeit für Getreide — sondern für Stückgüter allgemein 
von der preussischen Regierung ein Staffeltarif einge- 
führt worden, dem sich jetzt auch die andern deutschen 
Eisenbahnverwaltungen angeschlossen haben. 



1 Ähnlich hatte sich auch der preussische Finanzminister 
Dr. Miquel, schon im April 1894 in einer Sitzung des preussischen 
Abgeordnetenhauses ausgedrückt. Er erklärte damals — es war 
zur Zeit der heftigsten Angriffe gegen den Getreidestaft'el — das& 
man keineswegs die Staffeltarife aufgeben werde, im Gegenteil, 
erst yor kurzem neue, so namentlich für Düngmittel, eingeführt 
habe. 
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Die Sätze fürden Tonnenkilometer sind die folgenden : 



1— 50 km 
51— -200 „ 
201—300 „ 
301—400 r 
401—500 „ 
501 und mehr km 



11 
10 
9 
8 
7 
6 



(bisheriger Satz.) 
Pfennig 



Obwohl, wenigstens für den Nahverkehr, die Er- 
mässigungen nicht erheblich sind, sieht die preussische 
Eisenbahnverwaltung eine Einbusse an Taxerträgnissen 
von 11,000,000 Mark voraus. * 

Von den Erfahrungen, die mit dieser einschneiden- 
den Neuerung gemacht werden, wird es wohl abhängen, 
ob die Staffelberechnung auch auf Eilgut und die Wagen- 
ladungssätze ausgedehnt werden wird. 

Der Tarif vom 1. Oktober 1898, im Verein mit 
dem gestaffelten Specialtarif III für Wagenladungen 
lässt voraussehen, dass die endgültige allgemeine Ein- 
führung von Staffeltarifen in Deutschland nur noch eine 
Frage der Zeit ist. 

Österreich- Ungarn. 

Osterreich hat, wie die Schweiz, eine der deutschen 
ähnliche Klassifikation angenommen ; die Berechnung 
der Taxen erfolgte aber nicht nach deutschem Muster, 
sondern von jeher nach dem Staffelsystem. 



1 Dass die Einführung der Staffeltarife für Stückgüter nicht 
ohne lebhafte Opposition vor sich gehen würde, war vorauszu- 
sehen. Gegen die Herabsetzung der Stückgütertaxen haben vor 
allem die Spediteure energisch Stellung genommen. Da ihr Ge- 
schäftsgewinn auf dem bedeutenden Unterschied zwischen Stück- 
gut- und "Wagenladungssätzen beruht — sie sammeln die einzelnen 
Stückgutsendungen und vereinigen sie zu Wagenladungen — so 
werden sie durch jede Ermässigung der Stückguttaxen, die nicht 
von einer entsprechenden Erniedrigung der Wagenladungssätze 
begleitet ist, empfindlich geschädigt. 
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Die österreichischen Staatsbahnen haben die Staffeln 
seit dem 1. Juli 1891 einheitlich für sämtliche Klassen- 
und Ausnahmetarife festgesetzt. Die Ansätze sind fol- 
gende : 

1—50 km 
51 — 150 „ 
151—300 „ 
über 300 „ 
Die eintretenden Ermässigungen sind zum Teil recht 
bedeutende. Die Abfertigungsgebühr ist nach steigender 
Skala gebildet und wird erst vom 80. Kilometer an voll 
erhoben. Die Berechnung der Frachten geschieht nach 
Eiuheiten von 10 Kilometern, es wird dann jeweilen 
die auf die Mitte der Einheit entfallende Taxe ent- 
richtet. 

Auch die österreichischen Privatbahnen bilden ihre 
Sätze nach dem Staffelsystem ; jede Bahn hat aber ihre 
eigene Abstaffelungsweise, die meist auch vom staat- 
lichen Staffeltarif abweicht; so variiert die erste Staffel 
auf den verschiedenen Bahnen von 1—30 km bis 1 — 76 km. 
Innerhalb der gestaffelten Strecke, die in der Regel 400 km 
beträgt, hat oft jede einzelne Klasse eine Staffelung für 
sich aufzuweisen. 

Die Gütertarife der ungarischen Staatsbahnen sind 
ebenfalls Staffeltarife, ihre Bildung ist aber eine wesent- 
lich andere, als bei den österreichischen Linien ; für Eil- 
gut, Stückgut und sperriges Gut ist nur eine Staffelung 
vorhanden: von 1—200 km und 200 km und mehr; für 
Wagenladungsklassen erstreckt sich die erste Staffel von 
1 — 200 km, die zweite von 201 — 400 km, die dritte 
begreift 401 km und mehr. Die Taxbemessung erfolgt 
nicht nach einzelnen km, sondern immer von 10 zu 10 km, 
wobei der Satz für die mittlere Entfernung berechnet 
wird. 



Frankreich. 

In Frankreich sind seit 1§63 Staffeltarife im Ge- 
brauch; zunächst galten sie nur für die vierte Klasse; 
seit 1883 haben die grossen französischen Privatbahnen 
allgemein für die sechs Klassen Staffeltarife eingeführt ; 
für die einzelnen Bahnen sind die Taxen sowohl, als 
zum Teil auch die Abstufungen verschieden. 

Im Jahr 1880 hatte auch die französische Staats- 
bahn Tarife mit fallender Skala angenommen; sowohl 
die Roheinnahmen, als namentlich auch die Zahl der 
beförderten Tonnen stiegen gegenüber den früheren 
Ergebnissen ganz bedeutend, dies auch im Verhältnis 
zu den übrigen französischen Bahnen. ' 

Die französischen Tarife zerfallen für alle Bahnen 
in sechs Serien. Beispielsweise sind die Grundtaxen 
der Paris-Lyon -Mittelmeerbahn für das Tonnenkilometer 
folgende : 



1000-1100 km 8 6 5 i\ 4 3 i\ 3 2,5 3,5 2 2| 

Die andern Gesellschaften haben ähnliche Staffeln 
und Sätze; letztere bewegen sich alle zwischen 16 Cts. 
und 2 Cts. für das Tonnenkilometer. 



1 Vergl. Ulrich: Staffeltarife nnd Wasserstrassen, S. i 
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Billiger stellen sich die zahlreichen Ausnahme- 
tarife, zu welchen sich die Bahnen, oft erst auf Drängen 
der Regierung, verstanden haben. So verlangt der vier 
Verwaltungen gemeinsame Ausnahmetarif für Kohlen 
und Dünger, für welche Artikel der Staat zum Schutz 
gegen englische Einfuhr Ermässigungen gewünscht 
hatte, für das Tonnenkilometer folgende Taxen : 

bis 25 km 7 Cts. 
26— 50 „ 5 „ 
51—100 „ 4 „ 
101 — 150 „ 3 „ 
151—500 „ 2 „ 
über 500 „ 1,5 „ 
Seit 1. April 1892 haben für den Eilgutverkehr 
alle Gesellschaften dieselbe Staffeleinteilung und die- 
selben Sätze angenommen ; letztere betragen für Waren- 
pakete unter 40 kg für das Tonnenkilometer 

1—200 km .... Fr. 0,35 
Ermässigungen erfolgen von 100 km zu 100 km 
1000 km und mehr ... Fr. 0,25 

Für Warenpakete über 40 kg (ausser Lebensmittel) 

1—100 km .... Fr. 0,32 
Ermässigungen erfolgen von 100 km zu 100 km 
1000 km und mehr ... Fr. 0,16 

In der staffeiförmigen Bildung der französischen 
Frachtsätze erblickt Ulrich einen grossen Vorzug des 
französischen Taxsystems vor dem deutschen. 1 

Italien. 

Die Einheitssätze der drei italienischen Netze 
bleiben für die allgemeinen Tarife bei allen Entfernungen 



1 Vergl. den Artikel Ulrich : „Über französisches Eisenbahn- 
tarifwesen" im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1885. 

7 



— 98 — 

gleich; die gemeinschaftlichen Specialtarife, die auf den 
drei Linien Geltung haben und die zahlreichen Lokal- 
tarife, auf Grund deren weitaus der grösste Teil des 
Verkehrs bewältigt wird, sind Staffeltarife. Die Grund - 
taxen sind dabei für alle Bahnen dieselben und hört 
die Berechnung der Staffeln nicht etwa mit dem Gebiet 
des einen Netzes auf, sondern es findet die Durchrech- 
nung über ganz Italien statt. 

Die einheitlichen Streckensätze für die acht Klassen 
der allgemeinen Tarife sind hoch, sie bewegen sich für 
das Tonnenkilometer zwischen 16,32 Cts. und 5,1 Cts., 
dazu kommt noch die Abfertigungsgebühr. 

Viel niedriger stellen sich die staffeiförmigen Sätze 
der Special tarife; einige der wichtigeren seien hier an- 
geführt : 

Specialtarif Nr. 215 für Kohlen bei vorgeschriebenem 
Mindestgewicht von 8000 kg, für das Tonnenkilometer 

1—400 km 3,06 Cts. 
über 400 „ 2,55 „ 
Specialtarif für Textilstoffe und Garne bei vorge- 
schriebenem Mindestgewicht von 5000 kg, für das Tonnen- 
kilometer 



1— 50 km 


13,26 Cts. 


51—100 „ 


11,22 , 


101-200 „ 


10,2 , 


201—300 „ 


8,1 , 


301—400 „ 


7,6 „ 


401-500 „ 


7,1 , 



Specialtarif Nr. 121 für Steine, Kalk u. s. f. bei 
vorgeschriebenem Mindestgewicht von 8000 kg, für das 
Tonnenkilometer 

1— 50 km 4,59 Cts. 

51—100 „ 3,57 „ 

101—300 „ 3,06 „ 

über 300 „ 2,55 „ 
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Specialtarif Nr. 101 für Getreide, Mehl u. s. f. bei 
^vorgeschriebenem Mindestgewicht von 8000 kg, für das 
Tonnenkilometer 

1— 50 km 6,84 Cts. 
51—100 „ . 6,63 „ 
101—200 „ 6,12 „ 
201—300 4,9 „ 

301—400 3,8 „ 

401-600 „ 3,59 „ 
über 600 „ 3,06 „ 
Besondere Begünstigung erfährt der Lebensmittel- 
-export in Wagenladungen, wobei ein Mindestgewicht 
von 4000 kg vorgesehen ist. Die Sätze werden hierbei 
nach Wagenkilometern berechnet. 

Es setzt z. B. der Specialtarif Nr. 55, Serie A, für 
<las Wagenkilometer folgende Taxen fest: 

1—100 km 61,2 Cts. 
101—200 „ 51 
201—300 „ 45,9 „ 
301—400 „ 40,8 „ 
401—500 „ 35,7 „ 

u. s. f. 
über 1000 w 20,4 „ 
Bei jährlicher Aufgabe einer bestimmten Anzahl 
Wagenladungen findet eine prozentuale Rückvergütung 
der Frachten statt. 

Belgien. 

Belgien hat schon früh Staffeltarife in grösserem 
Massstabe eingeführt. Im Jahre 1860 wurde von Staats 
wegen ein erster Versuch mit diesem System für Roh- 
stofftransporte gemacht; die günstigen Ergebnisse ver- 
anlassten die Übertragung von Staffeln auf die gesamte 
Güterklasse III; im Jahr 1862 wurden die Staffeln auf 
•die II., und drei Jahre nachher auf die I. Güterklasse 



— 100 — 

ausgedehnt. Eine später hinzugekommene, besonders 
ermässigte Klasse IV erhielt von Anfang an Staffel- 
tarife. l Trotz der Kleinheit des damaligen belgischen 
Staatsnetzes — rund 750 km — waren die Erfolge 
ausgezeichnet ; das Staffelsystem ist denn auch seither von 
Staats- und Privatbahnen beibehalten worden. Im Laufe 
der Jahre wurden die Abstufungen vereinheitlicht und 
vielfach die Taxen ermässigt. 

Die belgischen Tarife haben häufig, so wieder be- 
sonders in derKückkaufsfrage, zu einem Vergleich mit den 
schweizerischen Tarifen Anlass gegeben. Die Anhänger 
eines schweizerischen Staatsbabnnetzes beriefen sich 
auf die belgischen Eisenbahnen, um zu beweisen, dass 
auch ein kleiner Staat finanziell und volkswirtschaftlich 
günstige Ergebnisse aus den Bahnen herausschlagen 
könne; für unsern Zweck ist indes namentlich von Wich- 
tigkeit, dass bei verhältnismässig kurzen Strecken, wie 
sie die belgischen und eben auch die schweizerischen 
Bahnen aufweisen, Staffeltarife sich sehr wohl bewähren 
können. Aus diesem Grunde werden hier die belgischen 
Staffeltarife etwas näher zu betrachten sein. 2 

Der heutige belgische Normaltarif kennt vier Klas- 
sen ; mit der ersten Klasse (Stückgutklasse) werden Ein- 
zelsendungen , jedoch bei Berechnung von mindestens 



1 Über die amtlich festgestellten Erfolge, die beim Übergang 
zum Staffelsystem zu Tage traten, vergl. Ulrich, Staffeltarife und 
Wasserstrassen, S. 19. 

2 Eine absolute Vergleichung der belgischen Eisenbahnver- 
hältnisse und Taxen mit den schweizerischen ist nicht gut mög- 
lich: bei bedeutend kleinerem Flächeninhalt (Schweiz 41,419 km 2 , 
Belgien 29,457 km 2 ), hat Belgien ungefähr die doppelte Einwohner- 
zahl. Das belgische Eisenbahnnetz umfasst rund 5000 km (175 km 
auf 1000 m 2 ), das schweizerische 3000 (75 km auf 1000 km 2 ). Nicht 
zu vergessen ist ferner, dass in Belgien die Wasserwege einen 
starken Druck auf die Taxen ausüben und dass ein grosser Boh- 
materialientransport die Erträgnisse sehr günstig beeinflusst. 
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400 kg Gewicht, befördert ; die zweite und dritte Klasse 
finden bei Sendung von 5000 kg, die vierte Klasse bei 
Aufgabe von 10,000 kg Anwendung. Die Taxen sind 
folgende für das Tonnenkilometer: 

1. Klasse: Abfertigungsgebühr . . 

Streckentaxe 1 — 5 km 

6- 75 „ 

76—150 „ 

151—200 „ 

201—400 , 

2. Klasse; Abfertigungsgebühr . . 

Strecken taxe 1 — 5 km 

6- 75 „ 

76—125 „ 

126—400 „ 

3. Klasse : Abfertigungsgebühr . . 

Strecken taxe 1 — 5 km 

6- 75 „ 

76—100 „ 

101—125 „ 

126—400 „ 

4. Klasse : Abfertigungsgebühr . . 

Strecken taxe 1 — 25 km 

26— 75 „ 

76—100 „ 

101—350 „ 

351—400 „ 

Diese Taxen sind als niedrige zu bezeichnen; die 
Specialtarife, deren es 39 gibt, sind zum Teil noch 
billiger; sie begünstigen die Ein- und Ausfuhr nach 
belgischen Häfen und namentlich die nationale Kohlen- 
tind Eisenindustrie. Bei Aufgabe von 50,000 und 
200,000 kg werden die Sätze noch besonders ermässigt. 
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1 Hier haben wir ausnahmsweise einen Staffeltarif mit stei- 
nender Skala. 
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Der Specialtarif Nr. 1 für Kohlen hat folgende An- 
sätze, bei Aufgabe von mindestens 10,000 kg für das 
Tonnenkilometer: 

30— 84 km gleichmässig 220 Cts. (Abfertigungsge- 
bühr inbegriffen.) 

85 — 188 „ Streckentaxe 2 oder 3 Cts. abwechselnd, 
189—300 „ 1 Cts. 

301—400 „ 2 Cts. 

Die gleichen Sätze gelten für Wegebaumaterialien. 

Einigen Specialtarifen liegen zwei verschiedene 
Taxen zu Grunde, die eine für Aufgabe von 5000 kg, 
die andere von 10,000 kg. Den Unterschied der Taxen 
zeigt z. B. der Specialtarif Nr. 4, der eine Aufzählung 
von Chemikalien, Lebensmitteln, Hölzern u. s. f. für den 
Export umfasst. 

Die Sätze verstehen sich für den Tonnenkilometer 
bei Aufgabe von 

5000 kg 
Abfertigungsgebühr . . 105 Cts. 
Streckensatz 1 — 75 km 9 „ 

76-125 , 6 „ 

„ 126—150 „ 5 „ 

151-200 „ 4 „ 

201-400 „ 3 „ 

10,000 kg 

Abfertigungsgebühr . . 100 Cts. 
Streckensatz 1—75 km 8 „ 

76-125 „ 4 „ 
126-400 „ 1 „ 

Düngmittel und landwirtschaftliche Produkte wer* 
den, bei Aufgabe von mindestens 200 kg, laut Special- 
tarif Nr. 30 nach den Taxen der 3. Klasse des Normal- 
tarifs befördert, ebenso Glaswaren bei Aufgabe von 
7000 kg. 



1 
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Belgien, das für seine Bahnen ausschliesslich dem 
Staffelsystem huldigt, hat auch den Vorschlag eines 
internationalen Staffeltarifes gemacht. Zu Anfang des 
Jahres 1895 beantragte die belgische Direktion für den 
Eilguttransport auf den dem internationalen Überein- 
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr unterstellten 
Eisenbahnen einen Staffeltarif auf folgender Grundlage : 
bis 100 km 31 Cts.) 
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Fr. 1. 50. Dieser Tarif hat jedoch bei den andern 
Staaten und Bahnen keinen Anklang gefunden; er ist 
immerhin erwähnenswert, als ein Versuch, den Staffel- 
tarif im grossen, ohne Rücksicht auf Verwaltungsgebiete 
oder Ländergrenzen, durchzuführen. 

England. 

Die englischen Höchstsätze sind in Staffelform ge- 
halten. Die Abstufung begreift Entfernungen von 1 — 20, 
20—50, 50—100 und über 100 Meilen. Für die einzelnen 
Bahnen oder Bahngruppen sind aber die Maximaltaxen 
verschieden aufgestellt; für alle Bahnen gleich bemessen 
sind sie nur für Eilgut, für leichtverderbliche Waren 
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und für Fahrzeuge. Ungefähr die Hälfte des gesamten 
Eisenbahngütertransportes hat die Konkurrenz mit den 
Wasserstrassen auszuhalten; gleichmässig fortlaufende 
Einheitssätze sind schon deshalb auf den englischen 
Eisenbahnen unmöglich. 

Russland. 

Russland hat Staffeltarife. Für die Normaltaxen 
geschieht die Berechnung folgendermassen : die Fracht 
wird bis 200 Werst nach einem festen Einheitssatz 
gebildet, von da an werden bei Entfernungen von 

200—500 Werst 10 °/o 

500—1000 „ 15 % 
1000—1500 „ 20 °/o 
1500—2000 „ 25 % 

über 2000 „ 30 % 
des regelmässigen Satzes abgezogen. 

Bei den Specialtarifen, namentlich für die russische 
Ausfuhr, werden grössere Frachtteile in Abschlag ge- 
bracht. 

Staffeltarife bestehen ferner in Schweden für den 
Verbandstarif; in den Niederlanden sind die Einheits- 
sätze der Normaltarife nach fallender Skala gebildet. 

Schweiz. 

Die schweizerischen Gütertarifsätze bleiben sich 
grundsätzlich mit der Entfernung gleich; allein die 
Expeditionsgebühr, die — nach steigender Skala ge- 
bildet — für die Nordostbahn mit dem 30. Kilometer, 
für die übrigen Bahnen erst vom 40. Kilometer an voll 
erhoben wird, bewirkt eine Art Staffelung, die aber, 
wie wir schon früher gesehen, mit der fallenden Skala 
eines richtig durchgeführten Staffeltarifes nichts gemein 
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hat. 1 Der Abfertigungsgebühr kommt theoretisch die 
Bedeutung zu, dass mit ihrer Anwendung thatsächlich 
der Standpunkt des reinen, unveränderlichen Einheits- 
satzes verlassen wird. Durch die allgemeine Einführung 
der Abfertigungstaxe bei Annahme des deutschen Ee- 
formtarifs haben die schweizerischen Bahnen, wenn auch 
in ganz beschränktem Grade, eine der Entfernung Rech- 
nung tragende Taxation vorgenommen. Allerdings ist 
diese thatsächliche Berücksichtigung der Länge des 
Durchlaufes als solche seitens der Bahnen eigentlich nicht 
-eine gewollte, denn die Expeditionsgebühr stellt nicht die 
Streckenkosten, sondern die Stationskosten dar. Kurz, 
die schweizerischen Streckentaxen werden für alle Ent- 
fernungen gleich bemessen ; die Abfertigungsgebühr 
durchbricht aber diese Berechnung und verteuert in 
Wirklichkeit den Nahverkehr gegenüber dem Fernverkehr. 
Staffeltarife hat die Schweiz verhältnismässig schon 
früh gehabt. 

Die Centralbahn wandte im Tarifsystem des Jahres 
1863 für die ermässigte Wagenladungsklasse B folgende 
Taxen für den Tonnenkilometer an: 

1 — 5 km 16,66 Cts. 

6—20 „ 8,33 „ 
über 20 „ 6,25 „ 

1 Betrachten wir z. B. den Satz der ersten Stückgutklasse 
-der Nord-Ostbahn, so erhalten wir folgendes Bild: 

der 1. km kommt auf 11,7 Cts. zu stehen 
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pie Streckentaxe für 100 kg und das km beträgt 1,7 Cts. Ähn- 
lich stellen sich die Sätze für die andern Klassen. 
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Die Nordostbahn, die Bötzbergbahn und Aar- 
gauische Südbahn berechneten die Taxen der 5 Wagen- 
ladungsklassen nach fallender Skala. Die Grundtaxen 
für den Tonnenkilometer waren folgende: 

• 

Grundtaxen der Nordostbahn vor 1882: 





A 

5000 kg 


Wagenladungsklassen 

B C D E 

5000 kg 5000 kg 10000 kg 10000 kg 1 

für 1000 kg in Cts. 


1 — 5 km ... . 
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Grundtaxen der Nordostbahn von 1882: 
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Bei 51 und mehr km resultiert zu den Strecken- 
taxen der letzten Zone 
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Die Sätze der Bötzbergbahn und Aargauischen 
Südbahn hatten folgende Skala: 
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Die Gotthardbahn hatte für alle Klassen, auch für 
Eilgut, Staffelsätze mit folgenden Taxen: 
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Die Emmenthalbahn hatte Staffeln sowohl für die 
Stückgut- als für die Wagenladungsklassen. 
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Wir haben es hier überall mit Staffeltarifen zu thun ; 
die Staffelung, die aber schon bei 50 km, 30 km, ja schon 
bei 15 km aufhört, zeigt, dass es den Bahnen bei einer 
solchen Tarifbildung damals nur darum zu thun war, 
ein Äquivalent für die Expeditionsgebühr zu schaffen; 
einige Bahnen, speciell die Nordostbahn, wurden dabei 
auch noch von Konkurrenzrücksichten geleitet. Bei 
den kleinen Netzen waren übrigens Ermässigungen auf 
weite Distanzen überhaupt nicht möglich; so haben 
denn diese Staffeltarife, wie schon gesagt, nichts anderes 
erfüllt, als was heute die Abfertigungsgebühr thut; am 
Anfang fällt der Satz etwas weniger rasch, bei grösseren 
Entfernungen ist ein entschiedeneres Sinken wahrzu- 
nehmen, das ist der ganze Unterschied ! * An einem 
Beispiel wird dies leicht ersichtlich; greifen wir die 
gestaffelten Wagenladungssätze der Nordostbahn, Klasse C 
und die ihr ungefähr entsprechende heutige Wagen- 



1 Im Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung 
betreffend das Tarifwesen der schweizerischen Eisenbahnen vom 
23. November 1883 steht im Abschnitt über die damaligen Staffel- 
tarife folgendes: „Die Differenz zwischen den Taxen der aufein- 
ander folgenden Staffel ist nichts weiter, als die bei der Strecken- 
taxe bezogene Expeditionsgebühr." 
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ladungsklasse II a heraus, so betragen die kilometrischen 
Einheitssätze für den 

Staffeltarif von 1872 Jetzigen Tarif 
Wagenladungsklassen 
Bei einer Ent- C IIa 

fernung von für 1000 kg in Cts 

1 km 21 68,5 

5 „ 21 21 

10 „ 17 15 

20 „ 14 11,5 

30 „ 13 11,7 

40 „ 11,5 11 

50 „ . 10,6 10,6 

70 „ 9,5 10 

100 „ 8,8 9,5 

150 „ 8,2 9,1 

200 „ 7,9 9 

300 „ 7,6 8,8 

Dabei beträgt die Streckentaxe für die Wagen- 
ladungsklasse IIa 8,5 Cts., wozu noch eine Expeditions- 
gebühr von 60 Cts. bis 20 Kilometer und von 100 Ct. 
von 30 Kilometern an kommt. 

So wenig nun in Wirklichkeit solche Staffeltarife 
von den sie später ersetzenden regelmässigen Einheits- 
sätzen mit der Abfertigungsgebühr abwichen, so erblickte 
doch der Bundesrat in diesen Staffeltarifen „eine tief 
eingreifende Abweichung von den durch den Wortlaut 
der Konzessionen ausschliesslich vorgesehenen, einfachen 
Strecken taxen." * Gleichzeitig gibt aber der Bundesrat 
zu, dass sich dieses Princip mit guten Gründen ver- 
teidigen lasse und bei diesem System jedermann gleich- 
gehalten werde. 2 

1 Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung vom 
23. November 1883. 

2 Im Bericht des aarganischen Tarif Vereins vom November 
1886 ist auf Seite 26 zu lesen: „Wir sind der Ansicht, dass die 
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Was die damaligen Staffeltarife bei uns unhaltbar 
machte, war ihre unlogische Anwendung: statt die Taxen 
für das ganze schweizerische Netz auf Grund einer 
gestaftelten Strecke zu berechnen, fand bei jedem Über- 
gang des Gutes auf eine andere Bahn, die Berechnung 
von neuem statt. Nicht einmal die 7 Staffelbahnen, mit 
einem Netz von 1325 Kilometern, verstanden sich dazu, 
die Staffelung über ihre eigene Linie hinaus, auf die 
andere Staffelbahn einwirken zu lassen. Mit Recht sagt 
daher der Bericht des Bundesrates vom 23. November 
1883: „Wenn also ein Transport sich auf zwei oder 
mehreren Bahnen bewegt, welche das Staffelsystem be- 
sitzen, so führt dieses System, dessen Zweck die suc- 
cessive Verminderung der kilometrischen Taxen ist, im 
Gegenteil dazu, dass bei jedem Übergang auf ein neues 
Bahngebiet eine Erhöhung der Tarife stattfindet." 

Verschiedene Taxen, nach den verschiedensten 
Grundsätzen berechnet, dazu die damals herrschende 
Ungleichheit und Verworrenheit in den Klassifikationen, 
waren für die Interessenten unerträglich. So mussten 
zuerst — eine einheitliche Klassifikation kam erst später 
zu stände — die Staffeltarife fallen. Durch den Bundes- 
ratsbeschluss vom 5. September 1882 wurden sie auf- 
gehoben. l 



Expeditionsgebühr eben doch eine Gebühr ist, die den Bannstrahl 
flagranten Gesetzwiderspruches viel eher verdient, als die sich 
immerhin innert den Konzessionstaxen bewegenden Staffeltarife." 

1 Der Beschluss lautete folgendermassen : 

1. Die Berechnung der Taxen nach Entfernungstufen einer 
Transportstrecke, wobei für die entfernteren Stufen geringere 
Taxen berechnet werden, als für die näheren (Staffeltarife), darf 
in dem Verkehr der schweizerischen Bahnen unter «ich (direkter 
und Transitverkehr) nur in der Weise zur Anwendung kommen, 
dass die auf den einzelnen Bahnen durchlaufenen Strecken zu- 
sammen als nur eine Transportstrecke angesehen werden. Es ist 
somit nicht zulässig, bei der Bildung von direkten Transittarifen, 
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Dass der Bundesrat aber nicht den Grundsatz als 
solchen, sondern nur dessen unrichtige Durchführung 
durch die schweizerischen Bahnen verurteilt hat, be- 
weist seine Stellungnahme, ein Jahr später, in der mehr- 
^rwähnten Botschaft vom 23. November 1883. Es heisst 
darin: „Es ist dieser Abschnitt — nämlich über die 
Staffeltarife — damit eingeleitet worden und wir wieder- 
holen hier, dass das Gesagte nur von den Staffeltarifen 
gilt, wie sie auf unsern Bahnen zur Anwendung ge- 
kommen sind. Wenn die sämtlichen schweizerischen 
Eisenbahnen sich dahin vereinigen würden, dieses Tarif- 
system einzuführen, so wäre dagegen vom Standpunkt 
des Gesetzes auch sonst nichts einzuwenden. Dabei ist 
aber vorausgesetzt, dass die staffelweise Berechnung für 
eine ganze Transportstrecke nur einmal zur Anwendung 
käme, wie viele Bahnen auch bei dem Transport beteiligt 
wären. Was wir beanstanden, ist die von den Bahnen 
thatsächlich geübte Anwendung der Staffeltarife, wonach 
bei dem Übergang von einer Bahn zu der andern die 
Staffelrechnung immer wieder neu beginnt." 

Staffeltarife an proportional gerechnete Tarife anzustossen oder 
zwei oder mehrere Staffeln zu kumulieren; 

2. Die Tarife für den internen Verkehr sind nach den für 
den direkten schweizerischen Verkehr angenommenen Grundsätzen 
zu berechnen." 

Zur Begründung dieses Beschlusses sind auch die Art. 30 
und 31 des Eisenbahngesetzes vom 23. Dezember 1872 geltend 
gemacht worden. Art. 30, erstes Alinea, lautet : „Jede Eisenbahn- 
verwaltung ist verpflichtet, den technischen und Betriebs-Anschluss 
anderer schweizerischer Eisenbahnunternehmungen an die ihrige 
ohne Zuschlagstaxe oder Reexpeditionsgebühr und ohne Erschwe- 
rung des durchgehenden Verkehrs in schicklicher Weise zu ge- 
statten. " 

Die Bestimmung wurde auch auf die Taxverhältnissc aus- 
gedehnt und die Mehrbelastung der kurzen Strecken beim Staffel- 
tarif der Einwirkung einer Expeditionsgebühr gleichgestellt. 

Art. 31, erstes Alinea, lautet : „Die schweizerischen Bahnen 
sollen möglichst nach einheitlichen Grundsätzen verwaltet werden." 
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Im Laufe der Jahre hat sich die Ansicht des Bundes- 
rates über die Staffeltarife nicht geändert. Nicht nur 
hat er die von den Bahnen eingeführten Staffeltarife 
bestätigt, sondern in seiner letzten Äusserung über das 
schweizerische Tarif wesen, in der Rückkaufsbotschaft 
vom 25. März 1897, gibt er die Möglichkeit der all- 
gemeinen Einführung von Staffeltarifen auf dem künf- 
tigen Staatsbahn netz zu. 

Mit der Aufhebung der Staffeltarife durch den 
Bundesrat ist dieses System keineswegs bei uns ver- 
schwunden, im Gegenteil wurde es noch mehrmals vor- 
geschlagen und findet auch vereinzelte Anwendung. 

Im Jahr 1884, als Besprechungen der Bahnen mit 
dem Departement stattfanden behufs Versetzung der 
landwirtschaftlichen Produkte in die zweite Stückgut- 
klasse, wurde von Seite einer Verwaltung der vermit- 
telnde Antrag gestellt, für landwirtschaftliche Produkte 
staffeiförmig gebildete Taxen mit nachstehenden Ab- 
stufungen für den Tonnenkilometer zu gewähren: 

1 — 10 km 16 Cts. 
11—30 „ 15 „ 
31—100 „ 14 „ 
über 100 „ 13,5 „ 
Dieser Vorschlag wurde nicht angenommen. 

Schon früh waren für den Getreidetransport Staffel- 
tarife im Gebrauch l ; der älteste, mehreren Bahnen ge- 



1 Der Getreideausnahmetarif Nr. 5 der Suisse-Occidentale 
vom 1. Mai 1869 hatte folgende Grundtaxen für das Tonnen- 
kilometer : 

1- 96 km 11,46 Cts. 

97-192 „ 5,28 „ 

über 192 „ 2,08 „ 

Dazu kam noch eine Expeditionsgebühr von Fr. 1. 20. 

Vom 15. Februar 1878 bis 1. Dezember desselben Jahres galt 
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meinsame Tarif mit fallender Skala ist der Getreidetarif 
vom Jahr 1878. Die westschweizerischen gemeinsamen 
Ausnahmetarife Nr. 441 und Nr. 442 1 mit der Paris- 
Lyon-Mittelmeerbahn hatten eine derartige Ermässigung 
der Getreidetaxen Genf-Aarau zur Folge, dass die Ge- 
treideeinfuhr ab Romanshorn sehr erschwert worden 
war; in einer Konferenz vom 22. Oktober 1878 einigten 
sich infolgedessen die Vertreter der Hauptbahnen dahin, 
einen gemeinsamen, für den direkten Verkehr von vier 
Verwaltungen, nämlich der Suisse-Occidentale, der Jura- 
Bern-Luzernbahn, der Centralbahn und der Nordostbahn 
geltenden Getreidetarif aufzustellen ; von dessen Anwen- 
dung waren nur die durch die ausländische Konkurrenz 
direkt beeinflussten Strecken wie Genf-Basel, ßomans- 
horn-Basel und andere ausgeschlossen. Die Getreide- 
sätze der gemeinsamen Tarife Nr. 441 und Nr. 442 
wurden gekündigt und der neue Tarif trat als Getreide- 
specialtarif Nr. 6 am 1. Dezember 1878 in Kraft. Seine 
Grundtaxen für den Tonnenkilometer waren, bei vor- 
geschriebener Wagenladung von 5000 kg, folgende: 

1—100 km 9 Ct. 

101—200 „ 7 „ 

201—300 „ 3 „ 

301—400 „ 2 „ 
Dazu kam noch eine Expeditionsgebühr von Fr. 2 für 
die Tonne. 

Mit der Zeit wurde dieser Tarif fallen gelassen; 
an dessen Stelle traten verschiedene Ausnahmetarife, 
so wieder ein gemeinsamer Tarif Nr. 445 ab Marseille, 
ferner besondere Tarife ab den italienischen Häfen, ein 



auf der Suisse-Occidentale folgender Getreidestaffel für das Tonnen- 
kilometer: 

1—200 km 9 Cts. 

über 200 „ 7 „ 

Dazu kam noch eine Expeditionsgebühr von Fr. 2. 

1 Vergl. über diese Ausnabmetarife S. 55, Anmerkung 2. 

8 
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Eeexpeditionstarif ab Romanshorn für ungarische Ge- 
treide u. s. f. 

Sowohl das Eisenbahndepartement, als die Bahnen 
und die Getreidebörse in Zürich — letzterer war es 
dabei vor allem darum zu thun, die Konkurrenz von 
Rotterdam und Mannheim zu brechen — verlangten, 
dass diese verschiedenen Ausnahmetarife mit ihren un- 
ausbleiblichen Folgen von Unterbietungen, Refaktien, 
Provisionen u. s. w. aufgehoben würden. 

So trat nach längeren Verhandlungen mit den In- 
teressenten am 24. Juni 1884 in Zürich eine Konferenz 
zur Neuerstellung eines schweizerischen Getreidetarifs 
zusammen; vertreten waren die Hauptbahnen und die 
Getreidebörse. Alle Beteiligten hatten Vorschläge in 
Form von Staffeltarifen eingebracht, unter andern das 
Eisenbahndepartement folgende Taxen für den Tonnen- 
kilometer: 1—100 km 8 Cts. 



101-200 „ 


6 „ 


über 200 „ 


3 . 


loorse i 

1-50 km 


8 Cts. 


51—100 „ 


7,5 „ 


101—150 „ 


4,5 „ 


151—200 „ 


3 , 


über 200 „ 


2,5 „ 



Mit der Aufstellung einer Expeditionsgebühr von 
Fr. 1 für die Tonne waren alle einverstanden; für die 
Streckentaxen wurde aber erst auf einer späteren Kon- 
ferenz, am 16. Juli 1884, eine Einigung auf Grundlage 
folgender Sätze für den Tonnenkilometer erzielt: 

1—69 km 8 Cts. 

70—150 „ 6 „ 

151—200 „ 3,5 „ 

201—300 „ 2,5 „ 

über 300 „ 2 „ 

plus Fr. 1 Expeditionsgebühr. 
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Die Taxen verstehen sich für Wagenladungen von 
10,000 kg; das Auf- und Abladen ist darin nicht in- 
begriffen. In diesen Tarif sind Mehl- und Mühlen- 
fabrikate nicht einbezogen. Die Wirkung des Ausnahme- 
tarifes tritt erst mit dem 70. Kilometer ein; er kann 
aber schon bei kürzeren Distanzen angewandt werden, 
soweit seine Taxen sich billiger stellen, als diejenigen 
der allgemeinen internen oder direkten Tarife. 

Die Verteilung des Frachtsatzes unter die Trans- 
portbahnen geschieht folgendermassen : für die letzten 
50 Kilometer jeden Transportes wird eine Streckentaxe 
von 8 Ct. für die Tonne vorbezogen, je die Hälfte der 
Abfertigungsgebühr auf die beiden Endbahnen verteilt 
und das Übrigbleibende nach Massgabe der Tarifkilo- 
meter auf die Restdistanz verlegt. Dies als Beispiel, 
wie sich, bei der ungleichmässigen Bezahlung der Trans- 
portkosten an die verschiedenen Linien, die Zustellung 
der Taxanteile bewerkstelligen lässt. 

Der Ausnahmetarif für Getreide vom 1. September 
1884 besteht noch heute in Kraft und scheint sich be- 
währt zu haben; im Einklang mit unserer Zollpolitik, 
welche die ausländische Getreideeinfuhr ausserordentlich 
begünstigt, erleichtern die Staffelsätze den Transport 
von der Grenze in das Innere des Landes ; im ferneren 
erlauben die niedrigen Taxen unsern Bahnen den Wett- 
bewerb mit den ausländischen Linien aufzunehmen ; 
endlich bedeuten Taxverkürzungen bei langem Transport 
für den Getreidekäufer einen grossen Vorteil: er ist 
nicht mehr einzig auf das nächstliegende Lagerhaus an- 
gewiesen, sondern kann seinen Bedarf leicht von der 
ihm am besten passenden Bezugsquelle aus decken. 

Wäre in der Schweiz der Getreidebau so stark 
entwickelt, dass er für die Deckung unseres Bedarfes 
ernstlich in Frage kommen könnte, so würde es wohl mög- 
lich sein, dass auch in unserem Lande der Getreidestaffel, 
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der ja einzig zu gunsten der fremden Getreideeinfuhr 
errichtet wurde, das Ziel heftiger Angriffe geworden 
wäre. Solange wir aber ausländisches Getreide beziehen 
und bei den niedrigen Eingangszöllen so leicht be- 
ziehen, dient dieser Tarif den allgemeinen Interessen 
des Landes. * 

Hatten die Verwaltungen für den Getreide transport 
sich auf einen gemeinsamen Ausnahmetarif in Staffel- 
form einigen können, so gelang ihnen dies nicht für 
die Beförderung von Kohlen, trotzdem deren Import 
ungefähr denselben Voraussetzungen unterliegt, wie die 
Getreideeinfuhr. 

Die schweizerischen Industriellen beklagten sich 
von jeher üher hohe Kohlentaxen; ein erstes Ein- 
schreiten in dieser Angelegenheit durch den Vorort des 
schweizerischen Handels- und Industrievereins, im Jahr 
1891, wurde von den Bahnen unter Hinweis auf die 
durch unsere besonderen Verhältnisse gerechtfertigten 
Kohlensätze zurückgewiesen. 2 Auf den Vorschlag einer 
Bahn, durch einen Staffeltarif, etwa vom 50. Kilometer 
an, Ermässigungen zu gewähren, wurde nicht eingetreten. 



1 Eng verbunden mit der Getreidetariffrage ist diejenige der 
centralschweizerischen Lagerhäuser, welche seit Jahren immer 
wieder zu Auseinandersetzungen mit den Bahnen Veranlassung 
giebt. Die grossen schweizerischen Getreidelager befinden sich in 
Romanshorn, Buchs, Brunnen und Morges, mithin, mit Ausnahme 
von Brunnen, alle an der Grenze; dieser Umstand hat von jeher 
die innerschweizerischen Getreideplätze, vorab Aarau, in Aufregung 
versetzt, weil sie durch denselben beeinträchtigt werden. Für die 
Bahnen war aber bei der Wahl der Plätze der Grund massgebend^ 
dass von diesen Grenzorten (Brunnen als Station vor der Gabe- 
lung der Gotthardbahn) aus das Getreide nicht zurücktransportiert 
werden muss, was z. B. für Aarau jedesmal eintritt, wenn das 
Getreide aus der Ost- in die Westschweiz, oder umgekehrt dirigiert 
wird. 

2 Vergl. über die Kohlentariffrage S. 54, Anmerkung 1. 



— 117 — 

Ein abermaliges Vorgehen des Vorortes hatte keinen 
besseren Erfolg und die Gesellschaften behelfen sieh, 
nach wie vor, mit Taxen von 4 bis 5 Ct. für den Tonnen- 
kilometer- Der Vorschlag, einen Staffeltarif mit nach- 
stehenden Grundtaxen für den Tonnenkilometer 

1—50 km 4,2 Cts. 
51-100 „ 3,4 „ 
über 100 „• 2,6 „ 
plus Fr. 1 Expeditionsgebühr für die Tonne 
-einzuführen, war von ihnen verworfen worden. 

Einen Kohlentarif in Staffelform haben die central- 
und westschweizerischen Bahnen. Die Durchschnitts- 
taxe für den Tonnenkilometer beträgt, bei Aufgabe von 
10,000 kg, von 

1—249 km ... 5 Cts. 
250 und mehr km . 4 w 
Dabei findet bis 50 Kilometer auf den Strecken der 
Empfangsbahn ein Zuschlag von 40 Ct. statt; auf den 
Linien der alten Jura-Bern-Luzernbahn wird dieser Zu- 
schlag allgemein, ohne Rücksicht auf die Distanz, er- 
hoben. Dies gilt für die Einfuhr ab den Stationen Basel 
und Delle ; bei den Transporten von den Stationen Genf, 
Verrieres und Vallorbes aus, ist der Zuschlag von 40 Ct. 
auf einer Strecke von 80 Kilometern zu entrichten. Der 
Kohlentarif wirkt auf geringere Distanzen rückwirkend; 
für gewisse Strecken bestehen noch besondere Aus- 
nahmen, z. B. zwischen Basel -Genf, Genf-Villeneuve 
•wegen der Konkurrenz durch die Seeschiffahrt. 

Der Ausnahmetarif der Nordostbahn für Steine, 
aus dem Jahr 1883, ist ein Staffeltarif mit folgenden 
örundtaxen für den Tonnenkilometer bei Wagenladungs- 
aufgabe : 

1—20 km 3,5 Cts. 
21—60 „ 3,25 „ 
über 60 „ 3 „ 
plus einer Expeditionsgebühr von Fr. 1 für die Tonne. 
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Staffeiförmig ist der temporäre Ausnahmetarif vom 
1. Mai 1893, für Lebensmittel ab Eomanshorn, Buch& 
und Basel gebildet; es galt damals, bei Ausbruch de& 
Zollkriegs mit Frankreich, die Westschweiz der öster- 
reichischen und deutschen Einfuhr zugänglicher zu 
machen. Die Ermässigung tritt bei diesem Tarif ver- 
hältnismässig erst spät ein; es wird nämlich bis zum 
205. Kilometer die normale Wagenladungstaxe erhoben,, 
so dass, wenn beispielsweise die Einfuhr von Eomans- 
horn aus über Bern in die Westschweiz stattfindet, die 
Wirkung des Staffeis erst von Bern aus (Bern ist von 
Eomanshorn 205 km entfernt) eintritt. Die Grundtaxen, 
sind für 100 kg und den Kilometer folgende: 

Allgemeine Wagenladungsklassen 

A B 

5,000 kg 10,000 kg 

1 — 205 km normale Taxen 

206—220 „ 8 Cts. 6 Cts. 

221-250 6 „ 4 , 

über 250 „ 4 „ 2 „ 

Die Ladekosten sind im Tarif inbegriffen. 
Bei Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen wurde- 
der temporäre Ausnahmetarif beibehalten ; den beteiligten 
Verwaltungen hat er eine nicht unbeträchtliche Ver- 
kehrsvermehrung gebracht; vielen Artikeln, besonders 
dem österreichischen und böhmischen Zucker, hat er in 
der Westschweiz ein neues Absatzgebiet geschaffen. 

Es bleibt noch zu erwähnen, dass, wie die andern 
Staaten, auch die Schweiz den Vorschlag Belgiens, einen 
internationalen Staffeltarif für Eilgut einzuführen, zu- 
rückgewiesen hat. l Als Ablehnungsgründe wurden die 
zu niedrigen Taxen, die ausserordentliche Begünstigung* 
des auswärtigen Handels und tariftechnische Schwierig- 
keiten genannt. 



1 Dieser Tarif ist auf Seite 103 angeführt. 
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Noch einmal, Ende 1895, wurde die. Frage der 
Einführung von Staffeltarifen in der Schweiz im Schosse 
der Bahnen erörtert, da darauf abzielende Wünsche in 
den eidgenössischen Räten laut geworden waren. Un- 
term 20. August 1895 richtete das Eisenbahndepartement 
an die Präsidialverwaltung ein Schreiben, in welchem 
die schweizerischen Bahnen ersucht werden, „mit Rück- 
sicht auf die Einladung der Räte, 1 die Frage der Ein- 
führung der Staffeltarife für den Transport von Gütern 
im allgemeinen und für die Beförderung von Wein im 
speciellen einem näheren Studium zu unterwerfen." Die 
Frage solle in erster Linie vom Eisenbahnverband einer 
Untersuchung unterzogen und über die Resultate dem 
Departement einlässlich Bericht erstattet werden. 

Die Prüfung, oder besser gesagt Besprechung der 
Bahnen darüber, fiel für die Staffeltarife ungünstig aus. Im 
Antwortschreiben vom 7. März 1896 an das Departement 
wurden folgende Ablehnungsgründe geltend gemacht: 
Aus dem Güterverkehr haben die Bahnen im Jahr 1893 
eine Einnahme von rund 48 Millionen Franken erzielt; 
nun sei der Endzweck des Vorschlages der Räte Tax- 
ermässigung ; schon die kleinste Ermässigung aber, wenn 
es sich um solche Summen handelt, würde bedeutende 



1 Die gesetzgebenden Bäte hatten unterm 15./26. Juni 1895, 
anlässlich der Motion Fonjallaz folgenden Beschluss gefasst: 

1. „Auf die Motion wird im Sinne der Erwägungen im Bericht 
des Bundesrates vom 19. Dezember 1894 nicht eingetreten ; 

2. Der Bundesrat wird eingeladen : 

a) Seine Verwendung bei den Schweiz. Eisenbahnverwaltungen 
dahin eintreten zu lassen, dass der Produkten- und Waren- 
transport im internen Verkehr, namentlich der Weintrans- 
port überhaupt, und wenn immer möglich auf Basis des 
Staffelsysteme s in Abnehmen der kilometrischen Ansätze, 
billiger gestellt wird; 

b) Über seine diesfälligen Studien und den Erfolg seiner Be- 
mühungen Bericht zu erstatten." 



— 120 — 

Ausfälle zur Folge haben, denn, eine Verkehrs Vermeh- 
rung sei nicht ohne weiteres zu erwarten, da eine solche 
in erster Linie vom wirklichen Bedarf und nicht einzig 
von Taxen abhänge; würde der Fernverkehr billiger, 
so müssten also dementprechend die Transportsätze auf 
kurzen Distanzen erhöht werden. 

Der Bundesrat selbst unterliess es, seinerseits 
weitere Studien über die Frage der Einführung von 
Staffeltarifen anzustellen, da denselben doch nur ein 
theoretischer Wert zukgekommen wäre. 

Aus der ganzen Begründung der ablehnenden Hal- 
tung der Bahnen ist leicht ersichtlich, dass eben wieder 
die heikle Geldfrage dabei die Hauptrolle gespielt und 
dass, was allerdings leicht begreiflich ist, die in Aus- 
sicht stehende Verstaatlichung sie von Experimenten 
von solcher Tragweite abgehalten hat. Aus der Hal- 
tung der Bahnen auf die Unrichtigkeit und Unmög- 
lichkeit der x\nwendung dieses Systems für die Schweiz 
zu schliessen, wäre ganz sicher verfehlt! Die Ver- 
waltungen sind mit vorgefasster Meinung an die Frage 
herangetreten und haben nicht einmal die zu einer 
eingehenden Prüfung notwendigen statistischen Er- 
hebungen veranlasst. Bekanntlich hat sich das De- 
partement durch die Stellungnahme der Bahnen nicht 
beeinflussen lassen und tritt in der Rückkaufsbotschaft 
warm für Staffeltarife ein 1 . 



1 In der letzthin erschienenen Botschaft zu einem Gesetzex- 
entwurf betreffend das Tarifwesen der schweizerischen Bundes- 
bahnen, wird das Staffeltarifsystem ebenfalls auf das Günstigste 
beurteilt. Siehe darüber den Anhang. 



Welche Entwicklung wird nun wohl das schweize- 
rische Gütertarifwesen in Zukunft nehmen ? 

Für die nächsten Jahre sind bezügliche einschnei- 
dende Reformen wohl nicht zu erwarten ; nach wie vor 
werden das Departement und die Verwaltungen sich 
darauf beschränken, Pracht- und Verkehrserleichterungen 
verschiedener Art eintreten zu lassen, indem bei dem 
bald bevorstehenden Übergang der Bahnen an den Bund 
von den Gesellschaften die Lösung grösserer Fragen 
nicht mehr zu erwarten ist ; die Einführung von Staffel- 
tarifen ist also für die nächste Zukunft wohl ausge- 
schlossen. 

Wird uns die Staatsbahn Staffeltarife bringen ? Der 
Eückkaufsbotschaft zufolge soll der Übergang zu diesem 
System ernstlich erwogen werden. Fürs erste ist aber Bei- 
behaltung regelmässiger Streckensätze vorgesehen, denn 
es wäre für eine ins Leben tretende Staatsbahnverwal- 
tung unvorsichtig, ihre Thätigkeit gleich mit einer 
Neuerung zu beginnen, welche auf das ganze Verkehrs- 
leben des Landes die nachhaltigsten Folgen und für 
einen, wenn auch noch so kleinen Teil der Bevölkerung 
Verluste nach sich ziehen kann! 

Die von der bundesrätlichen Rückkaufs-Botschaft 
in Aussicht genommenen neuen Taxen bedeuten übrigens 
schon einen gewaltigen Fortschritt in der Entwickelung 
unseres Gütertarifwesens, denn durch diese wird in der 
Schweiz endlich die materielle Tarifeinheit — freilich mit 
Ausnahme der Gotthardbahn — erreicht sein, nachdem die 
-Gesellschaften durch Annahme des deutschen Reform- 
systems fast 20 Jahre früher die formelle Einheit zu 
.stände gebracht hatten. 

Sehr lange werden sich aber diese neuen Sätze, 
welche aus den Streckentaxen der Nordostbahn und den 
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Expeditionsgebühren der andern Bahnen zusammenge- 
setzt sind und infolgedessen immerhin um ein geringes 
unter den jetzigen Taxen stehen, kaum halten, denn 
die vorgeschlagenen Eeduktionen sind zu unbedeutend, 
um den Anspruch auf wirkliche Ermässigung machen 
zu können oder gar dem Verkehr einen neuen Auf- 
schwung zu verleihen. 1 

Für eine, von der öffentlichen Meinung in hohem 
Grade abhängige Staatsbahnverwaltung dürfte der Um- 
stand sehr unangenehme Folgen haben, dass auf einer 
schweizerischen Bahn, der Gotthardbahn, die Taxen 
zum Teil viel niedriger sein werden, als auf den übrigen 
Bahnen; ausserdem wird man die gewissen Industrien 
und Transporten bewilligten Ausnahmetarife beibehalten 
müssen, und ebenso die Vergünstigungen, welche den 
mit dem Ausland konkurrierenden Linien gewährt 
werden. Es ist aber hinlänglich bekannt, dass bei 
uns, wie anderwärts, die ungleiche Vergütung gleich- 
wertiger Leistungen zum Stein des Anstosses für die 
Bahnen geworden und — mögen solche Massnahmen noch 
so sehr durch das berechtigte Interesse der Bahnen 
begründet sein und vielleicht auch auf die Verkehrsver- 
hältnisse des eigenen Landes gar nicht einwirken — 
derartige ausnahmsweise Taxbildungen immer unbeliebt 
sind. 

Die Staatsbahnen werden im Laufe der Zeit wohl 
auch Bedacht darauf nehmen müssen, ihr Tarifwesen 



1 Da die Ausnahmetarife mit annähernd gleichen Taxen, wie 
solche namentlich von der einen Verwaltung gegen die andere 
erhoben werden, um den Verkehr auf ihr Netz tiberzuleiten, weg- 
fallen müssen, so wird ein grosser Teil des Güterverkehrs diese 
Taxermässigungen gar nicht zu spüren bekommen. So haben bei- 
spielsweise die Vereinigten Schweizerbahnen für alle Transporte, 
welche ihr durch die etwas niedrigeren Sätze der Nord-Ostbahn 
entzogen werden könnten, eine billigere Frachtberechnung ein- 
treten lassen. 
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möglichst mit den Forderungen der Interessenten und,, 
so weit sich dies thun lässt, auch mit den Taxen des 
Auslandes in Einklang zu bringen; es ist wohl kaum 
daran zu zweifeln, dass die Verkehrtreibenden mit 
allem Nachdruck auf Gleichbegünstigung der schweize- 
rischen Produkte mit den fremden und auf Taxverbilli- 
gung im allgemeinen dringen werden. Es ist zwar diesen 
Kreisen durch das Gesetz vom 15. Oktober 1897 eine 
hervorragende Thätigkeit an der Gestaltung des Tarif- 
wesens , wie dies in andern Staaten , namentlich in 
Deutschland, der Fall ist, nicht zugedacht worden; 
nichtsdestoweniger werden sie aber ihren Wünschen 
Geltung zu verschaffen wissen und eine dem Volke 
selbst verantwortliche Staatsbahn Verwaltung wird auf 
solche Forderungen mehr Bücksicht zu nehmen haben, als 
die im Tarifwesen selbständigen Privatgesellschaften. * 
Sobald die neue Verwaltung auf den vier Netzen ar- 
beiten wird, steht ihr als eine der ersten Aufgaben 
bevor, die notwendigen Arbeiten für grössere Taxre- 
duktionen vornehmen zu lassen. 

Auf welcher Grundlage bedeutende Ermässigungen 
vorgenommen werden können, wird sich erst nach ein- 
gehenden statistischen Erhebungen, die sich auf das 
gesamte Netz beziehen, feststellen lassen ; in der Rück- 
kalifsbotschaft ist in dieser Beziehung ein Fingerzeig 
gegeben durch Befürwortung der Staffeltarife. 



1 In die Gesetzgebung, Feststellung der Grundlagen, Begut- 
achtung und Entscheidungen über das Tarifwesen teilen sich laut 
Bundesgesetz betreffend die Erwerbung und den Betrieb von Eisen- 
bahnen vom 15. Oktober 1897 die Bundesversammlung (Art. 13 
Abs. 3), der durch Bundesrat, Kantone und Kreiseisenbahnräte 
gewählte Verwaltungsrat (Art. 17 Abs. 4), die vom Bundesrat 
ernannte Generaldirektion (Art. 25 Abs. 11), die vom Bundesrat 
und den Kantonen gewählten Kreiseisenbahnräte (Art. 30 Ab. 3) 
und endlich die vom Bundesrat ernannten Kreisdirektionen (Art. 35- 
Abs. 21). 



124 



Es ist auch unsere Meinung, dass einzig in einem 
Tarif mit fallender Skala eine Lösung gefunden werden 
kann, welche die Bahnen sowohl, als auch die Wünsche 
und Forderungen des Publikums zu befriedigen vermag. 

Es wurde früher darzulegen versucht, dass Staffel- 
tarife theoretisch richtig sind und ausserdem bemerkt, 
dass ihre Anwendung in den bedeutendsten Handels- und 
Eisenbahnstaaten auch für ihre praktischen Vorteile 
zeugt; in der Schweiz liegen nun im grossen und ganzen 
dieselben Verhältnisse und Gründe vor, welche ihre 
Einführung im Auslande zur Folge gehabt haben. 

Die schweizerischen Bahnen erheben alle eine 
Expeditionsgebühr, die, sehr niedrig gehalten, kaum 
den wirklichen Stationskosten entspricht; es sind die 
schweizerischen Abfertigungstaxen, im Gegensatz zu 
den Streckensätzen, thatsächlich niedriger als in den 
meisten andern Ländern. Was die Expeditionsgebühr 
nicht zahlt, muss aber der Streckensatz aufbringen, 
und dieser bewirkt auch, dass nach einer Fahrt von 
gewisser Länge die Bahnhof kosten nunmehr voll gedeckt 
sind; über diese Strecke hinaus fällt aber die Forde- 
rung der Tilgung der Abfertigungsauslagen weg und 
können die Strechentaxen dementsprechend von einer 
bestimmten Entfernung an ermässigt werden. 

Die Staffeltarife erleichtern und machen Transporte 
auf weite Distanzen überhaupt möglich ; gerade deshalb 
dürften sie in der Schweiz auf fruchtbaren Boden fallen, 
denn trotz des bedeutenden Transitverkehrs ist die durch- 
schnittliche Fahrt einer Gütertonne in unserem Lande 
klein. Im Jahr 1868 betrug sie 46 Kilometer, 10 Jahre 
später 50 Kilometer und heute ist eine Fahrt von durch- 
schnittlich 60 Kilometer noch nicht erreicht. 1 Wir haben 



1 Die durchschnittliche Fahrt einer Gütertonne betrug im 
Jahr 1894 für Deutschland . . . 117,8 km 

Frankreich . . . 121,7 „ 
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also nicht nur kurzen Transport überhaupt, sondern auch 
fast gar keine Zunahme in dieser Hinsicht zu verzeich- 
neu! Der Staffeltarif wird hierin wohl in kurzer Zeit 
eine für die Bahnen günstigere Durchschnittszahl schaffen. 

In der Frage der Ausnahmetarife ist das Staffel* 
System jedenfalls dazu berufen, wesentliche Vereinfach- 
ungen und auch gerechtere Zustände herbeizuführen. 
Ohne dio fremden Güter von der Benutzung der inlän- 
dischen Schienen fernzuhalten, wird den Gütertarifen 
ihr ausnahmsweiser und zum grossen Teil persönlicher 
Charakter genommen werden können. 



Österreich .... 112 km 
Italien (1888) 
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Baden 73 „ 

Bayern 145 „ 

Schweiz 59,12 n 

Die niedrige Ziffer für die Schweiz rührt natürlich in erster 
Liuie von der Kleinheit des Wirtschaftsgebietes und den kurzen 
Transporten auf den Nebenbahnen her, denn die durchschnittliche 
Fahrt auf den 5 grossen Netzen beträgt mehr als 70 km (im Jahr 
1896 72,8 km); zum guten Teil ist aber die statistische Berech- 
nungsweise daran schuld, indem beim Transitverkehr die durch- 
fahrene Kilometerzahl nicht als Ganzes eingerechnet wird, sondern 
jede Verwaltung, welche das Gut zu befördern hat, die auf ihrem 
Gebiet durchlaufene kleine Strecke angiebt; auf diese Weise er- 
halten wir z. B. für die Fahrt eines Transitgutes Genf-Buchs 
statt der bedeutenden Zahl von 380 km, der 4 Netze wegen, die 
die Ware durchfährt, 4 kleine Zahlen, d. h. der eine Transport 
wird viermal mit einer entsprechenden kleineren Fahrt eingerechnet. 
Zieht man diese offenbar falsche Berechnungsweise in Be- 
tracht, so fällt es nicht mehr auf, dass die viel kleineren Netze 
der einzelnen Verwaltungen teilweise grössere Durchschnittszahlen 
aufweisen ; im Jahr 1896 betrug die durchschnittliche Fahrt einer 

Gütertonne auf der Gotthardbahn 146 km 

Jura Simplonbahn ... 71 „ 

Centralbahn 56 „ 

Nord-Ostbahn 48 „ 

den Vereinigten Schweizerbahneu 43 „ 
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Die geographische Lage der Schweiz bedingt einen 
steten Wettkampf mit den ausländischen Linien; nicht 
nur erwächst unsern Bahnen für den Durchgangsver- 
kehr auf allen Seiten Konkurrenz, sondern die fremden 
Bahnen haben es an manchen Orten in der Hand, die 
schweizerischen Transporte auf ihre Strecken hinüber- 
zuziehen und den Eintritt der für die Schweiz bestimmten 
Güter auf Punkte zu leiten, welche den inländischen 
Linien ein gutes Stück der Fahrstrecke entziehen. Zur 
Abwehr gegen solche Eingriffe in ihr natürliches Gebiet 
haben die schweizerischen Verwaltungen immer zu Aus- 
nahmetarifen oder zu ausnahmsweiser Taxbildung der 
allgemeinen Tarife greifen müssen; die zahlreichen 
Komplikationen im Gütertarifwesen rühren zum guten 
Teil von diesen Ausnahmesätzen her, welchen nicht das 
normale, sondern meist das Taxschema ausländischer 
Bahnen zu Grunde liegt. 

Will die Staatsbahnverwaltung mit diesen Ver- 
wickelungen und vielfältigen Begünstigungen aufräumen, 
so erscheint als das Zunächstliegende die Übernahme 
der ausländischen Taxen für unser Netz. Wie wir die 
deutsche Güterklassification zu der unsrigen gemacht 
haben, so wäre es wohl das Einfachste, uns auch die 
deutschen Sätze anzueignen; durch diese Massnahme 
würden nicht nur die meisten unserer Ausnahmetarife 
verschwinden können, sondern es wäre damit gleich- 
zeitig eine gewaltige Tarifreduktion verbunden. So ein- 
leuchtend eine derartige Lösung der Taxverwickelungen 
erscheinen mag, so ist sie aber dennoch vollständig 
ausgeschlossen: die Einnahineausfälle wären derartige, 
— nach ungefährer Schätzung 9 bis 10 Millionen — 
dass sie auch durch den erhöhten Verkehr nun und 
nimmer wieder eingebracht werden könnten. 

Staffeltarife werden sicherlich auch hier den gross- 
ten Ubelständen abhelfen können und dies ohne zu starke 
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Einbusse. Die Staffeltarifbildung der Taxen würde ge- 
statten, für den Grossteil des Verkehrs — aus der 
durchschnittlichen Fahrt einer Gütertonne zu schliessen, 
ungefähr bis auf 50 Kilometer — die bisherigen Sätze 
beizubehalten; etwa vom 50. oder 60. Kilometer an 
hätten dann durch eine fallende Skala Ermässigungen 
einzutreten, welche auch die Aufnahme des Wettbewerbs 
mit Erfolg gestatten würden. Eine Frachtfestsetzung 
auf solcher Grundlage würde den Bahnen die Einnahmen 
aus dem viel beträchtlicheren Nahverkehr ungeschmälert 
überlassen; die dem Fernverkehr bewilligten Ermässi- 
gungen hätten wohl Einbussen zur Folge, die aber nicht 
sehr gross sein würden, denn viele der ganz billigen 
Ausnahmetarife würden ja fallen gelassen werden. 

Die Nachteile, von welchen die Staffeltarife übrigens 
ihrerseits nicht frei sind, werden sich natürlich auch bei 
uns geltend machen : die Centralschweiz wird nach allen 
Seiten aus den Abstufungen Vorteile ziehen; die ander 
Peripherie des Landes gelegenen Orte werden nur nach 
einer Richtung von dieser Vergünstigung, allerdings dann 
um so ergiebiger, Gebrauch machen können und die 
Orenzgebiete werden leichter als bisher ihre Produkte 
im Inneren des Landes absetzen können, was sowohl dem 
wirtschaftlichen Aufschwung abgelegener Landesteile 
zu Nutze kommen, als auch eine heilsame Decentrali- 
sation der Produktionskräfte herbeiführen wird. 

Durch Einführung von Staffeltarifen dürfte der 
Niederlags- und ßeexpeditionshandel zu kurz kommen, 
da ja jede Unterbrechung der Fahrt behufs Einlage- 
rung des Gutes eine Erhöhung der Fracht bedingt; 
es giebt aber gewisse Güter, die, wie Getreide, Holz, 
Petrol, Brennmaterialien und andere, als Artikel des 
Weltverkehrs nicht direkt vom Produzenten zum Kon- 
sumenten gelangen, sondern, wie dies ihre Natur ver- 
langt, von Zwischenhändlern in grossen Massen ange- 
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kauft, gelagert und vom Lagerplatz aus an die Ver- 
braucher versandt werden; für diese Güter wäre dann 
allerdings anzuordnen, dass die durch die Aufspeiche- 
rung bedingte Unterbrechung der Fahrt auf die Berech- 
nung des Staffelsatzes keinen Einfluss ausübe, das heisst, 
dass trotz der ein gewisses Zeitmass nicht überschrei- 
tenden Einlagerung nur der billigere Satz der unge- 
teilten Strecke entrichtet werden rauss. Eine solche 
Vergünstigung ist für einen Teil der genannten Güter 
schon vielfach üblich, und es kommen z. B. derartige 
Verfügungen den Getreidelagern zu gut; dabei ist in 
der Regel eine einjährige Aufspeicherung gestattet. 

In der Annahme von Staffeltarifen liegt endlich so 
ziemlich das einzig mögliche Mittel, in der Schweiz, 
ohne zu grosse Verluste für die Bahnen, erhebliche 
Taxermässigungen durchführen zu können, und dass 
solche mit der Zeit, in Anbetracht unserer jetzigen 
hohen Taxen, werden eintreten müssen, ist ausser Frage, 
wenn nicht unsere Industrie im Wettbewerb hinter der 
ausländischen zurückbleiben und der zukünftigen Bundes- 
bahn selbst dadurch der grösste Schaden erwachsen 
soll! 1 

Der bevorstehende einheitliche Betrieb der vier 
grossen Netze wird die zur Eegelung der Taxfrage 
notwendigen Vorarbeiten anf breiter und richtiger Grund- 
lage vornehmen können ; die Vereinigung der bisherigen 



1 Ein interessanter Vergleich der schweizerischen Taxen mit 
den ausländischen findet sich in einem Brief des Vorortes des 
Handels- und Industrievereins vom 18. Juni 1893 an die Bahn- 
verwaltungen. Es werden die Wagenladungssätze für Steinkohlen, 
Roheisen, Fagoneisen, Maschinen, Bohbaum wolle, für Baumwoll- 
garne und Tücher der Nord-Ostbahn, Österreichs und Deutschlands 
zahlenmässig, für Entfernungen von 50, 100 und 200 km ver- 
glichen, wobei es sich herausstellt, dass die schweizerischen Satze 
um 20°/o bis über 100% höher sind, als die der umliegenden 
Staaten ! 



J 
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getrennten Verwaltungen in einer Hand wird auch die 
Durchführung des Staffelsystems erst möglich machen 
oder mindestens gewaltig erleichtern, denn ein Tarif 
mit fallender Skala hat auf unserm kleinen Gebiet über- 
haupt nur dann seine Berechtigung, wenn er von einer 
Grenze bis zur andern ohne Neuansetzen durchgerechnet 
werden kann. 1, 2# 

Der passendste Zeitpunkt für die Einführung der 
Staffeltarife in der Schweiz dürfte der Übergang der 
Gotthardbahn in die Staatsbahnverwaltung, im Jahr 
1909, sein ; im Verlauf von mehr als 10 Jahren wird der 
Güterverkehr sich so entwickelt haben, dass man wohl, 
ohne zu grosse finanzielle Bedenken, Ermässigungen in 
grösserem Massstabe wird gewähren können; es wird 
ferner nach einer mehrjährigen Geschäftsperiode die 
Staatsbahn Verwaltung so erstarkt sein, dass sie diesen 
Schritt wird wagen dürfen, um so mehr, als bis dahin 
die notwendigen Vorarbeiten erstellt sein werden. 

Gebieterisch wird dann auf dem Staatsbahnnetz 
nach billigeren Taxen gerufen werden, da man aus Kon- 
kurrenzrücksichten die niedrigeren Sätze auf der Gott- 
hardbahn wird beibehalten haben; die Thatsache aber, 
dass auf den andern Linien höhere Taxen zur Anwendung 



1 Eine Anregung im „Bund" Nr. 222, vom 12. August 1898 
dahingehend, das Engadin an die übrige Schweiz durch Staffel- 
tarife zu ketten, welche durch die Zonengrenze Zürich and Chur 
markiert sind, halten wir nicht für richtig. Eine Dreiteilung der 
Strecke würde den Nutzen, den die Staffeltarife gerade den ent- 
fernten Gegenden bringen soll, aufheben. 

1 Herr Begicrungsrat F. Ulrich, den ich über die Möglich- 
keit der Einführung von Staffeltarifen um Auskunft bat, teilte 
mir in zuvorkommender Weise mit, dass, unter der Voraussetzung 
der Vereinigung der schweizerischen Bahnen zu einem Netz, dieses 
System durchaus günstig wirken würde. Die Grösse des Bahn- 
gebietes hält er für genügend, um die Vorteile des Staffeltarife s 
zur Geltung zu bringen, wie sich dies z. B. bei den belgischen 
Staatsbahnen gezeigt habe. 

9 
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gelangen, wird, solange die Gotthardbahn ein vom Gan- 
zen abgetrenntes Privatunternehmen darstellt, geduldet 
werden müssen; mit dem Aufhören der Sonderstellung 
dieser Bahn dürfte aber die einseitige Begünstigung 
dieser einen Strecke vor allen andern den lebhaften 
Unwillen aller Interessenten der andern Bahneu er- 
regen ! 

Aus praktischen Gründen scheint das Jahr 1909 für 
die Annahme des neuen Systems um so mehr angezeigt 
zu sein, als dann ja ohnehin das Einreihen der Gotthard- 
hahn an das Staatsnetz Tarifmassnahmen und Ände- 
rungen in grösserem Umfange nach sich ziehen wird; 
die unangenehmen Folgen, welche jede bedeutende 
Neuerung im Tarifwesen in der ersten Zeit mit sich 
bringt, werden also auf alle Fälle in diesem Jahre 
nicht ausbleiben ! Ein vollständiger Systemwechsel wird 
die Unannehmlichkeiten auf einige Zeit hinaus noch 
vermehren, nachher aber wird wohl für lange Jahre 
im schweizerischen Gütertarifwesen die Ruhe und Ste- 
tigkeit eintreten, welche für eine gedeihliche Fortent- 
wickelung des Handels und des Verkehrs eine unum- 
gängliche Grundbedingung sind. 

Was hier über die voraussichtliche Ausbildung des 
schweizerischen Gütertarifwesens gesagt worden ist, 
sind selbstverständlich nur persönliche Mutmassungen ; 
ob und inwieweit sich diese erfüllen werden, wird 
erst die Zukunft lehren. Wenn sich selbst die amtliche 
Rückkaufsbotschaft in dieser Frage zurückhaltend und 
vorsichtig ausdrückt, so beweist dies, dass eine Äusse- 
rung, eine bestimmte Wegleitung oder gar ein Urteil 
über die künftige Entwickelung der Gütertarife verfrüht 
sein dürfte! Zurückhaltung und keine voreilige Bindung 
ist hierin um so mehr am Platze, als ja noch Jahre 
vergehen werden, bis eine eidgenössische Verwaltung 
das Ruder bei den Bahnen in die Hand nimmt. 
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Mag nun die Staatsbahn die in sie gesetzten Hoff- 
nungen in Bezug auf das Tarifwesen auf diesem oder 
jenem Wege zu erfüllen suchen: wenn sie wirklich auf 
diesem Gebiete namhafte Verbesserungen und Erleich- 
terungen, verbunden mit möglichst gleichmässiger Be- 
rücksichtigung aller Interessenten erreichen will, so 
wird sie vor einschneidenden Neuerungen nicht zurück- 
schrecken dürfen. Der niedrigste und zugleich einträg- 
lichste Tarif kann nur auf dem Wege des praktischen 
Versuches gefunden werden! 



<^^> 



Anhang, 



Zu spät, um noch im Texte verarbeitet werden zu 
können, ist anfangs Dezember 1898 vom schweizerischen 
Eisenbahndepartement ein Gesetzesentivurf betreffend 
das Tarifwesen der schweizerischen Bundesbahnen, 
von einer Botschaft begleitet, erschienen. 

Die Grundsätze, welche in der Rückkaufsbotschaft 
vom 25. März 1897 aufgestellt sind, werden hier neuer- 
dings besprochen und, als für die künftige Staatsbahn 
massgebend, im Gtesetzesentwurf niedergelegt, durch 
welchen die Bestimmungen sämtlicher Konzessionen auf- 
gehoben werden* 

Die Botschaft erörtert in einem allgemeinen Teil 
das Verhalten und die Anschauungsweise der Bundes- 
behörden von der Zeit an, da diese im Tarifwesen ge- 
setzgeberisch thätig waren. Da an anderer Stelle über 
die Beziehungen zwischen Privatbahnen und Bund ein- 
lässlich berichtet worden ist, so brauchen wir hier der- 
selben nicht weiter Erwähnung zu thun. 

Im Personenverkehr werden verschiedene Erleich- 
terungen in Aussicht gestellt: die Zahl der obligato- 
rischen Züge soll vermehrt werden, das Minimum der 
Fahrgeschwindigkeit eine Erhöhung erfahren; ausserdem 
sollen die üblichen Taxbegünstigungen für Kinder, Arme 
und Arrestanteu beibehalten werden; ebenso die Abon- 
nemente. Für die Arbeiterbillette, welche einstweilen 
nur auf einzelnen Linien zur Ausgabe gelangen, ist all- 
gemeine Einführung geplant. 
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Nun zu den Taxen. Infolge der verschiedenen Kon- 
zessionen sind die Fahrgelder für Personen keineswegs 
auf dem ganzen schweizerischen Netz gleich bemessen. 
Wie sich aus der Botschaft ergibt, stimmen, bei einem 
Total von 2461 Betriebskilometern die Taxen für 1722 
Kilometer bei einfacher Fahrt überein; 92 km, welche 
der Normalkonzession vom 17. September 1873 * unter- 
stellt sind, haben niedrigere, die übrigen 647 km höhere 
"Taxen. Die Botschaft will nun die Fahrsätze, welche 
auf den 1722 km gelten auf das ganze Netz übertragen, 
infolgedessen sind im Gesetzesentwurf als Maximaltaxen 
für den Kilometer und die 

I. Klasse 10,4 Cts. 1 für die 
II. „ 7,3 „ \ einfache 

III. „ 5,2 „ J Fahrt 

angenommen. 

Diese Sätze gewähren also gegenüber den heutigen 
für den Grossteil des Bahngebietes keine Ermässigung; 
wohl gestatten sie aber, ohne zu Erhöhungen zu greifen 
— nur für 92 km tritt eine geringe Mehrbelastung ein — 
die materielle Tarifeinheit für die Personentaxen durch- 
zuführen. 2 



1 Über die Normalkonzession vergl. Seite 36. 

2 Da nun einmal das Bundesgesetz die Sätze abändern und 
mit Recht vereinheitlichen will, wobei zugleich der Bevölkerung 
möglichst niedrige Taxen eingeräumt werden sollen, so mag man 
sich vielleicht fragen, warum nicht die einfacheren und prakti- 
scheren Sätze der Normalkonzession, nämlich für den Kilometer 
und die I. Klasse 10 Cts. ] für die 

[I. „ 7 „ J> einfache 

III. „ 5 „ J Fahrt 

herübergenommen worden sind. Die Botschaft legt aber das Haupt- 
gewicht auf billige Retourtaxen und dementsprechend sollen die 
Hin- und Rückfahrtstaxen der Centralbahn auf dem ganzen Staats- 
netz zur Anwendung gelangen. 

Zur Begründung wird auf die guten finanziellen Erfolge hin- 
gewiesen, welche vorab die Centralbahn durch Ermässigung der 
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Bei der von den Bundesbahnen vorzunehmenden 
Personentarifreform haben Zonentarife keine Berück- 
sichtigung erfahren. Wie wir schon früher dargelegt 
haben, 1 hat diese Taxberechnungsart anderwärts nicht 
den erwünschten Erfolg gebracht und wäre dieses System 
für die Schweiz — wie die Botschaft ausführt — schon 
aus praktischen Gründen kaum durchführbar. 

Anders die Staffeltarife! Unsere Meinung, dass 
letztere auf den schwach entwickelten Fernverkehr einen 
heilsamen Einfluss ausüben könnten, wird von der Bot- 

Retourtaxen erzielt hat und ferner dargestellt, dass die Mehrzahl 
der Reisenden sich der Retourbillette bedient. Die vorgeschlagenen 
Herabsetzungen sind somit im Interesse von Bahnen und Publikum 
nur zu begrüssen ; die Ausrechnung des Rabattes dürfte aber aus 
praktischen Gründen vielleicht anders vorzunehmen sein. 

Uns scheint, dass die Berechnungsweise der Retourtaxen, 
wie sie auf der Nord-Ost-Bahn und auch in Süddeutschland er- 
folgt, ihrer Einfachheit halber auch auf die Bundesbahnen zu über- 
tragen wäre. Auf der Nord-Ost-Bahn entspricht die Taxe für Hin- 
und Rückfahrt in der 
I. Klasse der Taxe der I. Klasse und III. Klasse einfache Fahrt 
II. „ „ „ „ I. „ einfache Fahrt, 

es kommen somit für die Hin- und Rückreise die Billette einfacher 
Fahrt zur Anwendung, d. h. der ganze Fahrkartenbestand wird 
für die normalen Billette auf die Hälfte reduziert. Wer schon 
einen Blick auf die Fahrkartenschränkc geworfen und gesehen hat, 
welchen Raum dieselben selbst auf unbedeutenden Stationen bean- 
spruchen, wird die Tragweite, welche einer solchen Reduktion zu- 
kommt, verstehen. Noch weit grössere Vorteile würden aber durch 
diese Vereinfachung der allgemeinen Verwaltung erwachsen. Man 
denke an die Herstellung der Billette, an Komptabilität, Kon- 
trolle! Wie sehr würden die Verwaltungszweige, die sich damit 
zu befassen haben, entlastet werden, da es sich ja um Millionen 
von Fahrkarten handelt. Gerade die Bundesbahnen, welche mit 
den verwickelten Betriebsverhältnissen der vielen Privatgesell- 
schaften aufräumen wollen und welche die weitgehendste Verein- 
fachung aller Verwaltungszweige in ihr Programm aufgenommen 
haben, sollten sich die Gelegenheit hierzu nicht entgehen lassen« 

1 Vergl. Seite 8 und folgende. 
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schaft geteilt; wenn zwar Staffeltarife auch vorderhand 
nicht in Gebrauch kommen sollen, so steht man docb 
massgebenden Ortes diesem System günstig gegenüber. 
Dem Güterverkehr schenkt die Botschaft volle Auf- 
merksamkeit und der Gesetzesentwurf verspricht, unter 
Beibehaltung der mannigfachen Vorteile, welche schon 
jetzt durch die Privatbahnen dem Handel und Verkehr 
eingeräumt werden, sich der einheimischen Produktion 
ganz besonders annehmen zu wollen. 



Wie würden sich nun die Retourtaxen stellen, wenn sie uach 
dem oben geschilderten Verfahren der Nord-Ost-Bahn ermittelt 
würden ? Darauf gibt für einige Distanzen die nachstehende Ta- 
belle Auskunft: 





Distanz 
von 


Einfach 
II. 

Klasse 


e Fahrt 
III. 

Klasse 


Hin- und Ruckfahrt 
II. III. 

Klasse Klasse 


A Normal bnzes8i 011 . . 


20 km 


1. 40 


1. — 


2. 25 


1. 60 


B Gesetzesentwurf 


n 


1. 50 


1. 05 


2. 10 


1. 30 


C Vorschlag . . 


V 


1. 40 


1. — 


2. - 


1. 40 


A Normal koiizessiöH . . 


50 km 


3. 50 


2. 50 


5. 60 


4. - 


B Gesetzesentwurf 


» 


3. 65 


2. 60 


5. — 


3. 25 


C Vorschlag . . 


» 


3. 50 


2. 50 


5. — 


3. 50 


A NormalkoMeusion . . 


100 km 


7. — 


5. — 


11. 20 


8. - 


B Gesetzesentwurf 


r> 


7. 30 


5. 20 


10. — 


6. 50 


C Vorschlag . . 


n 


7. — 


5. — 


10. — 


7. — 


A NornulkoBsemoo 


150 km 


10. 50 


7. 50 


16. 80 


12. - 


B Gesetzesentwurf 


V 


10. 95 


7. 80 


15. — 


9. 75 


C Vorschlag . . 


n 


10. 50 


7. 50 


15. — 


10. 50 


A Normalkonzession . . 


200 km 


14. — 


10. — 


22. 40 


16. - 


B Gesetzesentwurf 


» 


14. 60 


10. 40 


20. - 


13. - 


C Vorschlag . . 


7) 


14. — 


10. — 


20. — 


14. - 



Unter A sind die Taxen ausgerechnet, wie sie sich nach der 
Normalkonzession stellen und thatsächlich auf 92 km im Gebrauch 
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Das Reformsystem wird beibehalten; der Bundes- 
bahnverwaltung soll es dann anheimgestellt werden, das- 
selbe einer, dem schweizerischen Verkehr Rechnung 
tragenden Weise weiter zu entwickeln. Letzteres wird 
allerdings notwendig sein, denn die Thatsache, dass 
mehr als ein Drittel aller Güter zu Ausnahmetaxen be- 
fördert wird, lässt die Unzulänglichkeit dieses Systems 
deutlich hervortreten. Immerhin ist es für eine neue 
Verwaltung angezeigt, ihre Thätigkeit nicht mit ein- 
schneidenden Neuerungen zu beginnen, so lange ihr nicht 
ausreichendes statistisches Material zu Gebote steht. 



sind. Für Hin- und Bückfahrt werden 20% Ermässigung der 
doppelten einfachen Fahrt verlangt. Der Gesetzesentwurf sieht 
von den Konzessionstaxen ab und nimmt für die einfache Fahrt 
etwas höhere, für die Hin- und Rückfahrt niedrigere Sätze in 
Aussicht. 

Unter B sind die Taxen ausgerechnet, wie sie der Gesetzes- 
entwurf vorschreibt; sie stellen zugleich für die einfache Fahrt 
die jetzigen Sätze der Nord-Ost-Bahn und der Jura-Simplon-Bahn, 
für die Hin- und Rückfahrt die Sätze der Centralbahn dar. 

Unter C sind die Taxen ausgerechnet, wie sie sich stellen 
würden, wenn für die einfache Fahrt an den Sätzen der Normal- 
konzession festgehalten, für die Hin- und Bückfahrt aber, bei 
gleichen Sätzen, nach dem Berechnungssystem der Nord-Ost-Bahn 
verfahren würde. 

Der Verfasser möchte die unter C angeführten Taxen zur 
Berücksichtigung empfehlen. Für die einfache Fahrt stellen sich 
hier die Sätze um ein Geringes niedriger, als dies im Gesetzes- 
entwurf vorgesehenen; andererseits sind die Retourbillette etwas, 
höher. 

Wir glauben nun nicht, dass diese kleine Mehrbelastung der 
Retourfahrten der erhofften Verkehrsvermehrung bedeutend Ein- 
trag thun könnte; die vorgeschlagenen Sätze sind noch immer 
niedriger, als diejenigen aller andern Schweizerbahnen, mit Aus- 
nahme der Centralbahn ; einzig für letztere (323 km) müssten also 
die Taxen etwas erhöht werden; dafür würden aber auch auf 
dieser Linie die einfachen Billette und auf allen übrigen Strecken 
der Bundesbahnen die Retourtaxen billiger. Endlich erscheinen 
uns Ermässigungen von 28,6% für die IL Klasse und von 30% 
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Daher wäre, wie wir es schon auf Seite 121 aus- 
einandersetzten, die sofortige Annahme von Staffeltarifen 
ein gewagtes Unternehmen. Auf diesen Standpunkt stellt 
sich auch die Botschaft, welche, trotz der günstigen 
Beurteilung, die sie diesem Taxberechnungssystem zu 
Teil werden lässt, dessen Annahme vorderhand ablehnt 
und dabei bemerkt: „Es soll der Verwaltung der Bundes- 
bahnen freie Hand gelassen werden, dieselben einzu- 
führen, soweit eine reifliche Erwägung aller Verhältnisse 
es angezeigt erscheinen lässt u . 

Mit dem Reformtarif wird also auch die jetzige 
Taxberechnungsart — Trennung in Expeditionsgebühr 
und Streckentaxe — beibehalten. Durch Herübernahme 
der schon bestehenden, billigsten Abfertigungsgebühren 
und Streckensätze wird sowohl eine kleine Herabsetzung 
der Frachttaxen erzielt, als auch für den Gütertransport 
die materielle Tarifeinheit erreicht. Wenn die Einnahmen 
der Staatsbahn es einmal gestatten, so soll die Ver- 
waltung von sich aus grössere Ermässigungen vornehmen 
dürfen. 

Was die Ausnahmetarife anbetrifft, so sind solche 
in der Botschaft in weitgehendem Masse vorgesehen. 
Wir glauben allerdings auch, dass die Bundesbahnen 
sich ihrer nicht nur nicht werden „entraten" können, 
sondern sogar auf deren weitere Ausbildung die grösste 
Sorgfalt werden verwenden müssen. Dies gilt ganz be- 
sonders für den Transitverkehr, der gegenwärtig mehr 
als je einer scharfen Konkurrenz zu Wasser und zu 



für die III. Klasse, wie sie in unserem Vorschlage vorgesehen 
sind, genügend und könnte bei Annahme desselben jedenfalls nicht 
von Rückschritt gesprochen werden, da — immer mit Ausnahme 
der Centralbahn — einzig die Nord-Ost-Bahn und die Aargauische 
Südbahn, bei höheren Grundtaxen, die gleichen prozentualen Er- 
mässigungen einräumen, die andern aber nur die vorgeschriebenen 
20 °/o Eabatt gewähren. 
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Lande ausgesetzt ist. Diesen Verhältnissen scheint die 
Botschaft Rechnung tragen zu wollen, indem sie bei- 
spielsweise den Bundesbahnen empfiehlt, auf die kon- 
kurrierenden Seerouten Rücksicht zu nehmen ; bis dahin 
wurde allerdings den Privatbahnen die Berücksichtigung 
der Schiffahrtskonkurrenz, weil zu vielen Wechselfällen 
ausgesetzt, vom Departement nicht zugestanden, dennoch 
haben es die Privatbahnen verstanden ; sich den bedeu- 
tenden und einträglichen Transitverkehr grossenteils zu 
erhalten, und es ist nur zu hoffen, dass bis zum Über- 
gang der Bahnen an den Staat, dieser Transport nicht 
an ausländische Linien verloren gehe. 

Aus dieser kurzen Übersicht dürfte hervorgehen, 
dass da, wo die Botschaft und unsere Arbeit die gleichen 
Punkte berühren, beide im Grossen und Ganzen denselben 
Standpunkt einnehmen. Hält der Gesetzesentwurf in 
vorsichtiger Weise beim Tarifwesen mit Neuerungen 
zurück und begnügt er sich damit, bei Einräumung von 
etwas billigeren Taxen die materielle Tarifeinheit auf- 
zustellen, so lässt die Botschaft durchblicken, dass in 
nicht allzu ferner Zeit die Staffeltarife auf den Bundes- 
bahnen zur Einführung gelangen werden. 




^ 
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